
Bundesgesetz über das Inverkehrbringen und die Anforderungen an die Sicherheit von 
pflanzlichen und tierischen Lebensmitteln entlang der Lebensmittelkette, von 
Gebrauchsgegenständen und kosmetischen Mitteln (Lebensmittelsicherheits- und 
Verbraucherschutzgesetz - LMSVG) 
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1. Hauptstück 

Grundsätze und Anforderungen für den Verkehr mit Lebensmitteln, Gebrauchsgegen-
ständen und kosmetischen Mitteln 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen  

Geltungsbereich 

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt das Inverkehrbringen und die Anforderungen an die Sicherheit von 
Lebensmitteln, Gebrauchsgegenständen und kosmetischen Mitteln. 

Ziel dieses Gesetzes 

§ 2. (1) Ziel dieses Bundesgesetzes ist der Gesundheitsschutz des Verbrauchers sowie der Schutz 
des Verbrauchers vor Täuschung. Diese Ziele sind durch die in der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 vom 
28. Jänner 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, 
zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren 
zur Lebensmittelsicherheit (ABl. Nr. L 31 vom 1.2.2002) dargelegten Grundsätze der Risikoanalyse, des 
Vorsorgeprinzips und der Transparenz zu gewährleisten. 

(2) Dieses Bundesgesetz dient ferner der Umsetzung und Durchführung von Rechtsakten der Euro-
päischen Gemeinschaft, die den Geltungsbereich dieses Gesetzes betreffen. 

Begriffsbestimmungen 

§ 3. Für dieses Bundesgesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen: 
 1. Lebensmittel: Lebensmittel im Sinne des Artikels 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002. 

Der Lebensmittelbegriff umfasst auch Nahrungsergänzungsmittel, Lebensmittelzusatzstoffe, 
Aromen und Verarbeitungshilfsstoffe. 

 2. Diätetische Lebensmittel: Lebensmittel, die für eine besondere Ernährung bestimmt sind und 
die sich aufgrund ihrer besonderen Zusammensetzung oder des besonderen Verfahrens ihrer 
Herstellung deutlich von den Lebensmitteln des allgemeinen Verzehrs unterscheiden, die sich 
für den angegebenen Ernährungszweck eignen und mit dem Hinweis darauf in Verkehr ge-
bracht werden, dass sie für diesen Zweck geeignet sind. 
Eine besondere Ernährung muss den besonderen Ernährungserfordernissen folgender Verbrau-
chergruppen entsprechen: 

 a) bestimmter Gruppen von Personen, deren Verdauungs- bzw. Resorptionsprozess oder Stoff-
wechsel gestört ist, oder 

 b) bestimmter Gruppen von Personen, die sich in besonderen physiologischen Umständen be-
finden und deshalb einen besonderen Nutzen aus der kontrollierten Aufnahme bestimmter in 
der Nahrung enthaltener Stoffe ziehen können, oder 

 c) gesunder Säuglinge oder Kleinkinder. 
Die Erzeugnisse gemäß lit. a und b können durch das Wort "diätetisch" gekennzeichnet werden.  

 3. Nahrungsergänzungsmittel: Lebensmittel, die dazu bestimmt sind, die normale Ernährung zu 
ergänzen und die aus Einfach- oder Mehrfachkonzentraten von Nährstoffen oder sonstigen Stof-
fen mit ernährungsspezifischer oder physiologischer Wirkung bestehen und in dosierter Form in 
Verkehr gebracht werden, d.h. in Form von z.B. Kapseln, Pastillen, Tabletten, Pillen und ande-
ren ähnlichen Darreichungsformen, Pulverbeuteln, Flüssigampullen, Flaschen mit Tropfeinsät-
zen und ähnlichen Darreichungsformen von Flüssigkeiten und Pulvern zur Aufnahme in abge-
messenen kleinen Mengen. 

 4. Lebensmittelzusatzstoffe: Stoffe mit oder ohne Nährwert, die in der Regel weder selbst zu 
Ernährungs- oder Genusszwecken verzehrt noch als charakteristische Zutat eines Lebensmittels 
verwendet werden und die einem Lebensmittel aus technologischen Gründen beim Herstellen, 
Verarbeiten, Zubereiten und Behandeln zugesetzt werden, wodurch sie selbst oder ihre Neben-
produkte (mittelbar oder unmittelbar) zu einem Bestandteil des Lebensmittels werden oder wer-
den können.  
Als Lebensmittelzusatzstoffe gelten nicht: 

 1. Verarbeitungshilfsstoffe; 
 2. Aromen gemäß der Richtlinie 88/388/EWG vom 22. Juni 1988 zur Angleichung der Rechts-

vorschriften der Mitgliedstaaten über Aromen zur Verwendung in Lebensmitteln und über 
Ausgangsstoffe für ihre Herstellung (ABl. Nr. L 184 vom 15. Juli 1988); 
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 3. Stoffe, die Lebensmitteln zu Ernährungszwecken beigefügt werden (z.B. Mineralstoffe, Spu-
renelemente oder Vitamine); 

 4. Stoffe, die gemäß den Gemeinschaftsbestimmungen über Pflanzenschutz für den Schutz von 
Pflanzen oder Pflanzenerzeugnissen verwendet werden. 

 5. Verarbeitungshilfsstoffe: Stoffe, die nicht selbst als Lebensmittelzutat verzehrt werden, jedoch 
bei der Verarbeitung von Rohstoffen, Lebensmitteln oder deren Zutaten aus technologischen 
Gründen, während der Be- oder Verarbeitung verwendet werden und unbeabsichtigte, technisch 
unvermeidbare Rückstände oder Rückstandsderivate im Enderzeugnis hinterlassen können, un-
ter der Bedingung, dass diese Rückstände gesundheitlich unbedenklich sind und sich technisch 
nicht auf das Enderzeugnis auswirken. 

 6. Gebrauchsgegenstände: 
 a) Materialien und Gegenstände, die bestimmungsgemäß oder vorhersehbar in Kontakt mit 

Lebensmitteln kommen zu dem ausschließlichen oder überwiegenden Zweck, als Geschirre, 
Geräte, Umhüllungen, Überzüge, Oberflächen oder Umschließungen für die Verwendung bei 
Lebensmitteln zu dienen; 

 b) Materialien und Gegenstände, die bestimmungsgemäß oder vorhersehbar in Kontakt mit 
kosmetischen Mitteln kommen zu dem ausschließlichen oder über-wiegenden Zweck, als 
Umschließungen für die Verwendung bei kosmetischen Mitteln zu dienen; 

 c) Gegenstände, die dazu bestimmt sind, ausschließlich oder überwiegend in Kontakt mit dem 
Mund oder der Mundschleimhaut von Kindern zu kommen, sofern sie nicht Spielzeug sind; 

 d) Gegenstände, die bestimmungsgemäß äußerlich in Kontakt mit dem menschlichen Körper 
oder den Schleimhäuten in Berührung kommen zu dem ausschließlichen oder überwiegenden 
Zweck der Körperhygiene, sofern sie nicht kosmetische Mittel oder Medizinprodukte sind; 

 e) Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Materialien und Gegenständen gemäß lit. a in 
Berührung zu kommen zu dem ausschließlichen oder überwiegenden Zweck der Betriebshy-
giene oder der Küchenhygiene im privaten Haushalt, sofern sie nicht unter lit. a fallen oder 
Chemikalien oder Biozidprodukte sind. 

Keine Gebrauchsgegenstände sind Bauprodukte gemäß dem Bauproduktegesetz - BauPG, BGBl. 
I Nr. 55/1997. 

 7. Kosmetische Mittel: Stoffe oder Zubereitungen, die dazu bestimmt sind, äußerlich mit den 
verschiedenen Teilen des menschlichen Körpers (Haut, Behaarungssystem, Nägel, Lippen und 
intime Regionen) oder mit den Zähnen und den Schleimhäuten der Mundhöhle in Berührung zu 
kommen, und zwar zu dem ausschließlichen oder überwiegenden Zweck, diese zu reinigen, zu 
parfümieren, ihr Aussehen zu verändern oder den Körpergeruch zu beeinflussen oder um sie zu 
schüt zen oder in gutem Zustand zu halten. 

 8. Inverkehrbringen: Inverkehrbringen im Sinne des Artikels 3 Z 8 der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002, sofern es zu Erwerbszwecken oder für Zwecke der Gemeinschaftsversorgung ge-
schieht. Als Inverkehrbringen gilt auch das Einführen und Verbringen gemäß Art. 2 Z 15 und 
16 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 vom 29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur Über-
prüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über 
Tier gesundheit und Tierschutz (ABl. Nr. L 165 vom 30. April 2004, berichtigt durch ABl. Nr. 
L 191 vom 28. Mai 2004), das Herstellen, Behandeln und Werben, sofern nichts anderes be-
stimmt ist. 
Unter Herstellen ist das Gewinnen, das Zubereiten, das Be- und Verarbeiten und das Mischen 
zu verstehen. 
Unter Behandeln ist jede Tätigkeit, die nicht als Herstellen, Werben oder Inverkehrbringen ge-
mäß Artikel 3 Z 8 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 anzusehen ist, wie Wiegen, Messen, Um- 
und Abfüllen, Stempeln, Bedrucken, Verpacken, Kühlen, Gefrieren, Tiefgefrieren, Auftauen, 
Lagern, Aufbewahren und Befördern, zu verstehen. 
Unter Werben ist jede Maßnahme, die der Förderung des Absatzes der Ware dient, zu verste-
hen. 

 9. Unternehmen: Lebensmittelunternehmen gemäß Art. 3 Z 2 der Verordnung (EG) Nr. 
178/2002. Art. 3 Z 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 gilt sinngemäß auch für Gebrauchsge-
genstände und kosmetische Mittel. 

 10. Unternehmer: Lebensmittelunternehmer gemäß Art. 3 Z 3 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002. 
Art. 3 Z 3 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 gilt sinngemäß auch für Gebrauchsgegenstände 
und kosmetische Mittel. 
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 11. Betrieb: jede Einheit eines Unternehmens. 
 12. Lebensmittelrechtliche Vorschriften: Vorschriften dieses Bundesgesetzes, der auf Grund 

dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen sowie der unmittelbar anwendbaren Rechtsakte der 
Europäischen Gemeinschaft. 

 13. Waren: Waren, die diesem Bundesgesetz unterliegen.  
 14. Amtlicher Tierarzt: der bestellte hauptamtliche, in einem Dienstverhältnis stehende, Tierarzt 

gemäß § 20 Abs. 3 und der freiberuflich tätige Tierarzt gemäß § 20 Abs. 4, der vom Landes-
hauptmann mit amtlichen Tätigkeiten gemäß § 21 Abs. 1 im Rahmen dieses Bundesgesetzes 
beauftragt wird.  

 15. Amtlicher Fachassistent: Eine Person, die die Ausbildungserfordernisse gemäß § 24 erfüllt 
und vom Landeshauptmann zur Unterstützung für amtliche Tierärzte herangezogen werden 
kann. 

 16. Agentur: die Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH. gemäß 
§ 7 des Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetzes - GESG, BGBl. I Nr. 63/2002. 

 17. Schlachten: das Töten eines Tieres durch Blutentzug und nachfolgendes Ausweiden zum 
Zweck der Fleischgewinnung. 

 18. Notschlachtung: eine Schlachtung aus besonderem Anlass außerhalb eines Schlachtbetriebes, 
wenn der Tierarzt oder der Verfügungsberechtigte der Auffassung ist, dass das Tier nicht trans-
portfähig ist oder dass der Transport dem Tier unnötige Leiden verursachen würde. 

Im Übrigen gelten die in den unmittelbar anwendbaren, den Geltungsbereich dieses Gesetzes betreffen-
den, Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft angeführten Definitionen. 

2. Abschnitt 

Verkehr mit Lebensmitteln 

Allgemeine Anforderungen 

§ 4. (1) Lebensmittel müssen den in diesem Bundesgesetz und in der Verordnung (EG) Nr. 
178/2002 normierten Anforderungen, den sonstigen unmittelbar anwendbaren Rechtsakten der Europäi-
schen Gemeinschaft und den aufgrund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen entsprechen. 

(2) Es ist verboten, Lebensmittel, die 
 1. nicht sicher gemäß Art. 14 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sind, d.h. gesundheitsschädlich 

oder für den menschlichen Verzehr ungeeignet sind, 
 2. von Pflanzen oder Tieren stammen, die nicht den Bestimmungen des § 16 Abs. 1 entsprechen, 
 3. falsch bezeichnet, verfälscht oder wertgemindert sind, 
 4. den nach den §§ 5, 8 Abs. 2, 12, 13, 14, 15, 16 Abs. 2 oder 56 Abs. 1 erlassenen Verordnungen 

oder  
 5. den in § 10 oder in einer Verordnung gemäß § 8 Abs. 1 angeführten unmittelbar anwendbaren 

Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft nicht entsprechen, 
in Verkehr zu bringen. 

(3) Lebensmittel sind  
 1. gesundheitsschädlich, wenn sie geeignet sind, die Gesundheit zu gefährden oder zu schädigen; 
 2. für den menschlichen Verzehr ungeeignet, wenn die Verwendbarkeit nicht gewährleistet ist; 
 3. verfälscht, wenn ihnen wertbestimmende Bestandteile, deren Gehalt vorausgesetzt wird, nicht 

oder nicht ausreichend hinzugefügt oder ganz oder teilweise entzogen wurden, oder sie durch 
Zusatz oder Nichtentzug wertvermindernder Stoffe verschlechtert wurden, oder ihnen durch Zu-
sätze oder Manipulationen der Anschein einer besseren Beschaffenheit verliehen oder ihre Min-
derwertigkeit überdeckt wurde, oder wenn sie nach einer unzulässigen Verfahrensart hergestellt 
wurden; 

 4. falsch bezeichnet, wenn sie mit zur Irreführung geeigneten Angaben über Umstände, die nach 
der Verkehrsauffassung, insbesondere nach der Verbrauchererwartung, wesentlich sind, wie ü-
ber Art, Herkunft, Verwendbarkeit, Haltbarkeit, Zeitpunkt der Herstellung, Beschaffenheit, Ge-
halt an wertbestimmenden Bestandteilen, Menge, Maß, Zahl oder Gewicht, oder in solcher 
Form oder Aufmachung oder mit verbotenen krankheitsbezogenen Angaben in Verkehr ge-
bracht werden. Als krankheitsbezogene Angaben sind Angaben zu verstehen, die einem Le-
bensmittel Eigenschaften der Vorbeugung, Behandlung oder Heilung einer menschlichen 
Krankheit zuschreiben oder den Eindruck dieser Eigenschaften entstehen lassen; 
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 5. wertgemindert, wenn sie nach der Herstellung, ohne dass eine weitere Behandlung erfolgt ist, 
eine erhebliche Minderung an wertbestimmenden Bestandteilen oder ihrer spezifischen, wertbe-
stimmenden Wirkung oder Eigenschaft erfahren haben, soweit sie nicht für den menschlichen 
Verzehr ungeeignet sind. 

Verordnungsermächtigungen 

§ 5. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat zur Erreichung der in der Verord-
nung (EG) Nr. 178/2002 genannten Ziele entsprechende Verordnungen nach Anhören der Codexkom-
mission zu erlassen, insbesondere Vorschriften für das Inverkehrbringen von Lebensmitteln hinsichtlich 
deren Beschaffenheit und Kennzeichnung. 

(2) Verordnungen gemäß Abs. 1, die bestimmen, dass Lebensmittel nur unter einer bestimmter 
Kennzeichnung in Verkehr gebracht werden dürfen und die der Information und dem Schutz der 
Verbraucher dienen, sind im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zu erlas-
sen. 

(3) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat das Inverkehrbringen von Wasser für den 
menschlichen Gebrauch durch Verordnung näher zu regeln. 

§ 6. Wird die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen aufgrund dieses Bundesgesetzes auf 
Antrag oder im Rahmen einer Meldung tätig, so hat der Antragsteller oder derjenige, der diese behördli-
chen Tätigkeiten in Anspruch nimmt, nach Maßgabe einer Gebührentarifverordnung, die von der Bun-
desministerin für Gesundheit und Frauen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen zu 
erlassen ist, Gebühren in kostendeckenden Tarifen zu entrichten.  

Verordnungsermächtigung in Krisenzeiten 

§ 7. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann mit Verordnung Ausnahmen von Vor-
schriften dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden Verordnungen erlassen, wenn die lebens-
notwendige Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln ernstlich gefährdet ist. 

Vollziehung von Verordnungen der Europäischen Gemeinschaft 

§ 8. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat durch Verordnung jene unmittelbar 
anwendbaren Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft kundzumachen, die - wären sie österreichi-
sches Recht - auf Grund der Kompetenztatbestände des Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG ,Ernährungswesen 
einschließlich der Nahrungsmittelkontrolle`sowie ,Veterinärwesen`, soweit es die Schlachttier- und 
Fleischuntersuchung betrifft, erlassen werden könnten und die im Rahmen dieses Bundesgesetzes zu 
vollziehen sind.  

(2) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann durch Verordnung nähere Vorschriften 
zur Durchführung der in einer Verordnung gemäß Abs. 1 kundgemachten Rechtsakte der Europäischen 
Gemeinschaft erlassen. 

(3) Antrags- oder Meldeverfahren auf Grund von in einer Verordnung gemäß Abs. 1 kundgemach-
ten Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft sind von der Bundesministerin für Gesundheit und 
Frauen durchzuführen, soweit nicht anderes bestimmt wird. Für die Erstbewertung im Rahmen von 
Antragsverfahren ist vom Antragsteller eine Gebühr nach Maßgabe eines Tarifs gemäß § 65 an die A-
gentur zu entrichten. 

Meldung von diätetischen Lebensmitteln 

§ 9. (1) Es ist es verboten, diätetische Lebensmittel, die nicht einer der in Anhang I der Richtlinie 
89/398/EWG vom 3. Mai 1989 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Le-
bensmittel, die für eine besondere Ernährung bestimmt sind (ABl. Nr. L 186 vom 30. Juni 1989) ange-
führten Gruppen angehören, vor ihrer Meldung beim Bundesministerium für Gesundheit und Frauen in 
Verkehr zu bringen.  

(2) Mit der Meldung gemäß Abs. 1 ist ein Muster des für das diätetische Lebensmittel verwendeten 
Etiketts vorzulegen. 

(3) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann der Agentur die Entgegennahme der 
Meldungen gemäß Abs. 1 mit Bescheid übertragen. 

(4) Eine Meldung gemäß Abs. 1 ist nicht erforderlich für die Zubereitung von Speisen in Diätkü-
chen, Krankenanstalten, Kuranstalten und sonstigen Einrichtungen der Gemeinschaftsversorgung sowie 
in gewerblichen Betrieben zur Verabreichung durch diese Einrichtungen unmittelbar an den Verbrau-
cher, sofern die Zubereitung unter ärztlicher Ausicht erfolgt oder der diätetische Zweck deutlich dekla-
riert wird. 
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3. Abschnitt 

Hygiene im Lebensmittelverkehr 

Anwendungsbereich 

§ 10. Unternehmer, die Lebensmittel in Verkehr bringen, haben die Verordnung (EG) Nr. 
852/2004 vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene (ABl. Nr. L 139 vom 30. April 2004, berichtigt 
durch ABl. Nr. L 226 vom 25. Juni 2004) oder die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 vom 29. April 2004 
mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs (ABl. Nr. L 139 vom 30. 
April 2004, berichtigt durch ABl. Nr. L 226 vom 25. Juni 2004) samt Änderungsverordnungen und 
Durchführungsvorschriften, die im Rahmen dieses Bundesgesetzes zu vollziehen sind, einzuhalten, 
sofern diese nichts anderes bestimmen. 

Registrierung und Zulassung von Betrieben 

§ 11. (1) Unternehmer, die Lebensmittel in Verkehr bringen, haben gemäß Artikel 6 der Verord-
nung (EG) Nr. 852/2004 oder gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 für ihre Betriebe 
beim Landeshauptmann eine Registrierung oder Zulassung zu beantragen.  

(2) Im Interesse einer zweckmäßigen, raschen, einfachen und kostensparenden Verwaltung sind 
vom Landeshauptmann die bei den Behörden bereits vorhandenen Daten, insbesondere die Daten des 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebsinformationssystems (LFBIS-Daten) und des Gewerberegisters, 
zu nutzen. 

(3) Die Registrierungspflicht gemäß Abs. 1 entfällt betreffend Betriebe, für die ausreichende Daten 
gemäß Abs. 2 vorliegen.  

(4) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat ein elektronisches Register für Betriebe 
gemäß Abs. 1 und 3 einzurichten. Der Landeshauptmann hat hierzu die Betriebe gemäß Abs. 1 und 3 zu 
melden. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann Richtlinien über die Art und Weise der 
vom Landeshauptmann zu übermittelnden Daten erlassen.  

(5) Die Liste der zugelassenen Betriebe und die ihnen zugeordneten Kontrollnummern sind in ge-
eigneter Weise zu veröffentlichen. 

(6) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nach Anhören des Ständigen Hygieneaus-
schusses der Codexkommission mit Verordnung nähere Bestimmungen betreffend die Voraussetzungen 
und Bedingungen für 
 1. die Registrierung von Betrieben und 
 2. die Zulassung von Betrieben, die dem Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 unterlie-

gen,  
zu erlassen. 

(7) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann nach Anhören des Ständigen Hygiene-
ausschusses der Codexkommission mit Verordnung für Betriebe gemäß Abs. 6 Z 1 eine Zulassung vor-
schreiben und nähere Bestimmungen betreffend die Voraussetzungen und Bedingungen hierfür erlassen. 

Verordnungsermächtigungen 

§ 12. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nach Anhören des Ständigen Hygiene-
ausschusses der Codexkommission im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mit Verordnung Hygienevorschriften für 
 1. die direkte Abgabe kleiner Mengen von Primärerzeugnissen durch den Erzeuger an den End-

verbraucher oder an örtliche Einzelhandelsunternehmen, die die Erzeugnisse direkt an den End-
verbraucher abgeben, 

 2. die direkte Abgabe kleiner Mengen von Fleisch von Geflügel und Hasentieren, das/die im land-
wirtschaftlichen Betrieb geschlachtet worden ist/sind, durch den Erzeuger an den Endverbrau-
cher oder an örtliche Einzelhandelsunternehmen, die dieses Fleisch als Frischfleisch direkt an 
den Endverbraucher abgeben, und 

 3. Jäger, die kleine Mengen von Wild oder Wildfleisch direkt an den Endverbraucher oder an 
örtliche Einzelhandelsunternehmen zur direkten Abgabe an den Endverbraucher abgeben, 

zu erlassen.  

§ 13. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann nach Anhören des Ständigen Hygie-
neausschusses der Codexkommission mit Verordnung festlegen, dass die Hygienevorschriften der 
Verordnung (EG) Nr. 853/2004 auf Einzelhandelsunternehmen, die gemäß Art. 1 Abs. 5 lit. a oder b der 
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Verordnung (EG) Nr. 853/2004 nicht vom Geltungsbereich dieser Verordnung erfasst sind, Anwendung 
finden. 

§ 14. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann nach Anhören des Ständigen Hy-
gieneausschusses der Codexkommission mit Verordnung  
 1. die allgemeinen Hygienevorschriften für Lebensmittelunternehmer gemäß Anhang II der Ver-

ordnung (EG) Nr. 852/2004 und  
 2. die besonderen Anforderungen gemäß Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 im Hin-

blick auf die weitere Anwendung traditioneller Methoden auf allen Produktions-, Verarbei-
tungs- oder Vertriebsstufen von Lebensmitteln oder die Bedürfnisse von Lebensmittelunterneh-
men in Regionen in schwieriger geografischer Lage sowie in den anderen Fällen betreffend Bau, 
Konzeption und Ausrüstung der Betriebe 

anpassen.  

(2) Verordnungen gemäß Abs. 1 Z 2, die die Primärproduktion betreffen, sind im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu erlassen. 

§ 15. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann nach Anhören des Ständigen Hygie-
neausschusses der Codexkommission im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forst-
wirt schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mit Verordnung  
 1. das Inverkehrbringen von Rohmilch oder Rohrahm, die für den unmittelbaren menschlichen 

Verzehr bestimmt sind, einschränken oder untersagen oder   
 2. die Verwendung von Rohmilch, die hinsichtlich des Gehalts an Keimen und somatischen Zellen 

nicht den Kriterien des Anhangs III Abschnitt IX der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 ent-
spricht, zur Herstellung von Käse mit einer Alterungs- oder Reifezeit von mindestens 60 Tagen 
und von Milchprodukten, die in Verbindung mit der Herstellung solchen Käses gewonnen wer-
den, unter bestimmten Voraussetzungen gestatten.  

4. Abschnitt 

Bestimmungen betreffend Tiere und Pflanzen zur Produktion von Lebensmitteln  

§ 16. (1) Unternehmer, die 
 1. Tiere, die zur Gewinnung tierischer Lebensmittel bestimmt sind, halten, oder 
 2. Pflanzen, die zur Gewinnung pflanzlicher Lebensmittel bestimmt sind, produzieren, 
haben die Bestimmungen von Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 samt Änderungsverordnun-
gen und Durchführungsvorschriften, die im Rahmen dieses Bundesgesetzes zu vollziehen sind, 
einzuhalten. 

(2) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zur Durchführung der Bestimmun-
gen von Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 nähere Vorschriften durch Verordnung erlassen. 

5. Abschnitt 

Verkehr mit Gebrauchsgegenständen und kosmetischen Mitteln  

Allgemeine Anforderungen 

§ 17. (1) Es ist verboten, Gebrauchsgegenstände, die 
 1. nicht sicher in sinngemäßer Anwendung des Art. 14 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 i.V.m. 

§ 4 Abs. 3 Z 1 und 2 sind, 
 2. falsch bezeichnet oder verfälscht im Sinne von § 4 Abs. 3 Z 3 und 4 sind,  
 3. den nach §§ 12, 13, 14, 15, 16 Abs. 2 oder 18 erlassenen Verordnungen oder 
 4. den in § 10 oder in einer Verordnung gemäß § 8 Abs. 1 angeführten unmittelbar anwendbaren 

Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft nicht entsprechen, 
in Verkehr zu bringen. 

(2) Es ist verboten, kosmetische Mittel, die 
 1. nicht sicher in sinngemäßer Anwendung des Art. 14 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 i.V.m. 

§ 4 Abs. 3 Z 1 und 2 sind, 
 2. falsch bezeichnet oder verfälscht im Sinne von § 4 Abs. 3 Z 3 und 4 sind,  
 3. den nach § 19 erlassenen Verordnungen oder 
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 4. den in einer Verordnung gemäß § 8 Abs. 1 angeführten unmittelbar anwendbaren Rechtsakten 
der Europäischen Gemeinschaft nicht entsprechen, 

in Verkehr zu bringen. 

Verordnungsermächtigungen 

§ 18. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat zum Schutz der Verbraucher vor Ge-
sundheitsschädigung oder vor einem nachteiligen Einfluss auf Lebensmittel oder kosmetische Mittel, 
unter Bedachtnahme auf den jeweiligen Stand der Wissenschaft und der Technologie nach Anhören der 
Codexkommission für Gebrauchsgegenstände mit Verordnung zu bestimmen, dass beim Inverkehrbrin-
gen von Gebrauchsgegenständen bestimmte Stoffe auszuschließen oder zu beschränken oder sonstige 
Vorschriften zu beachten sind.  

§ 19. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat zum Schutz der Verbraucher vor Ge-
sundheitsschädigung oder Täuschung, unter Bedachtnahme auf den jeweiligen Stand der Wissenschaft 
und der Technologie nach Anhören der Codexkommission durch Verordnung zu bestimmen, dass beim 
Inverkehrbringen von kosmetischen Mitteln bestimmte Stoffe auszuschließen oder zu beschränken oder 
sonstige Vorschriften zu beachten sind.  

2. Hauptstück 

Amtliche Kontrolle 
1. Abschnitt 

Aufsichtsorgane 

Allgemeines 

§ 20. (1) Die Kontrolle der Einhaltung der lebensmittelrechtlichen Vorschriften auf allen Produkti-
ons-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen obliegt dem Landeshauptmann. Dem Landeshauptmann ob-
liegt auch die Kontrolle der Einhaltung  
 1. der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 vom 14. Juli 1992 zum Schutz von geographischen Anga-

ben und Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (ABl. Nr. L 208 vom 
24. Juli 1992), 

 2. der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 über den ökologischen Landbau und die entsprechende 
Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel samt deren Durchfüh-
rungsvorschriften in Bezug auf Lebensmittel (ABl. Nr. L 198 vom 22. Juli 1991) sowie 

 3. des Bundesgesetzes über den Verkehr mit Speisesalz, BGBl. Nr. 112/1963. 

(2) Die amtliche Kontrolle hat in Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 178/2002, der 
Verordnung (EG) Nr. 882/2004 und der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 vom 30. April 2004 mit beson-
deren Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung von zum menschlichen Verzehr bestimm-
ten Erzeugnissen tierischen Ursprungs (ABl. Nr. L 139 vom 30. April 2004, berichtigt durch ABl. Nr. L 
226 vom 25. Juni 2004) samt Änderungsverordnungen und Durchführungsvorschriften sowie entspre-
chend dem Stand der Wissenschaft und Technik zu erfolgen. 

(3) Der Landeshauptmann hat sich zur Erfüllung seiner Aufgaben besonders geschulter Organe als 
Aufsichtsorgane zu bedienen und deren Bestellung durch einen entsprechenden Bestellungsakt kundzu-
tun. Als besonders geschult gelten Aufsichtsorgane, die den Ausbildungserfordernissen gemäß § 24 
entsprechen. 
Für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung und für Hygienekontrollen von Schlacht- und Zerle-
gungsbetrieben sowie Wildbearbeitungsbetrieben müssen die Aufsichtsorgane zusätzlich zu den Erfor-
dernissen des § 24 ein Studium der Veterinärmedizin abgeschlossen haben. Sie gelten als amtliche Tier-
ärzte im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 854/2004. 

(4) Wird mit den unter Abs. 3 genannten bestellten amtlichen Tierärzten nicht das Auslangen ge-
funden, kann der Landeshauptmann als Aufsichtsorgane amtliche Tierärzte, die in keinem Dienstver-
hältnis zu einer Gebietskörperschaft stehen und die die Ausbildungserfordernisse gemäß § 24 erfüllen, 
für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung und für Hygienekontrollen von Schlacht- und Zerle-
gungsbetrieben sowie Wildbearbeitungsbetrieben gemäß § 21 ff. beauftragen. 

(5) Der Landeshauptmann kann zur Unterstützung der amtlichen Tierärzte bei der Schlachttier- 
und Fleischuntersuchung und den Hygienekontrollen von Schlacht- und Zerlegungsbetrieben sowie 
Wildbearbeitungsbetrieben amtliche Fachassistenten heranziehen, die die Ausbildungserfordernisse 
gemäß § 24 erfüllen. Diese unterliegen in ihrer Tätigkeit nach diesem Bundesgesetz der Fachaufsicht 
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und den fachlichen Weisungen des amtlichen Tierarztes. Der Umfang der Tätigkeit ergibt sich aus den 
Bestimmungen des Art. 5 Z 4 der Verordnung (EG) Nr. 854/2004.  

(6) Der Landeshauptmann kann unter den in Art. 5 Z 6 der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 gege-
benen Bedingungen betriebseigene Hilfskräfte dem zuständigen amtlichen Tierarzt auf Wunsch des 
Betriebes zur Hilfestellung für bestimmte Aufgaben zuordnen.  

(7) Sämtliche in Abs. 3 bis 6 genannten Personen müssen einen Gesundheitszustand aufweisen, der 
sicherstellt, dass bei der Tätigkeit mit Lebensmitteln keine Gefahr der Übertragung von Krankheitserre-
gern besteht. 

(8) Der Landeshauptmann kann besonders geschulte amtliche Tierärzte als Aufsichtsorgane gemäß 
Abs. 3 und 4 und Hilfskräfte gemäß Abs. 5 auch in anderen als in Abs. 3 genannten Betrieben, in denen 
Fleisch be- oder verarbeitet wird, zur Kontrolle heranziehen.  

(9) Der Landeshauptmann kann, wenn es Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der 
amtlichen Kontrolle des Verkehrs mit Waren erfordern, Aufgaben der amtlichen Kontrolle - ausge-
nommen Schlachttier- und Fleischuntersuchung, Hygienekontrollen von Schlacht- und Zerlegungsbe-
trieben sowie Wildbearbeitungsbetrieben - mit Verordnung solchen Gemeinden übertragen, die über 
eigene Aufsichtsorgane im Sinne des Abs. 3 und - zur Setzung von Maßnahmen gemäß § 34 - über 
andere Bedienstete verfügen. Die Gemeinden sind hinsichtlich der ihnen übertragenen Aufgaben dem 
Landeshauptmann unterstellt. 

(10) Der Landeshauptmann hat eine nach Abs. 9 vorgenommene Übertragung von Aufgaben zu-
rückzunehmen, wenn die Gemeinde diese Aufgaben nicht erfüllt oder wenn die Voraussetzungen, unter 
denen die Übertragung erfolgt ist, weggefallen sind. 

Beauftragung 

§ 21. (1) Die Beauftragung als amtliche Tierärzte gemäß § 20 Abs. 4 und der amtlichen Fachassis-
tenten gemäß § 20 Abs. 5, die nicht in einem Dienstverhältnis zu einer Gebietskörperschaft stehen, hat 
mit deren Zustimmung durch Bescheid des Landeshauptmannes für die Dauer von fünf Jahren zu erfol-
gen. Weitere Beauftragungen sind zulässig. Diese sind vom Landeshauptmann auf die genaue Erfüllung 
ihrer Pflichten und dienstliche Anweisungen anzugeloben. Durch die Beauftragung wird kein Dienst-
verhältnis begründet. 

(2) Die Arbeitsaufgaben und die Arbeitseinteilung der gemäß Abs. 1 beauftragten Organe hat der 
Landeshauptmann mit Bescheid hinsichtlich Art, Ort und Zeit festzulegen. Hiebei hat der Landes-
hauptmann die betroffenen amtlichen Tierärzte anzuhören und nach den Grundsätzen der Zweckmäßig-
keit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis zu entscheiden. Die Bestimmungen über die Befan-
genheit gemäß § 7 AVG bzw. § 47 des Beamtendienstrechts und Interessenskonflikte mit sonstigen 
beruflichen Tätigkeiten sind hierbei zu berücksichtigen. Gegen diesen Bescheid ist eine Berufung nicht 
zulässig. Die im Bescheid vorgeschriebenen Arbeitsaufgaben und die Arbeitsverteilung ist in geeigneter 
Weise kundzumachen. 

§ 22. (1) Personen, die im Gewerbe eines Gastwirtes, Fleischers oder Abdeckers tätig sind oder den 
Handel mit Tieren oder tierischen Rohprodukten betreiben, sowie Personen, die für eine Tierversiche-
rung tätig sind, dürfen nicht als amtliche Fachassistenten beauftragt werden. 

(2) Als amtliche Tierärzte dürfen nur Tierärzte beauftragt werden, wenn sie in Österreich ihren Be-
rufssitz haben. 

§ 23. (1) Die Beauftragung eines amtlichen Tierarztes oder eines amtlichen Fachassistenten ist zu-
rückzunehmen, wenn 
 1. die Voraussetzungen für seine Beauftragung gemäß § 21 weggefallen sind; 
 2. der Beauftragte auf die Ausübung der Schlachttier- und Fleischuntersuchung und die Durchfüh-

rung der Hygienekontrollen verzichtet; 
 3. der Beauftragte dauernd unfähig wird, die ihm auf Grund der amtlichen Betrauung obliegenden 

Pflichten zu erfüllen; 
 4. er der Verpflichtung zur Teilnahme an einem Fortbildungslehrgang entgegen den Bestimmun-

gen des § 24 nicht nachkommt oder 
 5. der Beauftragte wegen Übertretung nach § 90 öfter als zweimal bestraft wurde. 

(2) Über Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 1 entscheidet der unabhängige Verwaltungsse-
nat. 

(3) Die Beauftragung zur Durchführung der Schlachttier- und Fleischuntersuchung und sonstigen 
Untersuchungen gemäß diesem Bundesgesetz ruht, solange 
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 1. der amtliche Tierarzt oder der amtliche Fachassistent vorübergehend unfähig ist, die ihm auf 
Grund der amtlichen Betrauung obliegenden Pflichten zu erfüllen, oder 

 2. der amtliche Tierarzt oder der amtliche Fachassistent den Gesundheitszustand gemäß § 20 Abs. 
7 nicht erbringt oder 

 3. im Falle des amtlichen Tierarztes das Recht zur Ausübung des tierärztlichen Berufes ruht.  

(4) Die Beauftragung erlischt  
 1. nach Ende der Beauftragungen gemäß § 21 Abs. 1 oder 
 2. mit Ablauf des Jahres, in dem der amtliche Tierarzt oder der amtliche Fachassistent das 65. 

Lebensjahr vollendet hat. 

Aus- und Fortbildung 

§ 24. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nähere Vorschriften über die Aus- 
und Fortbildung von Organen nach § 20 Abs. 3 durch Verordnung zu erlassen. Die Verordnung hat 
unter Berücksichtigung des Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 die Voraussetzungen für die 
Zulassung zur Ausbildung, den Umfang der Aus- und Fortbildung sowie der Prüfungsfächer und der 
Prüfungskommission festzulegen, wobei hinsichtlich der Ausbildung von amtlichen Tierärzten gemäß 
§ 20 Abs. 3 und Abs. 4 und amtlichen Fachassistenten gemäß § 20 Abs. 5 auf die Bestimmungen des 
Anhangs I Kapitel IV der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 Bedacht zu nehmen ist. Die Bundesministerin 
für Gesundheit und Frauen kann dabei für bestimmte Organe den Umfang der Aus- und Fortbildung 
einschränken, um 
 1. den spezifischen Aufgabenbereich von amtlichen Tierärzten gemäß § 20 Abs. 3 und Abs. 4 

sowie amtlichen Fachassistenten gemäß Abs. 5 oder 
 2. einer spezifischen Aus- und Fortbildung  
Rechnung zu tragen. 

(2) Die beauftragten amtlichen Tierärzte und amtlichen Fachassistenten 
 1. sind verpflichtet, sich beruflich fortzubilden und sich mit dem letzten Stand der einschlägigen 

Vorschriften vertraut zu machen, und 
 2. haben vom Landeshauptmann festgelegte Lehrgänge zu besuchen und jährlich den Nachweis 

darüber der Bezirksverwaltungsbehörde vorzulegen. 

(3) Nimmt ein beauftragter amtlicher Tierarzt oder ein amtlicher Fachassistent innerhalb von zwei 
Jahren nicht an einem solchen Fortbildungslehrgang teil, ist er gemäß § 23 Abs. 1 Z 4 vom Landes-
hauptmann durch Bescheid zu entheben. In berücksichtigungswürdigen Fällen kann der Landeshaupt-
mann die Frist um ein Jahr verlängern. 

2. Abschnitt 

Durchführung der amtlichen Kontrolle 

Allgemeiner Kontrollplan und Jahresbericht 

§ 25. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat in Zusammenarbeit mit dem Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und dem Bundesminister für 
Finanzen nach Maßgabe der jeweiligen Zuständigkeit unter Berücksichtigung der Risikobewertung 
durch die Agentur und nach Befassung der Länder einen mehrjährigen integrierten Kontrollplan im 
Sinne der Art. 41 ff. der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 zu erstellen, der jährlich aktualisiert wird. 
Spezifische Vorgaben der Europäischen Gemeinschaft sind hierbei zu berücksichtigen. 

(2) Ein Bericht über die Durchführung des Kontrollplanes ist jährlich bis zum 30. Juni des Folge-
jahres zu erstellen.  

Revisions- und Probenplan 

§ 26. (1) Im Rahmen des Kontrollplanes hat die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen unter 
dem Gesichtspunkt einer zweckmäßigen und wirksamen Kontrolle jeweils jährliche Richtlinien über die 
amtliche Kontrolle von Betrieben und Waren (Revisions- und Probenplan) zu erlassen. Der Probenplan 
wird unter Berücksichtigung von Vorschlägen der Agentur, die auf Risikobewertungen und statistischen 
Daten beruhen, und nach Befassung der Länder erstellt. Der Revisionsplan wird unter Berücksichtigung 
von Vorschlägen der Länder und nach Befassung der Agentur erstellt. 

(2) Der Landeshauptmann hat für die Durchführung dieser Richtlinien in seinem Bundesland Sorge 
zu tragen und der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen bis zum 31. März des folgenden Kalen-
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derjahres über den Vollzug zu berichten. Der Bericht erfolgt im Umfang eines Berichtsschemas, das von 
der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen erlassen wird. 

(3) Der Landeshauptmann hat im Rahmen des Revisions- und Probenplans gemäß Abs. 1 die ord-
nungsgemäße Durchführung der Schlachttier- und Fleischuntersuchungen sowie der Hygienekontrollen 
gemäß §§ 52, 53 und 54 zu kontrollieren. 

(4) Dem Landeshauptmann sind im Interesse einer zweckmäßigen, raschen, einfachen und kosten-
sparenden Verwaltung die bei Behörden bereits vorhandenen Daten betreffend die Tierhaltung, soweit 
dies zur Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben zur Durchführung der amtlichen Kontrolle im 
Rahmen dieses Bundesgesetzes erforderlich ist, zur Verfügung zu stellen. 

(5) Der Landeshauptmann übermittelt der Agrarmarkt Austria (AMA) Kontrollberichte gemäß 
Art. 48 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 vom 21. April 2004 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten Verwaltungs- und 
Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln für Di-
rektzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für 
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (ABl. Nr. L 141 vom 30. April 2004). 

Notfallplan 

§ 27. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat einen Notfallplan zu erstellen, der Maß-
nahmen enthält, die unverzüglich durchzuführen sind, wenn eine Ware ein ernstes Risiko für den Men-
schen darstellt.  Der Notfallplan hat jedenfalls die beteiligten Behörden, ihre Befugnisse und Zu-
ständigkeiten sowie die Informationswege der Behörden untereinander zu umfassen. 

Verbindungsstelle 

§ 28. (1) Zur Unterstützung einer einheitlichen Vorgangsweise bei der amtlichen Kontrolle sowie 
zur Gewährleistung der in Art. 34 ff. der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 normierten Amtshilfe und 
Zusam menarbeit im Lebensmittelbereich wird im Bundesministerium für Gesundheit und Frauen eine 
Verbindungsstelle eingerichtet.  

(2) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat mit Verordnung nähere Vorschriften über 
Informations- und Kommunikationswege für die Tätigkeit der in Abs. 1 genannten Verbindungsstelle zu 
erlassen. 

Verordnungsermächtigungen 

§ 29. (1) Zur Gewährleistung der in der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 genannten Ziele und 
Grundsätze kann die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen mit Verordnung nähere Vorschriften 
zur Durchführung der amtlichen Kontrolle auf allen Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen 
einschließlich der Primärproduktion erlassen. 

Befugnisse der Aufsichtsorgane 

§ 30. (1) Die Aufsichtsorgane haben gemäß Art. 8 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 im Rahmen 
der einzurichtenden Qualitätsmanagementsysteme nach schriftlich festgelegten Verfahren vorzugehen. 
Über jede amtliche Kontrolle ist ein Bericht im Umfang des Art. 9 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 
882/2004 zu erstellen. Im Falle einer Beanstandung ist dem Unternehmer eine Ausfertigung des Berich-
tes auszuhändigen. Erfolgte keine Beanstandung, ist dem Unternehmer auf dessen Verlangen eine Aus-
fertigung des Berichtes auszuhändigen. 

(2) Die Aufsichtsorgane sind befugt, alle für die amtliche Kontrolle maßgeblichen Nachforschun-
gen anzustellen und dabei insbesondere  
 1. die entsprechenden Grundstücke, Gebäude und Transportmittel zu betreten, 
 2. die erforderlichen Auskünfte zu verlangen und Personen zu befragen, 
 3. Geschäftsunterlagen auf Schrift- und Datenträger einzusehen und gegebenenfalls davon Kopien 

oder Ausdrucke anzufertigen, 
 4. Proben nach dem Verfahren der §§ 31 und 32 zu ziehen und 
 5. Hilfestellung bei der Durchführung der Untersuchungen und der Kontrolle zu verlangen. 

(3) Die Kontrolle hat, abgesehen von jener der Transportmittel und bei Gefahr im Verzug, während 
der Geschäfts- oder Betriebszeit stattzufinden und ist in der Regel ohne Vorankündigung durchzufüh-
ren. 

(4) Die Aufsichtsorgane haben bei der amtlichen Kontrolle die Störung des Geschäftsbetriebes und 
jedes Aufsehen tunlichst zu vermeiden. 
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(5) Die Aufsichtsorgane haben eine Ausweisurkunde mit sich zu führen und diese auf Verlangen 
vorzuweisen.  

(6) Die Durchführung einer Kontrolle kann erzwungen werden, wenn deren Duldung verweigert 
wird; in diesem Fall haben die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes den Aufsichtsorganen über 
deren Ersuchen zur Sicherung der Ausübung der Überwachungsbefugnisse im Rahmen ihres gesetzmä-
ßigen Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten. 

(7) Im Einvernehmen mit dem Landeshauptmann können Sachverständige der Agentur oder der 
Untersuchungsanstalten der Länder die Aufsichtsorgane bei der Durchführung von Tätigkeiten im Rah-
men dieses Bundesgesetzes unterstützen. 

(8) Sachverständige der Europäischen Kommission und des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Frauen, nationale Experten aus anderen Mitgliedstaaten sowie Personen in Ausbildung gemäß § 24 
können die Aufsichtsorgane bei der Durchführung von Tätigkeiten im Rahmen dieses Gesetzes beglei-
ten. Sachverständigen der Europäischen Kommission stehen die Rechte nach Abs. 2 Z 2 und 3 zu. Amt-
sorgane einer zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaates können die Aufsichtsorgane auf Grund 
von Art. 36 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 begleiten. Diese Personen sind über die Amtsverschwie-
genheit zu belehren. Abs. 4 gilt sinngemäß. 

Probenahme 

§ 31. (1) Die Aufsichtsorgane sind befugt, Proben von Waren einschließlich ihrer Werbemittel, Eti-
ketten und Verpackungen zu entnehmen. Die Probenahme bezieht sich auch auf die Primärproduktion. 

(2) Die entnommene Probe ist, soweit dies ihrer Natur nach möglich ist und dadurch nicht ihre 
einwandfreie Beurteilung bei der Untersuchung und Begutachtung vereitelt wird, in drei annähernd 
gleiche Teile zu teilen. Ein Teil der Probe wird als amtliche Probe der Untersuchung und Begutachtung 
zugeführt. Die restlichen Teile sind im Unternehmen als Gegenproben zurückzulassen. Der Unterneh-
mer ist berechtigt, im Beisein des Aufsichtsorgans auf jeder Verpackung der Teile Angaben über die 
Unternehmung (Firmenstempel u. dgl.) anzubringen. 
Ist eine Teilung der entnommenen Probe ihrer Natur nach nicht möglich, so ist die Probe ohne vorherige 
Teilung der Untersuchung zuzuführen. Sind noch augenscheinlich gleiche Einheiten des Gegenstandes 
vorhanden, so ist eine ausreichende Zahl der Einheiten zu entnehmen und dem Unternehmer amtlich 
verschlossen zurückzulassen. Er ist über Lagerfrist und -bedingungen im Sinne des Abs. 6 zu informie-
ren.  

(3) Abweichend davon werden die zwei amtlichen Gegenproben bei Probenahme zum alleinigen 
Zweck von Kontaminantenuntersuchungen gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 315/93 aus dem Homo-
genisat der amtlichen Probe durch die für die Untersuchung der amtlichen Probe beauftragte Stelle der 
Agentur oder die für die Untersuchung der amtlichen Probe beauftragte Untersuchungsanstalt der Län-
der entnommen und versiegelt. Gegenproben sind von diesen in geeigneter Weise bis zu einer gemäß 
Abs. 6 zu setzenden Frist aufzubewahren. Der Unternehmer, bei dem die Probenahme erfolgte, ist über 
den Aufbewahrungsort zu unterrichten. Abs. 4 und 5 gelten sinngemäß. 

(4) Die Aufsichtsorgane haben dafür zu sorgen, dass der Hersteller oder, wenn dies nicht möglich 
ist, der Importeur oder Vertreiber in Österreich, über die Tatsache der Probenziehung und den Aufbe-
wahrungsort der Gegenprobe schriftlich informiert wird. Ist eine Aufbewahrung auf Grund der Beschaf-
fenheit der Ware nicht möglich, so ist dies dem Hersteller, Importeur oder Vertreiber mitzuteilen. 

(5) Der Unternehmer, bei dem die Gegenprobe zurückgelassen worden ist und der nicht der Her-
steller ist, hat die Probe sachgerecht zu lagern und bis zu einer gemäß Abs. 6 zu setzenden Frist aufzu-
bewahren und sie auf Verlangen des Herstellers und auf dessen Kosten und Gefahr einer Untersuchung 
zuzuleiten.  

(6) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat aufgrund eines Vorschlages der Agentur 
Richtlinien für Fristen und Lagerbedingungen für die Aufbewahrung von Proben nach Anhörung der 
Codexkommission zu erlassen. 

(7) Die entnommene Probe ist dem örtlich zuständigen Institut für Lebensmitteluntersuchung der 
Agentur (§ 64 Abs. 2) oder der örtlich zuständigen Untersuchungsanstalt der Länder gemäß § 73 zu 
übermitteln. Proben von zollhängigen oder in einem zollrechtlichen Vormerkverfahren vorgemerkte 
Waren bleiben, soweit sie bei der Untersuchung verbraucht oder zerstört werden, frei vom Zoll und von 
sonstigen Eingangsabgaben. 

(8) Für die entnommenen Proben und Gegenproben wird keine Entschädigung geleistet.  

(9) Auf die Gegenprobe kann verzichtet werden. 
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(10) Anlässlich der Probenziehung ist vom Aufsichtsorgan ein Begleitschreiben auszufertigen, wel-
ches der amtlichen Probe sowie den Gegenproben beizulegen ist. Die nähere Ausgestaltung des Proben-
begleitschreibens ist von der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen festzulegen. 

(11) Liegen bei leicht verderblichen Lebensmitteln die Voraussetzungen der Anordnung einer Maß-
nahme gemäß § 34 Abs. 1 Z 1 oder Beschlagnahme gemäß § 37 vor, kann die Vernichtung solcher 
Waren durch den Unternehmer in Anwesenheit des Aufsichtsorgans erfolgen. Dieser Vorgang ist zu 
dokumentieren.  

(12) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat, wenn das im Interesse einer wirksamen 
und zweckmäßigen Kontrolle geboten ist, mit Verordnung hiefür besonders geschulten Aufsichtsorga-
nen bestimmte Vorprüfungen und einfache Untersuchungen, deren Durchführung an Ort und Stelle 
möglich ist, aufzutragen.  

(13) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann mit Verordnung Methoden für die Pro-
benahme vorschreiben.  

Monitoring 

§ 32. Abweichend von § 31 Abs. 2 wird im Rahmen von Monitoringaktionen (Beobachtungen ge-
mäß Art. 2 Z 8 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004) jeweils nur eine Probe entnommen. Monitoringpro-
ben ziehen unmittelbar keine Maßnahmen gemäß § 34 sowie keine Beschlagnahme gemäß § 37 nach 
sich. Die Aufsichtsorgane sind jedoch über Ergebnisse, die auf den Verdacht eines Verstoßes gegen die 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften schließen lassen, unverzüglich zu informieren. 

Pflichten der Unternehmer 

§ 33. (1) Unternehmer sind verpflichtet,  
 1. Kontrollvorgänge gemäß § 30 zu dulden,  
 2. die Aufsichtsorgane in Ausübung der Aufgaben im Rahmen dieses Abschnittes bestmöglich zu 

unterstützen, ihnen den verantwortlichen Beauftragten gemäß § 9 VStG namhaft zu machen, 
und ihnen Personen, die mit dem Unternehmen vertraut sind, beizustellen,  

 3. die Einsichtnahme der für die Kontrolle und Zwecke der Rückverfolgbarkeit maßgeblichen 
Unterlagen, insbesondere Geschäftsaufzeichnungen, Lieferscheine und Rechnungen, auf 
Schrift- und Datenträger zu ermöglichen oder diese Unterlagen binnen angemessener Frist 
nachzureichen und auf Verlangen Abschriften oder Ausdrucke darüber unentgeltlich anzuferti-
gen, 

 4. auf Verlangen den Aufsichtsorganen die erforderlichen Auskünfte, insbesondere über Herstel-
lung, Bearbeitung, Herkunft und Abnehmer von Waren sowie über alle Einheiten des Unter-
nehmens einschließlich Transportmittel, die der Erzeugung, der Bearbeitung und dem sonstigen 
Inverkehrbringen dienen, zu erteilen oder binnen einer vom Aufsichtsorgan zu setzenden Frist 
nachzureichen, 

 5. im Rahmen der Eigenkontrollen betreffend das Vorliegen von Zoonosen und Zoonosenerregern 
gemäß Art. 4 ff. der Richtlinie 2003/99/EG vom 17. November 2003 zur Überwachung von 
Zoonosen und Zoonosenerregern und zur Änderung der Entscheidung 90/424/EWG des Rates 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 92/117/EWG des Rates (ABl. Nr. L 325 vom 
12. Dezember 2003) die Ergebnisse zu verwahren und die Isolate dem gemäß § 76 zuständigen 
Referenzlabor zu übermitteln. 

(2) Unternehmer haben dafür zu sorgen, dass Pflichten im Sinne von Abs. 1 auch während ihrer 
Abwesenheit erfüllt werden. Den Anordnungen der Aufsichtsorgane ist unverzüglich Folge zu leisten. 

(3) Unternehmer haben durch Eigenkontrollen im Sinne des Art. 17 der Verordnung (EG) 
178/2002 die Einhaltung der lebensmittelrechtlichen Vorschriften regelmäßig zu überprüfen und gege-
benenfalls Maßnahmen zu ergreifen. Sie haben in Bezug auf Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände, 
die der Verordnung (EG) Nr. xxx/2004 über Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit 
Lebensmitteln in Berührung zu kommen, unterliegen, die Verantwortung gemäß Art. 19 der Verord-
nung (EG) Nr. 178/2002 und in Bezug auf andere Gebrauchsgegenstände und kosmetische Mittel die 
Verantwortung im Sinne des Art. 5 der Richtlinie 2001/95/EG über die Produktsicherheit (ABl. Nr. L 
11 vom 15.1.2002) wahrzunehmen. 

(4) Unternehmer haben auf der jeweiligen Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufe die 
Rückverfolgbarkeit gemäß Art. 18 der Verordnung (EG) 178/2002 in Bezug auf Lebensmittel und 
Gebrauchsgegenstände, die der Verordnung (EG) Nr. xxx/2004 über Materialien und Gegenstände, die 
dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, unterliegen, und im Sinne des Art. 5 
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Abs. 2 der Richtlinie 2001/95/EG über die Produktsicherheit (ABl. Nr. L 11 vom 15.1.2002) in Bezug 
auf andere Gebrauchsgegenstände und kosmetische Mittel sicherzustellen.  

(5) Unternehmer haben im Rahmen von amtlichen Kontrollen auf Verlangen maßgebliche Informa-
tionen über die Zusammensetzung und Herstellung der untersuchten Ware der Agentur oder den Unter-
suchungsanstalten der Länder gemäß § 73 bekannt zu geben, wenn dies für die Beurteilung einer Probe 
notwendig ist. 

Maßnahmen 

§ 34. (1) Liegt der begründete Verdacht vor, dass Waren oder Betriebe nicht den lebensmittelrecht-
lichen Vorschriften entsprechen, hat der Landeshauptmann mit Bescheid, gegebenenfalls unter einer 
gleichzeitig zu setzenden angemessenen Frist, die erforderlichen Maßnahmen zur Mängelbehebung oder 
Risikominderung anzuordnen, wie insbesondere:  
 1. die Einschränkung oder das Verbot des Inverkehrbringens oder der Verwendung;  
 2. die teilweise oder gänzliche Schließung des Betriebes;  
 3. die Untersagung oder Einschränkung der Benützung von Räumen und Betriebsmitteln; 
 4. den Entzug der auf Grund einer Verordnung gemäß § 11 Abs. 6 oder 7 geregelten Zulassung 

des Betriebes; 
 5. eine geeignete Behandlung, wobei eine Verdünnung bei Überschreitung von Grenzwerten bei 

Kontaminanten und Rückständen jedenfalls unzulässig ist; 
 6. die Verwendung zu anderen als den ursprünglich vorgesehenen Zwecken; 
 7. die unschädliche Beseitigung; 
 8. die Rücksendung an den Ursprungsort im Falle des grenzüberschreitenden Verbringens; 
 9. die Rückholung vom Markt; 
 10. Information der Abnehmer und Verbraucher; 
 11. die Anpassung der Kennzeichnung; 
 12. die Durchführung betrieblicher Verbesserungen, insbesondere bei der Herstellung, Lagerung, 

Verwendung, Dokumentation und Eigenkontrolle, einschließlich der Vorlage von Untersu-
chungszeugnissen in begründeten Fällen; 

 13. die Durchführung baulicher, anlagentechnischer und ausstattungsmäßiger Verbesserungen; 
 14. die unverzügliche Berichtspflicht über die Durchführung der angeordneten Maßnahmen.  
Der Unternehmer hat die Kosten der Maßnahmen zu tragen.  

(2) Das Aufsichtsorgan kann solche Maßnahmen nach vorhergegangener Verständigung des Un-
ternehmers oder einer mit der Betriebsführung beauftragten Person bei Gefahr im Verzug auch ohne 
vorausgegangenes Verfahren und vor Erlassung eines förmlichen Bescheides an Ort und Stelle treffen; 
hierüber ist jedoch binnen einer Woche ein schriftlicher Bescheid zu erlassen, widrigenfalls die getrof-
fene Anordnung als aufgehoben gilt. 

(3) Im Falle von lebensmittelbedingten Krankheitsausbrüchen, hat der Landeshauptmann bei Mit-
teilung eines begründeten Verdachts hinsichtlich des möglichen Verursachers durch den Amtsarzt ge-
mäß des Gesetzes vom 14. April 1913, RGBl. Nr. 67, betreffend die Verhütung und Bekämpfung über-
tragbarer Krankheiten, in der Fassung des Bundesgesetzes vom 18. Juni 1947, BGBl. Nr. 151, gegebe-
nenfalls die erforderlichen Maßnahmen gemäß Abs. 1 zu setzen. 

(4) Über Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 1 und 2 entscheidet der unabhängige Verwal-
tungssenat. Die aufschiebende Wirkung der Berufung kann ausgeschlossen werden. 

§ 35. Die Befugnisse der Aufsichtsorgane bleiben von der Anordnung von Maßnahmen gemäß § 34 
unberührt. 

Anzeigepflicht 

§ 36. Die Aufsichtsorgane haben an die zuständige Staatsanwaltschaft oder bei der Bezirksverwal-
tungsbehörde Anzeige zu erstatten, wenn Waren oder Betriebe nicht den lebensmittelrechtlichen Vor-
schriften entsprechen oder Verpflichtungen auf Grund der lebensmittelrechtlichen Vorschriften zuwi-
dergehandelt wurde. Die Aufsichtsorgane können jedoch von der Erstattung einer Anzeige bei der Be-
zirksverwaltungsbehörde absehen, wenn 
 1. einer behördlich angeordneten Maßnahme gemäß § 34 zur Mängelbehebung oder Risikominde-

rung oder sonstigen Verpflichtungen nach den lebensmittelrechtlichen Vorschriften nachge-
kommen oder der Unternehmer gemäß § 33 Abs. 3 iVm. Art. 19 der Verordnung (EG) Nr. 
178/2002 vorgegangen ist und 
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 2. die Waren lediglich geringfügige Mängel aufweisen und 
 3. der Verdacht des Verschuldens nicht oder nur im geringen Ausmaß gegeben ist oder 
 4. sie bei Wahrnehmung von Verstößen gegen einen in einer Verordnung gemäß § 8 Abs. 1 ange-

führten unmittelbar anwendbaren Rechtsakt der Europäischen Gemeinschaft, gegen Vorschrif-
ten der §§ 10, 11 Abs. 1 oder 16 Abs. 1 oder gegen Verordnungen, die auf Grund der §§ 8 Abs. 
2, 11 Abs. 6 oder 7, 12, 13, 14, 15 oder 16 Abs. 2 erlassen wurden oder bei Zuwiderhandeln ge-
gen Maßnahmen gemäß § 34 eine Organstrafverfügung gemäß § 50 Verwaltungsstrafgesetz 
1991 - VStG erlassen. 

Sie haben jedenfalls den Unternehmer auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens aufmerksam zu ma-
chen. Die Kosten für die Untersuchung und Begutachtung sind vom Unternehmer zu tragen und der 
betreffenden Untersuchungsstelle zu ersetzen. Der Gebührentarif (§ 65) ist anzuwenden.  

Beschlagnahme 

§ 37. (1) Die Aufsichtsorgane haben Waren vorläufig zu beschlagnahmen, wenn einer behördlich 
angeordneten Maßnahme gemäß § 34 nicht oder nicht innerhalb festgesetzter Frist Folge geleistet wurde 
und dies zum Schutz der Verbraucher vor unsicheren Waren erforderlich ist oder wenn Gesundheits-
schädlichkeit vorliegt.  

(2) Im Fall der vorläufigen Beschlagnahme ist unverzüglich von dem zuständigen Gericht oder der 
Bezirksverwaltungsbehörde, je nachdem ob der Verstoß eine gerichtlich strafbare Handlung oder eine 
Verwaltungsübertretung darstellt, ein Beschlagnahmebefehl (Beschlagnahmebeschluss oder Beschlag-
nahmebescheid) einzuholen. 

(3) Das Verfügungsrecht über die vorläufig beschlagnahmten Erzeugnisse steht zunächst der Be-
hörde, der das Aufsichtsorgan angehört, und ab Erlassung des Beschlagnahmebefehls der Stelle zu, die 
den Beschlagnahmebefehl erlassen hat. 

(4) Über die vorläufige Beschlagnahme hat das Aufsichtsorgan dem Betroffenen eine Bescheini-
gung auszustellen. 

(5) Die vorläufig beschlagnahmten oder die beschlagnahmten Waren sind im Betrieb zu belassen. 
Diese sind so zu verschließen oder zu kennzeichnen, dass eine Veränderung ohne Verletzung der Be-
hältnisse, der Verpackung oder der Kennzeichnung nicht möglich ist. Der über die Waren bisher Verfü-
gungsberechtigte ist vom Aufsichtsorgan schriftlich auf die strafgerichtlichen Folgen der Verbringung 
oder Veränderung der beschlagnahmten Erzeugnisse sowie der Verletzung des Dienstsiegels aufmerk-
sam zu machen.  

(6) Die Bewahrung der im Betrieb belassenen Erzeugnisse vor Schäden obliegt dem Betroffenen. 
Sind hierzu besondere Maßnahmen erforderlich, so hat er die anordnende Stelle vorher zu verständigen; 
diese hat auf Kosten des Betroffenen erforderlichenfalls Anordnungen hinsichtlich des Verbringens, der 
Lagerung, Versiegelung oder Kennzeichnung zu treffen. Die Maßnahmen sind, außer bei Gefahr in 
Verzug, in Anwesenheit eines Aufsichtsorgans zu treffen. 

(7) Während der Beschlagnahme dürfen Proben der Waren nur über Auftrag der zuständigen Be-
hörde entnommen werden. 

(8) Die Bestimmungen des § 113 StPO sind sinngemäß anzuwenden. 

Informationspflichten 

§ 38. (1) Ergibt sich im Rahmen der amtlichen Kontrolle der begründete Verdacht eines Verstoßes 
gegen lebensmittelrechtliche Vorschriften und können andere Bundesländer betroffen sein, so sind vom 
Landeshauptmann unverzüglich jene Landeshauptmänner zu informieren, in deren Zuständigkeitsbe-
reich Betriebe oder Unternehmen betroffen sind. 

(2) Die Informationspflicht gemäß Abs. 1 gilt auch für die Ergebnisse im Rahmen der amtlichen 
Kontrolle auf Grund einer Meldung über das Schnellwarnsystem gemäß Art. 50 der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002 oder über das Schnellwarnsystem RAPEX gemäß Art. 12 der Richtlinie 2001/95/EG vom 
3. Dezember 2001 über die allgemeine Produktsicherheit (ABl. Nr. L 11 vom 15. Jänner 2002) und für 
alle relevanten Informationen, die dem Landeshauptmann vom Unternehmer gemäß § 33 Abs. 3 iVm 
Art. 19 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 zur Kenntnis gebracht werden. 

(3) Im Falle der Anordnung einer Rücksendung gemäß § 34 Abs. 1 Z 8 hat der Landeshauptmann 
das Bundesministerium für Gesundheit und Frauen unverzüglich zu informieren.  

§ 39. (1) Ergibt sich im Rahmen der amtlichen Kontrolle der begründete Verdacht eines Risikos für 
die menschliche Gesundheit, so sind vom Landeshauptmann alle erhobenen Daten und relevanten In-
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formationen an die Agentur als zentrale Kontaktstelle für das Schnellwarnsystem gemäß Art. 50 der 
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 zu melden.  

(2) Die Informationspflicht gemäß Abs. 1 gilt auch für die erhobenen Daten und relevanten Infor-
mationen gemäß § 38 Abs. 3. 

§ 40. (1) Besteht auf Grund des Befundes und Gutachtens der Agentur oder einer Untersuchungs-
anstalt der Länder gemäß § 73 oder einer Meldung über das Schnellwarnsystem gemäß Art. 50 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 178/2002 oder über das Schnellwarnsy stem RAPEX gemäß Art. 12 der Richtlinie 
2001/95/EG und einer Risikobewertung durch die Agentur der begründete Verdacht, dass Waren ge-
sundheitsschädlich gemäß Art. 14 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sind, und dadurch eine größere 
Bevölkerungsgruppe gefährdet ist und daher Gemeingefährdung vorliegt, so hat die Bundesministerin 
für Gesundheit und Frauen eine Information der Öffentlichkeit zu veranlassen. 

(2) Die Information gemäß Abs. 1 hat zu enthalten: 
 1. die Bezeichnung der Ware, 
 2. den Erzeuger, Hersteller, Importeur oder Vertreiber, 
 3. weshalb die Ware gesundheitsschädlich ist, 
 4. die Warnung vor dem Verbrauch der Ware, 
 5. den Hinweis, dass die Warnung nicht besagt, dass die Gesundheitsschädlichkeit der Ware vom 

Erzeuger, Hersteller, Importeur oder Vertreiber verursacht worden ist, und 
 6. die getroffenen oder beabsichtigten Maßnahmen. 

Trinkwasserbericht 

§ 41. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen legt zur Information der Verbraucher 
jährlich einen Bericht über die Qualität des für den menschlichen Gebrauch bestimmten Wassers vor. 
Jeder Bericht umfasst zumindest die Versorgungsanlagen, aus denen mehr als 1 000 m3 pro Tag im 
Durchschnitt entnommen oder mit denen mehr als 5 000 Personen versorgt werden. 

(2) Der Landeshauptmann hat jährlich für sein Bundesland einen Bericht zu erstellen, der dem 
Bundesministerium für Gesundheit und Frauen zu übermitteln ist. 

(3) Die Betreiber von Wasserversorgungsanlagen haben dem Landeshauptmann alle zur Erstellung 
des Berichtes erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

(4) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat durch Verordnung nähere Vorschriften 
für die Gestaltung der Berichte gemäß Abs. 2 zu erlassen. 

Kontrolle nach den Verordnungen (EWG) Nr. 2081/92 und 2082/92  

§ 42. (1) Das Kontrollverfahren gemäß Art. 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 und gemäß 
Art. 14 der Verordnung (EWG) Nr. 2082/92 vom 14. Juli 1992 über Bescheinigungen besonderer 
Merkmale von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln (ABl. Nr. L 208 vom 24. Juli 1992) wird von nach 
Abs. 3 zugelassenen privaten Kontrollstellen durchgeführt. 

(2) Jeder Unternehmer, der geschützte Angaben, Bezeichnungen oder Namen nach den Verord-
nungen gemäß Abs. 1 verwendet, ist verpflichtet, seine Tätigkeit dem Kontrollverfahren gemäß Abs. 1 
zu unterstellen und dies dem Landeshauptmann zu melden. 

(3) Die Zulassung als Kontrollstelle hat auf Grund eines schriftlichen Antrages an den Landes-
hauptmann unter Nachweis der folgenden Voraussetzungen mit Bescheid zu erfolgen: 
 1. geeignete personelle, administrative und technische Ausstattung sowie Erfahrung bei der Kon-

trolle und Zuverlässigkeit, 
 2. Akkreditierung gemäß § 17 des Akkreditierungsgesetzes - AkkG, 
 3. Objektivität und Unparteilichkeit gegenüber der Kontrolle unterliegenden Unternehmern und 
 4. Niederlassung im Inland. 
Die Zulassung kann bis zum Nachweis der Voraussetzung nach Z 2 befristet erteilt werden. 

(4) Die Zulassung wird für das gesamte Bundesgebiet erteilt. 

(5) Der Landeshauptmann hat die Tätigkeit der Kontrollstellen regelmäßig zu überprüfen. Er kann 
Anordnungen zur Behebung von Mängeln treffen. Den Anordnungen und Weisungen des Landes-
hauptmannes ist Folge zu leisten. Über jede Kontrolle ist ein Bericht zu erstellen.  

(6) Der Landeshauptmann kann einen Bescheid gemäß Abs. 2 widerrufen, wenn die Voraussetzun-
gen für dessen Erteilung weggefallen sind oder die Kontrollstelle ihrer Kontrollaufaufgabe nicht in aus-
reichendem Maße nachkommt. 
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(7) Die Kosten der nach den Verordnungen gemäß Abs. 1 vorgesehenen Kontrollen sind von den 
Verwendern der eingetragenen Angaben und Bezeichnungen zu tragen. 

§ 43. (1) Der Kontrollstelle stehen die Befugnisse zu, die nach § 30 den Aufsichtsorganen zustehen. 
Stellt die Kontrollstelle fest, dass ein mit einer geschützter Bezeichnung versehenes Agrarerzeugnis oder 
Lebensmittel österreichischer Herkunft oder dass ein Agrarerzeugnis oder Lebensmittel, für das eine für 
Österreich ausgestellte Bescheinigung besonderer Merkmale vorliegt, die Anforderungen der Spezifika-
tion nicht erfüllt, sind dem Verwender der eingetragenen Angaben, Bezeichnungen oder Namen Maß-
nahmen gemäß § 34 in Bezug auf die Herstellung und Kennzeichnung von Agrarerzeugnissen und Le-
bensmitteln mit geschützten Angaben und Bezeichnungen vorzuschreiben. Die Kontrollstelle hat von ihr 
festgestellte Verstöße gegen die in § 42 Abs. 1 genannten Rechtsvorschriften, insbesondere auch wenn 
die Kontrollen nicht vorschriftsmäßig geduldet oder ermöglicht werden, unverzüglich dem Landes-
hauptmann zu melden. Die §§ 35, 36 und 37 gelten sinngemäß. 

(2) Die Kontrollstellen übermitteln dem Landeshauptmann einen Tätigkeitsbericht über das abge-
laufene Jahr bis zum 1. März des Folgejahres. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann 
Form und Umfang des Tätigkeitsberichtes festlegen. 

(3) Die Kontrollstelle hat jede wesentliche Änderung der für die Zulassung maßgeblichen Umstän-
de dem Landeshauptmann unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Diese Mitteilungen sind von den Gebüh-
ren im Sinne des Gebührengesetzes 1957 befreit. 

3. Abschnitt 

Verbringen, Einfuhr, Ausfuhr und innergemeinschaftlicher Handel von Waren 

Mitwirkung der Zollbehörden 

§ 44. (1) Betrifft die Kontrolle Waren, die der zollamtlichen Überwachung unterliegen, oder Trans-
portmittel, auf denen sich solche Gegenstände befinden, darf die Kontrolle nur bei einer Zollstelle oder 
anlässlich einer Zollamtshandlung vorgenommen werden. In Zolllagern oder Zollfreizonen ist die Kon-
trolle - während sie für Zollamtshandlungen geöffnet sind - jederzeit zulässig. 

(2) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Finanzen, wenn dies zur raschen Feststellung der Beschaffenheit von eingeführten Waren oder 
zur Vereinfachung des Verfahrens bei der Entnahme von Proben solcher Waren geboten ist, durch Ver-
ordnung bestimmen, dass allen oder einzelne n Zollämtern, soweit es für die genannten Zwecke erforder-
lich ist, die Befugnisse zukommen, die nach den § 30 den Aufsichtsorganen zustehen. In der Verord-
nung sind die Waren auch mit ihrer Nummer im Zolltarif in der jeweils geltenden Fassung zu bezeich-
nen. 

§ 45. Machen Organe bei der zollamtlichen Abfertigung von Waren Wahrnehmungen, die Anlass 
zu Zweifeln geben, ob die Ware den nach diesem Bundesgesetz gestellten Anforderungen entspricht, so 
haben sie ihre Wahrnehmungen unverzüglich dem Landeshauptmann mitzuteilen.  

Meldung von Warensendungen  

§ 46. Sind Waren auf Grund von Entscheidungen der Europäischen Kommission einer intensiveren 
Kontrolle beim Import aus Drittstaaten zu unterziehen, so haben die Unternehmer die Zollbehörden 
vorab rechtzeitig über Art und Ankunftszeit der Sendung zu verständigen.  

Amtliche Aufsicht von Warensendungen 

§ 47. Waren sind unter amtliche Aufsicht (amtliche Inverwahrnahme gemäß Art. 2 Z 13 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 882/2004) zu stellen, wenn  
 1. der begründete Verdacht vorliegt, dass sie nicht den lebensmittelrechtlichen Vorschriften ent-

sprechen oder  
 2. Zweifel hinsichtlich der Nämlichkeit der Sendung oder ihrer tatsächlichen Bestimmung beste-

hen oder  
 3. Zweifel hinsichtlich der durch die Bescheinigungen gegebenen Garantien im Zusammenhang 

mit der Sendung 
auftreten. Die Aufsichtsorgane setzen in der Folge die notwendigen Kontrollschritte. Nach Anhörung 
des Unternehmers sind erforderlichenfalls Maßnahmen gemäß § 34 im Sinne des Art. 18 ff. der Verord-
nung (EG) Nr. 882/2004 zu treffen.  
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Einfuhr und Innergemeinschaftlicher Handel von Lebensmitteln tierischer Herkunft 

§ 48. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nähere Bestimmungen über die Einfuhr 
und den innergemeinschaftlichen Handel von Lebensmitteln tierischer Herkunft - einschließlich allen-
falls erforderlicher Verbote, Einschränkungen, Ausnahmen und Bedingungen - zu erlassen, wenn und 
soweit dies nach dem jeweiligen Stand der Wissenschaft zum Schutz der menschlichen Gesundheit oder 
aus veterinärhygienischen Gründen erforderlich und soweit dies aufgrund von Rechtsakten der Europäi-
schen Gemeinschaft geboten ist. 

§ 49. (1) Unbeschadet der Kontrollen gemäß dem II. Abschnitt des Tierseuchengesetzes (TSG), 
RGBl. Nr. 177/1909, sind Lebensmittel tierischer Herkunft, die aus Drittstaaten nach Österreich einge-
führt werden, von Grenztierärzten, an den gemäß den Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft 
zugelassenen veterinärbehördlichen Grenzkontrollstellen zu untersuchen. Die Bundesministerin für 
Gesundheit und Frauen hat nähere Bestimmungen über die Durchführung der Grenzkontrolle durch 
Verordnung zu erlassen.  

(2) Führen die Untersuchungen des Grenztierarztes zu dem Ergebnis, dass das Lebensmittel tieri-
scher Herkunft den lebensmittelrechtlichen Vorschriften entspricht und geben die Untersuchungen auch 
sonst in veterinär- und sanitätspolizeilicher Hinsicht keinen Anlass zu Bedenken, so ist das Lebensmittel 
zur Einfuhr zuzulasssen. Dies ist durch den Grenztierarzt zu bescheinigen. 

(3) Führen die Untersuchungen von Grenztierärzten zu dem Ergebnis, dass das Lebensmittel tieri-
scher Herkunft den lebensmittelrechtlichen Vorschriften nicht entspricht und geben die Untersuchungen 
auch sonst in veterinär- und sanitätspolizeilicher Hinsicht Anlass zu Bedenken, so hat der Grenztierarzt 
unbeschadet des § 47 folgende Maßnahmen in Übereinstimmung mit den diesbezüglichen Rechtsakten 
der Europäischen Gemeinschaft anzuordnen: 
 1. das Verbot der Einfuhr in das Gebiet der Europäischen Union (EU) oder 
 2. die Zulassung der Sendung zu einem anderen Zweck als zum menschlichen Genuss, wenn diese 

Sendung in einen im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 vom 3. Oktober 2002 mit Hy-
gienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte 
(ABl. Nr. L 273 vom 10. Oktober 2002) zugelassenen und regelmäßig behördlich kontrollierten 
Betrieb verbracht und dort bestimmungsgemäß behandelt wird oder 

 3. die unschädliche Beseitigung. 

(4) Drittstaaten im Sinne des Abs. 1 sind jene Staaten, die nicht Mitglied der EU sind und auch 
nicht als solche zu behandeln sind. 

(5) Die aus anderen Mitgliedstaaten der EU nach Österreich verbrachten Lebensmittel tierischer 
Herkunft sind durch die Aufsichtsorgane in den Bestimmungsbetrieben regelmäßig zu kontrollieren.  

(6) Liegt auf Grund der Kontrolle gemäß Abs. 5 der begründete Verdacht vor, dass Lebensmittel 
tierischer Herkunft nicht den lebensmittelrechtlichen Vorschriften entsprechen oder gibt die Untersu-
chung sonst in veterinär- oder sanitätspolizeilicher Hinsicht Anlass zu Bedenken, so sind unbeschadet 
des § 34 folgende Maßnahmen in Übereinstimmung mit den diesbezüglichen Rechtsakten der Europäi-
schen Gemeinschaft anzuordnen: 
 1. die Zulassung der Sendung zu einem anderen Zweck als zum menschlichen Genuss, wenn diese 

Sendung in einen im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 zugelassenen und regelmäßig 
behördlich kontrollierten Betrieb verbracht und dort bestimmungsgemäß behandelt wird oder 

 2. die Rücksendung an den Versenderstaat oder 
 3. die unschädliche Beseitigung. 

Ausfuhr und Wiederausfuhr von Waren 

§ 50. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat Betrieben auf Antrag eine Ausfuhr-
berechtigung mit Bescheid zu erteilen, wenn durch ein Aufsichtsorgan festgestellt wird, dass 
 1. der Antragsteller über betriebliche Einrichtungen verfügt, die den vom Bestimmungsland ge-

stellten Mindestanforderungen genügen, und 
 2. die Einhaltung jener Mindestanforderungen des Bestimmungslandes gesichert ist, die sich auf 

die hygienische Gewinnung und Behandlung von Waren beziehen. 

(2) Die Ausfuhrberechtigung ist durch die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen zu entzie-
hen, wenn durch ein Aufsichtsorgan oder, im Fall von Lebensmitteln tierischer Herkunft, von einem 
vom Bestimmungsland entsandten Fachexperten festgestellt wird, dass die Voraussetzungen für ihre 
Erteilung nicht mehr vorliegen. 
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(3) Betriebe, denen eine Ausfuhrberechtigung erteilt worden ist, unterliegen der regelmäßigen Kon-
trolle durch die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen. Diese kann sich hiezu der Aufsichtsorga-
ne des Landeshauptmannes oder im Fall des § 20 Abs. 9 der Aufsichtsorgane der Gemeinden bedienen. 

§ 51. Waren dürfen nur unter Einhaltung und in sinngemäßer Anwendung von Art. 12 der Verord-
nung (EG) Nr. 178/2002 ausgeführt werden. Die Konformität der Waren mit den Bestimmungen des 
Drittlandes, in das die Ware ausgeführt oder wieder ausgeführt wird (Art. 12 Abs. 1 Unterabsatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 178/2002) ist vom Unternehmer zu dokumentieren. Die Zustimmung der zustän-
digen Behörden des Drittlandes bei fehlender Konformität (Art. 12 Abs. 1 Unterabsatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 178/2002) ist vom Unternehmer einzuholen und zu dokumentieren. In diesem Fall ist der 
Landeshauptmann vor der Ausfuhr oder Wiederausfuhr der Waren zu informieren.  

4. Abschnitt 

Schlachttier- und Fleischuntersuchung 

Untersuchungspflicht 

§ 52. (1) Säugetiere, Geflügel, Fische, Muscheln und Frösche sind, wenn deren Fleisch zum Genuss 
für Menschen verwendet werden soll, vor und nach der Schlachtung oder nach dem Erlegen, Ernten 
oder Fischen einer amtlichen Untersuchung und Beurteilung entsprechend den Vorgaben des Anhanges 
I, II und III der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 zu unterziehen. 

(2) Der Landeshauptmann hat sich bei der Schlachttier- und Fleischuntersuchung von Säugetieren 
und Geflügel sowie bei den Kontrollen in Schlacht- und Zerlegungsbetrieben und Wildbearbeitungsbe-
trieben Aufsichtsorganen, die Tierärzte sind, und amtlichen Fachassistenten zu bedienen. 

(3) Schlachtungen von Schweinen, Schafen und Ziegen, Geflügel, Kaninchen, Zuchtwild und 
Flachbrustvögel durch den Tierhalter für den Eigenbedarf sind von der Untersuchungspflicht gemäß 
Abs. 1 ausgenommen, wenn 
 1. das Fleisch dieser Tiere ausschließlich für den eigenen Verzehr durch den Tierhalter und seiner 

im Haushalt lebenden Familienangehörigen bestimmt ist und 
 2. es sich nicht um eine Notschlachtung handelt oder beim Tier ein Seuchenverdacht gegeben ist 

oder das Tier Krankheitserscheinungen zeigt, die einen Einfluss auf die Verwendbarkeit als Le-
bensmittel haben, oder der Verdacht auf höher als erlaubte Rückstände gegeben ist. 

(4) Der Landeshauptmann hat beim Auftreten einer anzeigepflichtigen Tierseuche bis zu deren Er-
löschen für das Seuchengebiet anzuordnen, dass die Schlachtungen von für diese Tierseuche empfängli-
chen Tieren gemäß Abs. 3 der Schlachttier- und Fleischuntersuchung unterliegen. 

(5) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat durch Verordnung nähere Bestimmungen 
über die Durchführung der Schlachttier- und Fleischuntersuchung und über die Beurteilung des Flei-
sches der in der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 genannten Tierarten sowie über allfällige Ausnahmen 
von der Untersuchungspflicht bei anderen als unter Abs. 3 angeführten Tierarten festzulegen, wenn und 
soweit dies nach dem jeweiligen Stand der Wissenschaft aus veterinär- oder sanitätspolizeilichen Grün-
den erforderlich und mit den diesbezüglichen Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft vereinbar ist. 
Dabei können Besonderheiten einzelner Tierarten und Haltungs- und Vermarktungsformen berücksich-
tigt werden. 

Hygienekontrollen in Schlacht-, Zerlegungs-, und Wildbearbeitungsbetrieben 

§ 53. (1) Der amtliche Tierarzt hat in Schlachtbetrieben, Zerlegungsbetrieben und in Wildbearbei-
tungsbetrieben entsprechend dem Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 Kontrollen durchzufüh-
ren. Der amtliche Tierarzt kann hiebei von amtlichen Fachassistenten gemäß § 20 Abs. 5 und Hilfskräf-
ten gemäß § 20 Abs. 6 unterstützt werden.  

(2) Bei Verdacht des Verstoßes gegen lebensmittelrechtliche Vorschriften hat der amtliche Tierarzt 
den Landeshauptmann hievon zu unterrichten. Es ist gemäß §§ 34 bis 37 vorzugehen. Bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 Z 1 hinsichtlich des Verbotes der Verwendung, Z 6 oder 7 hat der 
amtliche Tierarzt das Fleisch für untauglich zu erklären.  

Probenahme und Untersuchung bei der Schlachtung 

§ 54. (1) Der amtliche Tierarzt ist berechtigt,  
 1. bei der Schlachtung zur Untersuchung des Fleisches  
 a) auf Trichinen und  
 b) auf Transmissible Spongiforme Encephalophatie 
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die hiefür notwendigen Proben vom Tierkörper zu entnehmen oder entnehmen zu lassen; 
 2. geeignete Proben in dem für die Untersuchung notwendigen Ausmaß vom Tierkörper oder von 

dessen Teilen zu entnehmen, wenn eine Beurteilung des Fleisches nur unter Zuhilfenahme von 
besonderen Untersuchungen möglich ist; 

 3. im Verdachtsfall auch Proben zur bakteriologischen Fleischuntersuchung oder zur Untersu-
chung auf Rückstände zu entnehmen oder entnehmen zu lassen. 

(2) Die bakteriologische Fleischuntersuchung im Sinne des Abs. 1 Z 3 umfasst die Untersuchung 
auf Bakterien, Viren und sonstige Erreger von Tierkrankheiten und von auf den Menschen übertragba-
ren Krankheiten. 

(3) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann zusätzlich zu Abs. 1 zur wirksamen 
Kontrolle auf Erreger von Tierkrankheiten und von auf den Menschen übertragbaren Krankheiten die 
Entnahme und Untersuchung geeigneter Proben anordnen. 

(4) Die zur Untersuchung entnommenen Proben sind untaugliches Fleisch. Eine Entschädigung 
hiefür ist nicht zu leisten. 

5. Abschnitt 

Rückstandskontrollen von Lebensmitteln tierischer Herkunft 

Untersuchung von Proben auf Rückstände 

§ 55. Zur Sicherung einer wirksamen Kontrolle von Lebensmitteln tierischer Herkunft auf Rück-
stände ist von der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen die stichprobenweise Entnahme und 
Untersuchung geeigneter Proben zusätzlich zu den in § 54 Abs. 1 Z 3 genannten Proben auf Rückstände 
anzuordnen. Solche Proben können sowohl von lebenden Tieren als auch von tierischen Primärerzeug-
nissen entnommen werden. Sie sind auf Rückstände von Stoffen mit anaboler Wirkung, Tierarzneimit-
teln, sowie von anderen Stoffen, welche die menschliche Gesundheit gefährden können, und auf Um-
weltkontaminanten zu untersuchen. 

Verordnungsermächtigung 

§ 56. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat, soweit dies zur Kontrolle der An-
wendung der in § 55 genannten Stoffe notwendig oder zum Schutz der Verbraucher vor Gesundheits-
schädigung erforderlich ist, nach dem jeweiligen Stand der Wissenschaft und unter Berücksichtigung 
der diesbezüglichen Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft durch Verordnung 
 1. betriebliche Eigenkontrollen in Tierhaltungsbetrieben, die Tiere zur Lebensmittelproduktion 

halten, und in Erstverarbeitungsbetrieben von tierischen Primärprodukten sowie betriebliche 
Aufzeichnungen und Aufzeichnungen über die Behandlung von Tieren,  

 2. Bestimmungen über behördliche Kontrollen in Räumlichkeiten und auf Flächen, die der Tier-
haltung dienen,  

 3. die Art der zu untersuchenden Stoffe, die Probenart und die Untersuchungen von Proben sowie 
die hierfür notwendigen Aufzeichnungen 

vorzuschreiben und 
 4. Maßnahmen zur Verhinderung  
 a) der Abgabe von Tieren, die vorschriftswidrig behandelt worden sind, oder 
 b) des Inverkehrbringens von tierischen Primärerzeugnissen und daraus hergestellten Erstverar-

beitungserzeugnissen, die von Tieren gemäß lit. a gewonnen wurden, oder 
 c) der Abgabe von Tieren oder des Inverkehrbringens von Lebensmitteln tierischer Herkunft 

mit Rückständen, welche die zulässigen Höchstwerte übersteigen,  
festzulegen.  

Hierbei dürfen auch Ergänzungen zu und Ausnahmen von Bestimmungen des § 57 vorgesehen werden. 

(2) Unter einer vorschriftswidrigen Behandlung gemäß Abs. 1 Z 4 lit. a ist 
 1. die Verwendung von nicht zugelassenen Stoffen oder Erzeugnissen oder 
 2. die Verwendung von zugelassenen Stoffen oder Erzeugnissen zu anderen als den dafür vorgese-

henen Zwecken oder unter anderen als den dafür vorgesehenen Bedingungen 
zu verstehen. 

Rückstände bei lebenden Tieren und tierischen Primärerzeugnissen 

§ 57. (1) Werden bei Untersuchungen gemäß § 54 Abs. 1 Z 3 oder § 55 Rückstände festgestellt, so 
hat die Bezirksverwaltungsbehörde, sofern dies zum Schutz der menschlichen Gesundheit oder gemäß 

214/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt22 von 56

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



den Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft erforderlich ist, die Tiere des betroffenen Bestandes in 
geeigneter Weise eindeutig zu kennzeichnen und mit Bescheid eine Sperre dieses Tierbestandes zu er-
lassen. 

(2) Der Bescheid gemäß Abs. 1 hat zumindest folgende Angaben zu enthalten: 
 1. den Namen des Verfügungsberechtigten über die betroffenen Tiere, 
 2. die genaue Bezeichnung und den Standort der von der Sperre betroffenen Tiere, 
 3. das Verbot, die betroffenen Tiere ohne behördliche Zustimmung aus ihrem Bestand zu entfer-

nen oder ohne behördliche Zustimmung der Schlachtung zuzuführen oder anders zu töten oder 
töten zu lassen und 

 4. die Dauer der Sperre. 

(3) Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 1 haben keine aufschiebende Wirkung. 

(4) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann die Sperre gemäß Abs. 1 aufheben, wenn durch zusätzli-
che Kontrollen nachgewiesen wird, dass die Tiere keine unzulässigen Rückstände mehr enthalten. 

(5) Abs. 4 gilt nicht für Tiere, bei denen Substanzen gemäß Anhang IV der Verordnung (EWG) Nr. 
2377/90 vom 26. Juni 1990 zur Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von 
Höchstmengen für Tierarzneimittelrückstände in Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs (ABl. Nr. L 224 
vom 18. August 1990) oder Stoffe, deren Anwendung gemäß der Richtlinie 96/22/EG des Rates vom 29. 
April 1996 über das Verbot der Verwendung bestimmter Stoffe mit hormonaler bzw. thyreostatischer 
Wirkung und von ß-Agonisten in der tierischen Erzeugung und zur Aufhebung der Richtlinien 
81/602/EWG, 88/146/EWG und 88/299/EWG (ABl. Nr. L 125 vom 23. Mai 1996) verboten sind, festge-
stellt wurden. 

Vorschriftswidrige Behandlung 

§ 58. (1) Bei Vorliegen einer vorschriftswidrigen Behandlung gemäß § 56 Abs. 2 sind die betroffe-
nen Tiere zu töten. Die Tötung ist mit Bescheid der Bezirksverwaltungsbehörde anzuordnen. 

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann von einer Tötungsanordnung gemäß Abs. 1 in Fällen des 
§ 56 Abs. 2 Z 2 Abstand nehmen, wenn durch andere Maßnahmen, insbesondere jene gemäß § 57, eine 
Gefährdung von Mensch und Tier ausgeschlossen wird. 

(3) Der Bescheid gemäß Abs. 1 hat zumindest folgende Angaben zu enthalten: 
 1. den Namen des Verfügungsberechtigten über die betroffenen Tiere, 
 2. die genaue Bezeichnung, Kennzeichnung und den Standort der betroffenen Tiere, 
 3. die genaue Bezeichnung des Ortes, wo die Tötung der Tiere durchgeführt werden soll. 

(4) Die Tötung der Tiere hat innerhalb von drei Werktagen ab Anordnung der Tötung unter Be-
rücksichtigung des Tierschutzes zu erfolgen. Für die Beseitigung der Tierkörper gilt § 59. 

(5) Die Berufung gegen einen Bescheid gemäß Abs. 1 hat keine aufschiebende Wirkung. 

Entsorgung von nicht zum menschlichen Genuss geeignetem Material 

§ 59. Für die Behandlung oder Beseitigung von Lebensmitteln tierischer Herkunft, die für den 
menschlichen Verzehr nicht oder nicht mehr geeignet oder bestimmt sind, sowie für nicht zum mensch-
lichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte, die bei der Schlachtung und bei der Bearbeitung von 
Fleisch anfallen, gelten die Vorschriften des Tiermaterialiengesetzes, BGBl. I Nr. 141/2003, sowie die 
Verordnung (EG) Nr. 1774/2002.  

6. Abschnitt 

Gebühren  

Gebühren auf Grund amtlicher Kontrollen 

§ 60. (1) Der Unternehmer hat für amtliche Kontrollen, die über die routinemäßige Kontrolltätig-
keit hinausgehen, Gebühren zu entrichten. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nach 
Anhörung der Landeshauptmänner mit Verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen kostendeckende Gebühren festzulegen.  

(2) Gebühren gemäß Abs. 1 im Rahmen der Tätigkeit der Aufsichtsorgane sind Landesabgaben.  

(3) Die Kosten für die Untersuchung und Begutachtung im Rahmen der in Abs. 1 genannten Kon-
trolltätigkeit sind gemäß dem Gebührentarif (§ 65) der betreffenden Untersuchungsstelle gemäß §§ 64 
oder 73 durch den Unternehmer zu ersetzen. 
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§ 61. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nach Anhörung der Landeshaupt-
männer mit Verordnung kostendeckende Gebühren für die Zulassung von Kontrollstellen gemäß § 42 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen festzulegen. 

(2) Gebühren gemäß Abs. 1 sind Landesabgaben.  

§ 62. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat mit Verordnung unter Bedachtnahme 
auf die Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft für amtliche Kontrollen und die Erteilung einer 
Ausfuhrberechtigung gemäß § 50 kostendeckende Gebühren im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Finanzen festzulegen.  

Gebühren für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung 

§ 63. (1) Der Unternehmer hat für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung von Säugetieren und 
Geflügel, für die Untersuchung von Muscheln und Fischen, die amtlichen Hygienekontrollen in 
Schlacht-, Zerlegungs- und Wildbearbeitungsbetrieben sowie für die Rückstandskontrollen gemäß Ab-
schnitt 4 und 5 dieses Hauptstückes Gebühren zu entrichten.  

(2) Gebühren gemäß Abs. 1 sind Landesabgaben.  

(3) (Grundsatzbestimmung) Die Höhe der Gebühren ist, soweit diese nicht gemäß Abs. 4 durch die 
Bundesministerin für Gesundheit und Frauen festgelegt wird, unter Bedachtnahme auf die Art der Tiere 
und die Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft unter Beachtung des Kapitels VI und des Anhangs 
IV der Verordnung (EG) Nr. 882/2004, nach Anhörung der Wirtschaftskammer Österreich, der Präsi-
dentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs und der Österreichischen Tierärztekammer, 
festzusetzen. Die Einhebung der Gebühren hat durch den Landeshauptmann zu erfolgen. 

(4) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
ter für Finanzen, nach Anhörung der Landeshauptmänner, der Wirtschaftskammer Österreich, der Prä-
sidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs und der Österreichischen Tierärztekammer, 
für Betriebe, die mehr als 1000 Großvieheinheiten Säugetiere oder 150.000 Stück Geflügel jährlich 
schlachten, oder Zerlegungsbetriebe, die jährlich mehr als 250 Tonnen Fleisch zerlegen, die Gebühr für 
die routinemäßige Schlachttier- und Fleischuntersuchung nach § 54 Abs. 1 Z 1 und 2, für die Hygiene-
kontrollen nach § 53 und für die Rückstandskontrollen nach § 55 entsprechend dem Kapitel VI und dem 
Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 durch Verordnung festzusetzen. Ebenso sind die Gebüh-
ren der Proben gemäß § 54 Abs. 1 Z 3 unter Berücksichtigung von § 60 Abs. 1 durch Verordnung fest-
zusetzen. 

(5) Die Kosten der in mittelbarer Bundesverwaltung durchzuführenden Untersuchungen und Kon-
trollen gemäß Abs. 1 und der sich aus Abschnitt 4 und 5 dieses Hauptstückes ergebenden damit im Zu-
sam menhang stehenden Untersuchungen und Kontrollen, ausgenommen die Untersuchung der gemäß § 
54 Abs. 1 Z 1 lit. b entnommenen Proben, sowie die Kosten der Aus- und Fortbildung der amtlichen 
Tierärzte und amtlichen Fachassistenten sind vom Land zu tragen. 

3. Hauptstück 

Untersuchungs- und Sachverständigentätigkeit 
1. Abschnitt 

Agentur, Untersuchungsanstalten der Länder und Lebensmittelgutachter 

Aufgaben der Agentur 

§ 64. (1) In Bezug auf Waren nimmt die Agentur die in § 8 GESG aufgeführten Aufgaben im Rah-
men der amtlichen Kontrolle wahr.  

(2) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat durch Verordnung den örtlichen Zustän-
digkeitsbereich der Institute für Lebensmitteluntersuchung der Agentur zur Übernahme von amtlichen 
Proben festzulegen. 

§ 65. Für die Tätigkeiten der Agentur im Rahmen der amtlichen Kontrolle sind von der Bundesmi-
nisterin für Gesundheit und Frauen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen auf Vor-
schlag der Agentur durch Verordnung Gebühren nach Maßgabe eines Tarifs kostendeckend festzuset-
zen. 

§ 66. (1) Die Agentur hat gemäß § 74 autorisierten Personen, die mit der Untersuchung der Gegen-
probe befasst sind, auf Anfrage alle Auskünfte über die Untersuchung bekanntzugeben, die für die Prü-
fung der Gegenprobe unerlässlich sind, sofern dadurch die Zielsetzung des Gesetzes nicht gefährdet ist.  
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(2) Der Partei ist auf Verlangen auch Befund und Gutachten über amtliche Proben bekanntzugeben, 
wenn die Untersuchung keinen Anlass zu einer Beanstandung gegeben hat. Der Gebührentarif ist anzu-
wenden. 

Untersuchungen 

§ 67. (1) Für die Untersuchung sind geeignete Methoden entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
und Technik in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft und nati-
onalen Vorschriften anzuwenden. 

(2) Die Labors der Agentur müssen für die Untersuchungen im Rahmen dieses Bundesgesetzes eine 
Akkreditierung gemäß § 9 Akkreditierungsgesetz - AkkG, BGBl. Nr. 468/1992, nachweisen.  

(3) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann mit Verordnung Methoden für die Un-
tersuchung vorschreiben. 

Anzeigepflicht 

§ 68. Wenn die Agentur bei ihrer Tätigkeit zur begründeten Auffassung gelangt, dass der Verdacht 
der Verletzung von lebensmittelrechtlichen Vorschriften gegeben ist, so hat sie das in ihrem Gutachten 
festzustellen und der jeweils zuständigen Behörde oder dem zuständigen amtlichen Tierarzt unverzüg-
lich Anzeige zu erstatten.  

§ 69. Die Agentur ist, ungeachtet einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht, verpflichtet, ver-
dächtige Umstände, die auf die Verwendung nicht sicherer Waren hindeuten, den Aufsichtsorganen 
mitzuteilen. 

Fachliche Qualifikation 

§ 70. (1) In der Agentur dürfen für die Erstattung von Gutachten nur Personen herangezogen wer-
den, die 
 1. über eine Qualifikation im Sinne des Abs. 2 verfügen und  
 2. eine entsprechende praktische Aus- und Fortbildung absolviert haben. 
Die Zustimmung des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen ist einzuholen.  

(2) Die Untersuchung und Befunderstellung im Rahmen der Schlachttier- und Fleischuntersuchung 
muss unter Aufsicht eines nach Abs. 1 qualifizierten Tierarztes erfolgen. Der Erstellung des Gutachtens 
aufgrund eines Befundes obliegt dem amtlichen Tierarzt. 

(3) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat mit Verordnung nähere Vorschriften dar-
über zu erlassen, welche wissenschaftliche Berufsvorbildung sowie praktische Aus- und Fortbildung die 
im Abs. 1 genannten Personen nachzuweisen haben. 

(4) In der Verordnung nach Abs. 3 ist für die wissenschaftliche Berufsvorbildung jedenfalls zu 
bestimmen, dass Personen nach Abs. 1 ein Studium einer wissenschaftlichen Hochschule, das beispiels-
weise die Fachgebiete Chemie, Biologie, Pharmazie, Medizin, Veterinärmedizin, Lebensmittel- und 
Biotechnologie oder Ernährungswissenschaften umfasst, oder ein einschlägiges Studium an einer Fach-
hochschule absolviert haben müssen. 

(5) In der Verordnung nach Abs. 3 ist für die praktische Ausbildung zu bestimmen, dass eine zwei- 
bis fünfjährige praktische Tätigkeit auf dem Gebiete der Untersuchung von Waren in dafür geeigneten 
Instituten der wissenschaftlichen Hochschulen, in staatlichen und privaten Untersuchungslabors oder 
Forschungslaboratorien nachzuweisen ist, aus denen abgeleitet werden kann, dass Untersuchungen 
durchgeführt und Gutachten erstattet werden können.  

Sachverständigenbeweis 

§ 71. Für den Sachverständigenbeweis im gerichtlichen Strafverfahren gelten die Bestimmungen 
der Strafprozessordnung und im Verwaltungsstrafverfahren die Bestimmungen der Verwaltungsverfah-
rensgesetze. 

Kosten der Untersuchung und Begutachtung 

§ 72. (1) Wird von einer Privatperson bei Verdacht einer nicht den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes entsprechenden Ware um eine Untersuchung angesucht, entstehen keine Kosten für die Partei. 

(2) Im Strafverfahren gelten hinsichtlich der Kosten der Untersuchung die Bestimmungen des § 
381 Abs. 1 Z 3 der Strafprozeßordnung 1975 bezüglich der Kosten des Strafverfahrens. Abweichend 
davon ist im Fall einer Verurteilung der zum Kostenersatz verpflichteten Partei der Ersatz der Kosten 
der Untersuchung an die untersuchende Stelle vorzuschreiben. Dies gilt auch im Verwaltungsstrafver-
fahren. 
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(3) Die Kosten der Untersuchung sind nach dem Gebührentarif (§ 65) zu berechnen. 

(4) Die von einer Partei zu ersetzenden Kosten der Untersuchung können im Verwaltungsweg ein-
gebracht werden. 

(5) Wenn Waren aus Drittstaaten im Gemeinschaftsmarkt nur nach Maßgabe des Ergebnisses einer 
zuvor vom Landeshauptmann zu veranlassenden Untersuchung in Verkehr gebracht werden dürfen, sind 
die Kosten der Probenziehung, der Untersuchung und Begutachtung vom Verfügungsberechtigten zu 
bezahlen. Abs. 3 und 4 sind anzuwenden. 

Untersuchungsanstalten der Länder  

§ 73. (1) Untersuchungsanstalten der Länder, die Aufgaben wie die Agentur besorgen wollen, be-
dürfen sowohl zu ihrer Errichtung wie auch zu ihrem Betrieb einer Bewilligung der Bundesministerin 
für Gesundheit und Frauen. 

(2) Die Bewilligung zur Errichtung ist zu erteilen, wenn die vorgesehene Ausstattung sowie das 
vorgesehene Personal erwarten lassen, dass die geplante Anstalt die vorgesehenen Aufgaben so erfüllen 
wird wie die Agentur. 

(3) Die Bewilligung zum Betrieb ist zu erteilen, wenn das erforderliche Personal und die erforderli-
che Ausstattung vorhanden sind und das den Betrieb regelnde Statut gewährleistet, dass die vorgesehe-
nen Aufgaben so erfüllt werden wie von der Agentur. 

(4) Für den Betrieb der Anstalten gelten die Bestimmungen für die Agentur sinngemäß. Die Kosten 
sind von den Rechtsträgern der Anstalten selbst zu tragen. 

(5) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat die Bewilligung zurückzunehmen oder 
einzuschränken, wenn die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr oder nur noch in einge-
schränktem Umfang gegeben sind. 

(6) Die Rechtsträger der Anstalten haben der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen jährlich 
einen Bericht bis zum 31. März des folgenden Jahres vorzulegen. Dieser Bericht hat neben der Darle-
gung der Tätigkeit auch Angaben über alle wesentlichen Veränderungen der Ausstattung und des Perso-
nalstandes zu enthalten. 

(7) Bei Bedarf sind der Agentur Informationen über durchgeführte Untersuchungen zu übermitteln. 

Untersuchung und Begutachtung durch andere Berechtigte 

§ 74. (1) Wer, abgesehen von den in den §§ 64 und 73 geregelten Fällen,  
 1. entgeltlich Untersuchungen durchführt und Gutachten, wie Verkehrsfähigkeitsgutachten, im 

Sinne dieses Bundesgesetzes erstattet,  
 2. Untersuchungen von amtlichen Proben im Rahmen der Schlachttier- und Fleischuntersuchung 

durchführt und Befunde hierüber erstellt, 
bedarf hiezu einer Bewilligung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen. 

(2) Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Bewerber nachweist, dass er die Voraussetzungen ei-
ner nach § 70 Abs. 3 erlassenen Verordnung erfüllt und über ein gemäß § 9 AkkG akkreditiertes Labor 
verfügt. In den Bewilligungsbescheid können Vorschreibungen über die Ausübung der Untersuchungstä-
tigkeit aufgenommen werden.  

(3) Jede wesentliche Änderung der für die Bewilligung maßgebenden Umstände ist dem Bundesmi-
nisterium für Gesundheit und Frauen anzuzeigen. 

(4) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann die Untersuchungstätigkeit jederzeit ü-
berprüfen, insbesondere auch deren tatsächliche Ausübung, sowie insbesondere die der Untersuchungs-
tätigkeit dienenden Einrichtungen besichtigen. 

(6) Die Bewilligung ist zurückzunehmen oder einzuschränken, wenn die Voraussetzungen für ihre 
Erteilung nicht mehr oder nur noch in eingeschränktem Umfang gegeben sind. 

§ 75. Gemäß § 74 Abs. 2 autorisierte Personen werden mit ihrem Namen, der Anschrift ihres 
Standortes und dem Bewilligungsumfang in einer vom Bundesministerium für Gesundheit und Frauen 
herauszugebenden Liste veröffentlicht. 

Nationale Referenzlabors 

§ 76. (1) Zum Zweck der Zusammenarbeit mit den Gemeinschaftsreferenzlaboratorien sind gemäß 
Art. 33 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 nationale Referenzlabors zu benennen, die  
 1. in ihrem jeweiligen Aufgabengebiet die Tätigkeiten der Agentur, der Untersuchungsanstalten 

der Länder sowie der nach § 74 autorisierten Personen koordinieren; 
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 2. Laborvergleichstests durchführen und im Anschluss an solche Tests für entsprechende Folge-
maßnahmen in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für Gesundheit und Frauen sor-
gen; 

 3. Informationen vom jeweiligen Gemeinschaftsreferenzlabor an das Bundesministerium für Ge-
sundheit und Frauen, die Agentur, die Untersuchungsanstalten der Länder sowie an die nach § 
74 autorisierten Personen weiterleiten. 

(2) Sämtliche der in Abs. 1 genannten Stellen haben mit dem jeweils zuständigen nationalen Refe-
renzlabor zusammenzuarbeiten. 

(3) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann Richtlinien für die Zusammenarbeit 
zwischen den in Abs. 1 genannten Stellen erlassen. 

2. Abschnitt 

Österreichisches Lebensmittelbuch und Codexkommission 

Österreichisches Lebensmittelbuch 

§ 77. Der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen obliegt die Herausgabe des Österreichi-
schen Lebensmittelbuches (Codex Alimentarius Austriacus). Es dient der Verlautbarung von Sachbe-
zeichnungen, Begriffsbestimmungen, Untersuchungsmethoden und Beurteilungsgrundsätzen sowie von 
Richtlinien für das Inverkehrbringen von Waren und kann in elektronischer Form veröffentlicht werden. 

Zusammensetzung der Codexkommission 

§ 78. (1) Zur Beratung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen in Angelegenheiten sämt-
licher lebensmittelrechtlicher Vorschriften sowie zur Vorbereitung des Österreichischen Lebensmittel-
buches (Codex Alimentarius Austriacus) ist eine Kommission (Codexkommission) einzurichten. 

(2) Der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen obliegt die Vorsitzführung. Sie kann einen 
Stellvertreter benennen. 

(3) Der Codexkommission haben als Mitglieder anzugehören: 
 a) drei Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen, 
 b) ein Vertreter des Bundesministeriums für Justiz, 
 c) ein Vertreter des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-

schaft 
 d) ein Vertreter des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumenten-

schutz 
 e) ein Vertreter des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit, 
 f) ein Vertreter des Bundesministeriums für Finanzen, 
 g) zwei Vertreter der Länder  
 h) ein Vertreter der Bundesarbeitskammer, 
 i) ein Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich, 
 j) ein Vertreter des Österreichischen Gewerkschaftsbundes,  
 k) ein Vertreter der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs, 
 l) ein Vertreter des Vereins für Konsumenteninformation, 
 m) drei fachkundige Bedienstete der Agentur und der Lebensmitteluntersuchungsanstalten der 

Länder Wien, Kärnten und Vorarlberg und ein Vertreter der nach § 74 Berechtigten, 
 n) je ein mit dem Verkehr von diesem Bundesgesetz unterliegenden Waren vertrauter, tunlichst 

nach § 73 Abs. 3 qualifizierter Fachmann auf Vorschlag der Bundesarbeitskammer, der Wirt-
schaftskammer Österreich, der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs, 
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes, der Vereinigung Österreichischer Industrieller so-
wie der Österreichischen Tierärztekammer. 

(4) Die in Abs. 3 aufgezählten Mitglieder der Codexkommission werden auf die Dauer von fünf 
Jah ren bestellt. Für jedes unter Abs. 3 lit. a bis m genanntes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. 
Die Unterlassung eines Vorschlages hindert nicht die Konstituierung der Codexkommission. 

(5) Außer den in Abs. 3 aufgezählten Mitgliedern hat die Bundesministerin für Gesundheit und 
Frauen die erforderliche Zahl von Vertretern der einschlägigen Wissenschaften als Mitglieder zu bestel-
len. 
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(6) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen bestellt für die gleiche Zeit den Vorsitzenden 
der Codexkommission und seinen Stellvertreter. 

(7) Alle Mitglieder sowie der Vorsitzende und sein Stellvertreter haben beschließende Stimme. Ein 
Ersatzmitglied hat ein solches Stimmrecht nur bei Verhinderung jenes Mitgliedes, welches es zu vertre-
ten befugt ist. 

(8) Die Codexkommission kann zur Bearbeitung bestimmter Sachgebiete fallweise Sachverständige 
mit beratender Stimme beiziehen. 

(9) Die Codexkommission hat sich eine Geschäftsordnung zu geben, die der Genehmigung der 
Bundesministerin für Gesundheit und Frauen bedarf. 

(10) Die Anhörung der Codexkommission kann auch im schriftlichen Weg erfolgen. 

Ständiger Hygieneausschuss 

§ 79. Die Codexkommission hat einen Ständigen Hygieneausschuss zu bestellen. Der Vorsitzende 
des Ausschusses und sein Stellvertreter sind aus der Reihe der Mitglieder der Codexkommission zu 
bestellen. Der Ausschuss setzt sich ferner aus den erforderlichen Vertretern der einschlägigen Wissen-
schaften, aus je einem Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen, für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumenten-
schutz, für Wirtschaft und Arbeit, der Länder, der Bundesarbeitskammer, der Wirtschaftskammer Öster-
reich, des Österreichischen Gewerkschaftsbundes, der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskam-
mern Österreichs und einem fachkundigen Bediensteten der Agentur und der Lebensmitteluntersu-
chungsanstalten der Länder Wien, Kärnten und Vorarlberg zusammen. 

§ 80. (1) Der Hygieneausschuss hat die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen und die mit 
der Vollziehung dieses Bundesgesetzes betrauten Behörden unmittelbar zu beraten, über deren Antrag 
Gutachten abzugeben und Stellungnahmen zu Hygieneleitlinien zu erstatten. 

(2) Die Geschäftsordnung der Codexkommission gilt sinngemäß. 

FAO/WHO Codex Alimentarius – Kommission (WECO) 

§ 81. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat zu ihrer Beratung in Fragen des 
FAO/WHO Codex Alimentarius eine Kommission (WECO) zu bestellen. Der Vorsitzende der WECO 
und sein Stellvertreter sind aus den Reihen der Mitglieder der Codexkommission zu bestellen.  

(2) Der WECO haben als Mitglieder anzugehören: 
 a) zwei Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen 
 b) ein Vertreter der Bundesministerien für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumenten-

schutz,  
 c) ein Vertreter des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit,  
 d) ein Vertreter des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-

schaft,  
 e) ein Verteter der Bundesarbeitskammer,  
 f) ein Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich,  
 g) ein Vertreter des Österreichischen Gewerkschaftsbundes,  
 h) ein Vertreter der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs,  
 i) ein fachkundiger Bediensteter der Agentur und der Lebensmitteluntersuchungsanstalten der 

Länder Wien, Kärnten und Vorarlberg,  
 j) Vertreter der einschlägigen Fachgebiete.  

(3) Die in Abs. 2 aufgezählten Mitglieder der WECO werden auf die Dauer von fünf Jahren be-
stellt. Für jedes unter Abs. 2 lit. a bis i genanntes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. Die Unter-
lassung eines Vorschlages hindert nicht die Konstituierung der WECO. 

(4) Die WECO kann zur Bearbeitung bestimmter Sachgebiete fallweise Sachverständige mit bera-
tender Stimme beiziehen. 

(5) Die WECO hat sich eine Geschäftsordnung zu geben, die der Genehmigung der Bundesministe-
rin für Gesundheit und Frauen bedarf. 
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4. Hauptstück 

Strafbestimmungen 
1. Abschnitt 

Gerichtliche Strafen 

Tatbestände 

§ 82. (1) Wer gesundheitsschädliche Lebensmittel, Gebrauchsgegenstände oder kosmetische Mittel, 
in Verkehr bringt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

(2) Wer Fleisch, welches nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes der Untersuchungspflicht 
unterliegt, oder Zubereitungen von solchem Fleisch, als Lebensmittel in Verkehr bringt, ohne dass es 
den vorgeschriebenen Untersuchungen unterzogen wurde, ist, sofern er sich nicht nach Abs. 1 strafbar 
macht, mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Hat die in Abs. 1 mit Strafe bedrohte Tat die Gefahr der Verbreitung einer übertragbaren 
Krankheit unter Menschen zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, hat sie aber 
den Tod eines Menschen oder eine Gefahr für Leib und Leben einer größeren Zahl von Menschen zur 
Folge, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 83. (1) Wer eine im § 82 Abs. 1 mit Strafe bedrohte Handlung fahrlässig begeht, ist mit Freiheits-
strafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Hat die im Abs. 1 mit Strafe bedrohte Tat den Tod eines Menschen oder eine Gefahr für Leib 
oder Leben einer größeren Zahl von Menschen zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer eine im § 82 Abs. 2 mit Strafe bedrohte Handlung fahrlässig begeht, ist mit Geldstrafe bis 
zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

Maßnahmen im Wiederholungsfall 

§ 84. (1) Im Strafurteil wegen einer der in den §§ 82 und 83 mit Strafe bedrohten Handlungen ist 
dem Täter, wenn er schon zweimal wegen Taten verurteilt ist, die auf der gleichen schädlichen Neigung 
beruhen wie die abgeurteilte Tat, die Ausübung seines Gewerbes oder seiner Tätigkeit in Bezug auf 
bestimmte Formen des Inverkehrbringens oder in Bezug auf bestimmte Waren für einen Zeitraum von 
mindestens einem und höchstens fünf Jahren zu untersagen, wenn zu befürchten ist, dass der Verurteilte 
sonst neuerlich in Ausübung des Gewerbes oder der Tätigkeiten nach diesem Bundesgesetz mit Strafe 
bedrohte Handlungen begehen werde, die geeignet sind, die menschliche Gesundheit zu gefährden. Statt 
einer Untersagung sind dem Täter Bedingungen für die Ausübung des Gewerbes oder der Tätigkeiten 
vorzuschreiben, wenn dadurch der Zweck der Untersagung erreicht werden kann.  

(2) Die Dauer der Maßnahme ist mit dem Zeitpunkt zu bestimmen, für den sie ihr Zweck (Abs. 1) 
erforderlich macht. 

(3) Das Gericht hat Urteile nach Abs. 1 nach Eintritt der Rechtskraft der für den Entzug der Ge-
werbeberechtigung zuständigen Gewerbebehörde, wenn die Handlung im Rahmen einer nicht der Ge-
werbeordnung 1994 unterliegenden Tätigkeit begangen wurde, dem Landeshauptmann mitzuteilen. 

Urteilsveröffentlichung 

§ 85. (1) Im Strafurteil wegen einer nach den §§ 82 und 83 mit Strafe bedrohten Handlung ist auf 
die Veröffentlichung des Urteilsspruchs in einer oder mehreren periodischen Druckschriften auf Kosten 
des Verurteilten zu erkennen, wenn der Täter schon zweimal wegen Taten verurteilt worden ist, die auf 
der gleichen schädlichen Neigung beruhen wie die abgeurteilte Tat, und nach der Person des Täters und 
der Art der Tat zu befürchten ist, dass der Täter sonst weiterhin nach diesem Bundesgesetz strafbare 
Handlungen mit nicht bloß leichten Folgen begehen werde. 

(2) Die Entscheidung über die Urteilsveröffentlichung oder ihr Unterbleiben bildet einen Teil des 
Ausspruches über die Strafe und kann zugunsten und zum Nachteil des Verurteilten mit Berufung ange-
fochten werden. 

Haftung des Unternehmers 

§ 86. (1) Der Unternehmer haftet für Geldstrafen, Kosten der Urteilsveröffentlichung und als Berei-
cherung abgeschöpfte Geldbeträge (§ 20 StGB), zu deren Zahlung ein Arbeitnehmer oder Beauftragter 
seines Betriebes wegen einer nach den §§ 82 und 83 mit Strafe bedrohten Handlung verurteilt worden 
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ist, es sei denn, dass der Verurteilte die strafbare Handlung nicht im Rahmen der dienstlichen Obliegen-
heiten des Betriebes begangen hat. 

(2) Über die Haftung ist in der Regel im Strafurteil zu entscheiden. Der Unternehmer, ist er aber 
eine juristische Person oder eine Personengemeinschaft ohne Rechtspersönlichkeit, die zur Vertretung 
nach außen befugten Personen sind zur Hauptverhandlung zu laden. Sie haben die Rechte des Beschul-
digten; besonders steht ihnen das Recht zu, alle Verteidigungsmittel wie der Beschuldigte vorzubringen 
und das Urteil in der Hauptsache anzufechten. Doch werden das Verfahren und die Urteilsfällung durch 
ihr Nichterscheinen nicht gehemmt; auch können sie gegen ein in ihrer Abwesenheit gefälltes Urteil 
keinen Einspruch erheben. Die Entscheidung über die Haftung oder ihr Unterbleiben bildet einen Teil 
des Ausspruchs über die Strafe und kann von dem Unternehmer und der Staatsanwaltschaft mit Beru-
fung angefochten werden. 

(3) Die Haftung ist in Anspruch zu nehmen, wenn die Geldstrafe, die Kosten oder die Geldbeträge 
aus dem beweglichen Vermögen des Verurteilten nicht eingebracht werden können. Der Einbringungs-
versuch kann unterbleiben, wenn Einbringungsmaßnahmen offenkundig aussichtslos sind. Soweit Maß-
nahmen zur Einbringung einer Geldstrafe beim Haftenden erfolglos bleiben, ist, unbeschadet des § 31a 
Abs. 2 des Strafgesetzbuches, die entsprechende Ersatzfreiheitsstrafe am Verurteilten zu vollziehen. 

§ 87. Können die §§ 82 und 83 nur deshalb nicht angewendet werden, weil sich die Tat als eine mit 
strengerer Strafe bedrohte Handlung darstellt, so ist dennoch auf die in den §§ 84 und 85 vorgesehenen 
Maßnahmen und auf die Haftung zu erkennen. 

Örtliche Zuständigkeit 

§ 88. Das Strafverfahren und das selbständige Verfahren wegen aller nach diesem Bundesgesetz 
den Bezirksgerichten zur Bestrafung zugewiesenen strafbaren Handlungen stehen dem Bezirksgericht 
zu, in dessen Sprengel das Amtsgebäude des Gerichtshofs gelegen ist, in Wien jedoch dem Bezirksge-
richt Innere Stadt Wien. 

Informationspflicht 

§ 89. Das Gericht hat Urteile gemäß diesem Abschnitt der Bundesministerin für Gesundheit und 
Frauen und dem jeweils zuständigen Landeshauptmann zu übermitteln. 

2. Abschnitt 

Verwaltungsstrafen 

Tatbestände 

§ 90. (1) Wer  
 1. Lebensmittel in Verkehr bringt, die für den Verzehr ungeeignet, falsch bezeichnet oder ver-

fälscht sind,  
 2. Lebensmittel, die wertgemindert sind, wenn dieser Umstand nicht deutlich und allgemein ver-

ständlich kenntlich gemacht ist oder wenn sie auch mit einer solchen Kenntlichmachung nicht 
in Verkehr gebracht werden dürfen, in Verkehr bringt,  

 3. Gebrauchsgegenstände oder kosmetische Mittel in Verkehr bringt, die für die Verwendung 
ungeeignet, falsch bezeichnet oder verfälscht sind,  

 4. Gebrauchsgegenstände in Verkehr bringt, die bei bestimmungsgemäßem oder vorauszusehen-
dem Gebrauch geeignet sind, Lebensmittel oder kosmetische Mittel derart zu beeinflussen, dass 
diese nicht sicher, verfälscht oder wertgemindert sind, 

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, einer Verwaltungs-
übertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 14 000 Euro zu bestrafen, 
im Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis zu 28 000 Euro zu bestrafen oder im Fall ihrer Uneinbringlich-
keit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen. 

(2) Wer 
 1. den Bestimmungen der durch Verordnung gemäß § 8 Abs. 1 kundgemachten Rechtsakte der 

Europäischen Gemeinschaft oder den näheren Vorschriften zur Durchführung dieser Rechtsakte 
gemäß § 8 Abs. 2 zuwiderhandelt, 

 2. den Bestimmungen der in § 10 genannten Vorschriften zuwiderhandelt, 
 3. den Bestimmungen einer auf Grund der §§ 5, 11 Abs. 6 oder 7, 12, 13, 14, 15, 16 Abs. 2, 18, 

19, 29 oder 56 erlassenen Verordnung zuwiderhandelt, 
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begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungs-
übertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 14 000 Euro zu bestrafen, 
im Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis zu 28 000 Euro zu bestrafen oder im Fall ihrer Uneinbringlich-
keit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen. 

(3) Wer 
 1. den Bestimmungen der §§ 11 Abs. 1, 16 Abs. 1 oder 37 Abs. 7 zuwiderhandelt, 
 2. den Verpflichtungen der §§ 31 Abs. 5, 33, 46 oder 51 zuwiderhandelt, 
 3. einer getroffenen Anordnung gemäß den §§ 34, 57 Abs. 1 oder 58 Abs. 1 zuwiderhandelt,  
 4. als Unternehmer den Verpflichtungen des § 42 Abs. 2 und als Kontrollstelle den Verpflichtun-

gen des § 42 Abs. 1 oder 5 oder § 43 zuwiderhandelt, 
 5. gegen eine auf Grund von § 48 erlassene nähere Vorschrift verstößt, 
 6. Anordnungen von Maßnahmen gemäß § 49 Abs. 3 oder 6 nicht Folge leistet, 
 7. die Entnahme von Proben gemäß § 54 Abs. 1 oder 3 oder § 55 verweigert, 
 8. den Bestimmungen des § 58 Abs. 4 zuwiderhandelt,  
 9. ohne Bewilligung gemäß § 74 entgeltlich Untersuchungen durchführt und Gutachten im Sinne 

dieses Bundesgesetzes erstattet oder den Bestimmungen des § 74 Abs. 3 oder 4 zuwiderhandelt, 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungs-
übertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 14 000 Euro zu bestrafen, 
im Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis zu 28 000 Euro zu bestrafen oder im Fall ihrer Uneinbringlich-
keit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen. 

(4) Wer der Bestimmung des § 9 Abs. 1 zuwiderhandelt, begeht, sofern die Tat nicht den Tatbe-
stand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen 
Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirks-
verwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 7 000 Euro, im Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis zu 14 
000 Euro zu bestrafen oder im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit einer Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs 
Wochen. 

(5) Wer 
 1. sich als beauftragter amtlicher Tierarzt oder Fachassistent vorsätzlich oder grob fahrlässig nicht 

an Weisungen über die Durchführungen der Untersuchungen und Kontrollen hält,  
 2. als beauftragter amtlicher Tierarzt oder Fachassistent Fleisch nicht nach den Bestimmungen des 

2. Hauptstückes 4. Abschnitt untersucht,  
 3. als beauftragter amtlicher Tierarzt oder Fachassistent vorsätzlich oder grob fahrlässig Fleisch, 

das nicht tauglich ist, als tauglich erklärt, 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungs-
übertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 14 000 Euro zubestrafen, 
im Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis zu 28 000 Euro zu bestrafen. 

(6) Die Verfolgung einer Person wegen einer der in den Abs. 1, 2 oder 3 angeführten Verwaltungs-
übertretungen ist unzulässig, wenn gegen sie binnen Jahresfrist von der Behörde keine Verfolgungs-
handlung vorgenommen wurde.   

(7) Im Verwaltungsstrafverfahren sind die Bestimmungen des § 85 sinngemäß anzuwenden. 

(8) Für Bestrafungen wegen Verletzung von Melde-, Mitwirkungs-, und Auskunftspflichten ist in 
erster Instanz jene Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, in deren Sprengel der Melde-, Mitwirkungs- 
oder Auskunftspflichtige seinen Hauptwohnsitz hat, bei Fehlen eines Hauptwohnsitzes der sonstige 
Wohnsitz. Trifft die Mitwirkungs- oder Auskunftspflicht juristische Personen, Personengesellschaften 
des Handelsrechts oder eingetragene Erwerbsgesellschaften oder Unternehmungen, so ist für die örtliche 
Zuständigkeit deren Sitz maßgebend; bei Fehlen eines Sitzes der Ort, in dem hauptsächlich die Tätigkeit 
ausgeübt wird. 

Informationspflicht 

§ 91. (1) Der Landeshauptmann ist über den Ausgang der auf Grund dieser Bestimmungen anhän-
gigen Strafverfahren zu verständigen. 

(2) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen ist über den Ausgang der bei den Unabhängi-
gen Verwaltungssenaten auf Grund dieser Bestimmungen anhängigen Strafverfahren zu verständigen. 
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Verfall 

§ 92. (1) Vor Verwertung der für verfallen erklärten Waren hat die Behörde dem Beschuldigten 
und der durch den Verfall betroffenen Person Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

(2) Die verfallenen Waren sind nutzbringend zu verwerten. Die verfallene Ware ist auf Kosten des 
Beschuldigten oder der vom Verfall betroffenen Person zu vernichten, wenn eine nutzbringende Verwer-
tung nicht möglich ist oder die Verwertung der Ware nicht erwarten läßt, dass der erzielbare Erlös die 
Verwertungskosten übersteigen wird. Die Vernichtung der verfallenen Waren ist durch den Beschuldig-
ten oder durch die vom Verfall betroffene Person auf ihre Kosten unter Aufsicht eines Aufsichtsorgans 
zulässig. 

(3) Unbeschadet des § 90 Abs. 6 ist der Erlös der Verwertung nach Abzug der damit verbundenen 
Auslagen und der etwa sonst uneinbringlichen Kosten des Strafverfahrens sowie auf der Sache allenfalls 
lastenden öffentlichen Verbindlichkeiten an den Bund abzuführen. 

Verantwortlichkeit 

§ 93. Die Verantwortlichkeit bestimmt sich nach § 9 VStG.  

Amtsbeschwerde 

§ 94. Gegen Bescheide der unabhängigen Verwaltungssenate, die in Verwaltungsstrafverfahren auf 
Grund dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, steht dem Landeshauptmann zu, Beschwerde beim 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

5. Hauptstück 

Schlussbestimmungen 
1. Abschnitt 

Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften 

§ 95. (1) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes treten folgende Rechtsvorschriften - vorbehaltlich 
der Bestimmungen des Abs. 2 - außer Kraft: 
 1. Das Lebensmittelgesetz 1975, BGBl. Nr. 86/1975,  
 2. das Fleischuntersuchungsgesetz, BGBl. Nr. 522/1982, 
 3. Bundesgesetz über das Verbot des Inverkehrbringens von kosmetischen Mitteln, die im Tierver-

such überprüft worden sind, BGBl. I Nr. XX/2004, und 
 4. Artikel V des Veterinärrechtsanpassungsgesetzes BGBl. I Nr. 166/1998. 

(2) Die §§ 10 bis 16 LMG 2005 treten mit 1.1.2006 in Kraft. Mit diesem Zeitpunkt treten die §§ 20 
bis 25 LMG 1975 sowie die folgenden Verordnungen - vorbehaltlich der Bestimmungen des Abs. 3 - 
außer Kraft: 
 1. Verordnung vom 7. Mai 1947 betreffend den Verkehr mit Enteneiern, BGBl. Nr. 118/1947; 
 2. Verordnung vom 13. Dezember 1972 über den Verkehr mit Speiseeis, BGBl. Nr. 6/1973;  
 3. Verordnung vom 3. Juni 1986 über Lebensmitteltransportbehälter, BGBl. Nr. 313/1986; 
 4. Verordnung vom 30. Dezember 1986 über die Beschaffenheit und Reinigung von Schankanla-

gen (Schankanlagenverordnung), BGBl. Nr. 16/1987; 
 5. Verordnung vom 10. Februar 1988 über die Hygiene bei Zuckerwaren aus Automaten, BGBl. 

Nr. 127/1988; 
 6. Verordnung über Hygienevorschriften für die Herstellung und Vermarktung von Rohmilch, 

wärmebehandelter Milch und Erzeugnissen auf Milchbasis (Milchhygieneverordnung), BGBl. 
Nr. 897/1993;  

 7. Verordnung über die Hygiene bei Stielbonbons und Stiellutschern, BGBl. Nr. 572/1994; 
 8. Verordnung über die hygienischen Anforderungen an das Behandeln und Inverkehrbringen von 

Hühnereiern und roheihaltigen Lebensmitteln (Hühnereierverordnung), BGBl. Nr. 656/1995; 
 9. Verordnung über Eiprodukte (Eiprodukteverordnung), BGBl. Nr. 527/1996. 
 10. Verordnung über lebende Muscheln (Muschelverordnung), BGBl. II Nr. 93/1997;  
 11. Verordnung über Hygienebestimmungen für das Inverkehrbringen von Fischereierzeugnissen 

(Fischhygieneverordnung), BGBl. II Nr. 260/1997; 
 12. Verordnung über allgemeine Lebensmittelhygiene (Lebensmittelhygieneverordnung), BGBl. II 

Nr. 31/1998. 
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(3) Die in Abs. 2 Z 6 und 9 genannten Verordnungen bleiben hinsichtlich der mikrobiologischen 
Kriterien und Temperaturkontrollerfordernisse, soweit diese nicht in der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 
geregelt sind, bis zur Erlassung von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft, die diese Gegenstände 
regeln, in Kraft. 

(4) Abgesehen von Abs. 2 treten folgende Verordnungen auf Grund des LMG 1975 außer Kraft: 
 1. Verordnung über die Bundesanstalten für Lebensmitteluntersuchung, BGBl. 231/1980; 
 2. Verordnung über Speisepilze (Speisepilzverordnung), BGBl. II Nr. 386/1997; 
 3. Verordnung über das Verbot der Verwendung bestimmter Azofarbstoffe und Azopigmente bei 

Gebrauchsgegenständen (Azofarbstoffverordnung), BGBl. II Nr. 320/2004; 
 4. Verordnung über das Verbot bzw. die Verwendungsbeschränkung bestimmter nickelhältiger 

Gebrauchsgegenstände (Nickelverordnung), BGBl. II Nr. 204/2000. 

(5) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes tritt § 4 der Gebührentarifverordnung, BGBl. 189/1989, 
außer Kraft. 

(6) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes treten die Bescheide gemäß § 9 Abs. 3 LMG 1975 au-
ßer Kraft. 

2. Abschnitt 

Übergangs- und Vollzugsbestimmungen 

Übergangsbestimmungen 

§ 96. Folgende Rechtsvorschriften bleiben als Bundesgesetze so lange weiter in Kraft, bis ihren Ge-
genstand regelnde Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in Wirksamkeit getreten sind: 
 1. Verordnung vom 6. Juni 1959, BGBl. Nr. 148, über den Verkehr mit Essigsäure zu Genusszwe-

cken; 
 2. Verordnung vom 15. November 1960, BGBl. Nr. 258, über Herstellung, Verkauf, Zurichtung 

und Verwendung von Geschirren und Geräten, die mit Lebensmitteln unmittelbar in Berührung 
kommen, über Kinderspielzeug bestimmter Art sowie über bestimmte Arten der Aufbewahrung 
und Verpackung von Lebensmitteln (Geschirrverordnung). 

§ 97. Folgende Rechtsvorschriften bleiben als Bundesgesetze so lange weiter in Kraft, bis ihren Ge-
genstand regelnde Verordnungen auf Grund des Produktsicherheitsgesetzes in Wirksamkeit getreten 
sind: 
 1. Verordnung über gasförmige Füllstoffe für Spielzeugluftballons, BGBl.Nr. 22/1978;  
 2. Verordnung über mit Lebensmitteln verwechselbare Gebrauchsgegenstände, BGBl.Nr. 

417/1994;  
 3. Verordnung über die Sicherheit von Spielzeug (Spielzeugverordnung), BGBl.Nr. 823/1994; 
 4. Verordnung über das Verbot der Verwendung von Weichmachern bei bestimmtem Spielzeug 

aus Kunststoff für Kinder unter 36 Monaten, BGBl. II Nr. 255/1998; 
 5. Verordnung über das Verbot der Verwendung von Weichmachern bei bestimmten Babyartikeln 

aus Weich-PVC für Kinder unter 36 Monaten, BGBl. II Nr. 111/2000. 

§ 98. (1) §§ 26 Abs. 5 und 27 treten mit 1.1.2006 in Kraft. 

(2) § 25 tritt mit 1.1.2007 in Kraft. 

§ 99. (1) Verordnungen auf Grund des LMG 1975 und Verordnungen aufgrund des Fleischuntersu-
chungsgesetzes gelten als Verordnungen aufgrund dieses Bundesgesetzes. 

(2) Die bisher erfolgten Veröffentlichungen des Österreichischen Lebensmittelbuches (Codex Ali-
mentarius Austriacus) gelten als Verlautbarungen im Sinne des § 77 dieses Bundesgesetzes. 

(3) Die im Sinne des § 49 LMG 1975 eingerichteten Untersuchungsanstalten von Kärnten, Wien 
und Vorarlberg gelten als Untersuchungsanstalten im Sinne des § 73 dieses Bundesgesetzes. 

(4) Gemäß § 50 LMG 1975 autorisierte Personen gelten als gemäß § 74 autorisiert. 

(5) Labors, die derzeit eine Berechtigung gemäß § 27 des Fleischuntersuchungsgesetzes besitzen, 
gelten als Labors gemäß diesem Bundesgesetz, sofern die darin normierten fachlichen Voraussetzungen 
erfüllt werden. 

(6) Tierärzte, die eine Prüfung gemäß § 27 Abs. 2 Z 2 des Fleischuntersuchungsgesetzes erfolgreich 
abgelegt haben, gelten als Tierärzte im Sinne des § 70 Abs. 2. 

214/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt 33 von 56

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



§ 100. Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes werden in allen bundesgesetzlichen Regelungen, in 
denen die Worte "Lebensmittelgesetz 1975" oder "Fleischuntersuchungsgesetz" für sich stehen, diese 
durch die Wortfolge "Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetz" ersetzt. 

§ 101. (1) Soweit in Verordnungen aufgrund des LMG 1975 oder des Fleischuntersuchungsgesetzes 
auf Bestimmungen verwiesen wird, die durch dieses Bundesgesetz geändert oder aufgehoben werden, 
erhalten diese Verweisungen ihren Inhalt aus den entsprechenden Bestimmungen dieses Bundesgeset-
zes. 

(2) Soweit in anderen Bundesgesetzen und Verordnungen auf Bestimmungen verwiesen wird, die 
durch dieses Bundesgesetz geändert oder aufgehoben werden, erhalten diese Verweisungen ihren Inhalt 
aus den entsprechenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. 

§ 102. Jede Vereinigung, die einen Antrag gemäß den Verordnungen (EWG) Nr. 2081/92 oder 
2082/92 gestellt hat, hat binnen zwei Jahren ab Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes dafür Sorge zu tra-
gen, dass eine gemäß § 42 zugelassene Kontrollstelle die Anforderungen der genannten Verordnungen 
kontrolliert. Das Bundesministerium für Gesundheit und Frauen ist darüber unverzüglich zu unterrich-
ten.  

§ 103. Gemäß § 50 LMG 1975 autorisierte Personen, die kein akkreditiertes Labor zur Verfügung 
haben, müssen die Akkreditierung spätestens ein Jahr nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
nachweisen. 

§ 104. (1) Aufsichtsorgane gemäß § 35 Abs. 2 LMG 1975 müssen die Anforderungen einer nach 
§ 24 dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung spätestens fünf Jahre nach deren Inkrafttreten erfül-
len. 

(2) Die gemäß § 4 Abs. 2 des Fleischuntersuchungsgesetzes ernannten freiberuflichen Fleischunter-
suchungstierärzte gelten für fünf Jahre ab Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes als beauftragte amtliche 
Tierärzte gemäß § 20 Abs. 4. 

(3) Fleischuntersuchungstierärzte, die zu einer Gemeinde in einem Dienstverhältnis stehen, sind 
den Tierärzten gemäß § 20 Abs. 3 gleichzuhalten, solange sie Gemeindeangestellte sind.  

(4) Freiberufliche Fleischuntersucher gemäß § 7 des Fleischuntersuchungsgesetzes gelten für fünf 
Jahre als amtliche Fachassistenten gemäß § 20 Abs. 5 dieses Bundesgesetzes. 

Verweisungen auf andere Rechtsvorschriften 

§ 105. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Rechtsvorschriften verwiesen wird, sind diese in 
ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

Personenbezogene Bezeichnungen 

§ 106. Bei den in diesem Bundesgesetz verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gilt die 
gewählte Form für beide Geschlechter. 

Vollziehung 

§ 107. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
 1. die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hinsichtlich der §§ 12, 14 Abs. 2, 15 und 16 

Abs. 2 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft; 

 2. die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hinsichtlich des § 5 Abs. 2 im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit; 

 3. der Bundesminister für Inneres hinsichtlich des § 30 Abs. 6; 
 4. die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hinsichtlich der §§ 6, 44 Abs. 2, 60 Abs. 1, 61 

Abs. 1, 62, 63 Abs. 4 und 65 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen; 
 5. der Bundesminister für Finanzen hinsichtlich des § 43 Abs. 3 und hinsichtlich des § 45 soweit 

diese Bestimmung die Zuständigkeit des Bundesministers für Finanzen berührt; 
 6. der Bundesminister für Justiz hinsichtlich des § 71, soweit er sich auf das gerichtliche Strafver-

fahren bezieht, und hinsichtlich der §§ 82 bis 88; 
 7. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen. 
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VORBLATT 

Problem und Ziel: 

Das vorliegende Bundesgesetz dient dazu, den neuen gemeinschaftsrechtlichen Anforderungen im Le-
bensmittelbereich Rechnung zu tragen. Dabei wird die gesamte Lebensmittelkette einschließlich der 
Primärproduktion berücksichtigt, d.h. auch die Regelungen zur Fleischuntersuchung ebenso wie die 
Hygienevorschriften für Lebensmittel und deren Kontrolle. 

Alternative: 

Keine, da die Beibehaltung der derzeitigen Rechtslage nicht EU-konform wäre. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Auswirkungen auf die Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH.: 

Durch dieses Bundesgesetz entstehen für die Agentur Kosten in der Höhe von 573.312 Euro. 

Auswirkungen auf Planstellen des Bundes: 

Keine. 

Auswirkungen auf andere Gebietskörperschaften: 

Durch dieses Bundesgesetz entstehen für die Länder und Gemeinden gemäß 20 Abs. 9 Kosten in der 
Höhe von 1.143.070 Euro. 

Auswirkungen auf die Beschäftigungslage in Österreich und auf den Wirtschaftsstandort Öster-
reich: 

Keine. 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Der Entwurf sieht grundsätzlich Maßnahmen vor, zu denen der Bund aufgrund zwingender Vorschriften 
des Gemeinschaftsrechts verpflichtet ist. 

Besonderheiten des Normsetzungsverfahrens: 

Die Verlautbarung dieses Bundesgesetzes erfordert hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 23 Abs. 2, 34 
Abs. 4, 43 Abs. 1 und 53 Abs. 2 die Zustimmung der Länder - das sind hier alle neun Länder- gemäß 
Art. 129a B-VG. Durch diese Bestimmungen wird in Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwal-
tung ein unmittelbarer Rechtszug zu den unabhängigen Verwaltungssenaten in den Ländern eröffnet.
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E r l ä u t e r u n g e n 

Allgemeiner Teil: 

Problem und Ziel: 

Das Österreichische Lebensmittelgesetz 1975 - LMG 1975 ist seit nunmehr 29 Jahren in nahezu unver-
änderter Form, abgesehen von einigen kleinen Novellen, in Geltung. Dies war dadurch möglich, dass 
das LMG 1975 ein Rahmengesetz mit zahlreichen Verordnungsermächtigungen für den Bundesminister 
darstellt. Dank dieser vorausschauenden Konzeption konnte es auch nach dem Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Union bestehen bleiben, da eine Umsetzung von EG-Richtlinien durch die Verordnun-
germächtigungen möglich war.  

Das Fleischuntersuchungsgesetz ist seit 1982 in Geltung, war jedoch aufgrund des EU-Beitritts Öster-
reichs mehrmals zu novellieren. 

In den letzten Jahren hat sich das Gemeinschaftsrecht sehr massiv weiterentwickelt und es wird eine 
weitgehende Harmonisierung des Lebensmittelrechts in allen Mitgliedstaaten angestrebt. Die Maßnah-
men dienen dazu, die Sicherheit von Lebensmitteln "from the stable to the table" zu gewährleisten und 
den freien Warenverkehr tatsächlich zu verwirklichen. Die Grundlagen für die neue Lebensmittelpolitik 
der Europäischen Union sind im Weißbuch zur Lebensmittelsicherheit vom 12. Jänner 2000 zu finden.  

Zunächst wurde mit der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 ein Rahmen für das EG-Lebensmittelrecht 
geschaffen. Weiters liegen nunmehr die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 über „amtliche Kontrollen zur 
Überprüfung der Einhaltung der Vorschriften des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Be-
stimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz“ sowie die Verordnungen (EG) Nr. 852/2004, Nr. 
853/2004 und Nr. 854/2004 zur einheitlichen Regelung der Hygienebestimmungen im Lebensmittelbe-
reich vor. Das LMG 1975 und das Fleischuntersuchungsgesetz können aufgrund dieser gemeinschafts-
rechtlichen Bestimmungen in der bisherigen Form nicht mehr in Geltung bleiben. Es bedarf einer neuen 
- dem Gemeinschaftsrecht - angepassten Konzeption. Gesonderte Bestimmungen für den Fleischbereich 
sind aufgrund der genannten unmittelbar anwendbaren Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft nicht 
mehr zielführend. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf dient nicht nur dazu, den neuen gemeinschaftsrechtlichen Anforde-
rungen Rechnung zu tragen, es wird auch - wie vom Gemeinschaftsrecht vorgegeben - die gesamte Le-
bensmittelkette einschließlich der Primärproduktion berücksichtigt, d.h. auch die Regelungen zur 
Fleischuntersuchung ebenso wie die Hygienevorschriften für Lebensmittel und deren Kontrolle. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz auf Art. 10 Abs. 
1 Z 2 B-VG („Warenverkehr mit dem Ausland“, „Zollwesen“), Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG („Strafrechts-
wesen“), Art. 10 Abs. 1 Z 8 B-VG („Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes“) und 10 Abs. 1 Z 12 B-
VG („Veterinärwesen“, „Ernährungswesen einschließlich der Nahrungsmittelkontrolle“). 

Kosten: 

Allgemeines 

Als gesetzliche Grundlage für die nachstehenden Berechnungen dient die Verordnung des Bundesminis-
ters für Finanzen betreffend „Richtlinien für die Ermittlung und Darstellung der finanziellen Auswir-
kungen neuer rechtssetzender Maßnahmen gemäß § 14 Abs. 5 des Bundeshaushaltsgesetzes (BHG), 
BGBl. Nr. 213/1986, in der geltenden Fassung“, BGBl. II Nr. 50/1999, in der Fassung der Verordnung, 
BGBl. II Nr. 511/2003. 

Bei den Personalkosten wurde die höhere Verdienstmöglichkeit von Landesbediensteten durch einen 
Zuschlag von 10% zum Bundesbedienstetenschema berücksichtigt. 

Beim Personalbedarf wurde auf ganze Personen auf- bzw. abgerundet. 

Bei der Berechnungen der Kosten für die Agentur wurde das Vertragsbedienstetenschema der eingangs 
zitierten Berechnungsgrundlagen herangezogen. 

Kosten für den Bund 

1. Mehrjähriger Kontrollplan und Jahresberichte: 

Bei der Erstellung des Plans (Art. 41ff. der Verordnung (EG) Nr. 882/2004) sind umfangreiche 
Koordinationsaufgaben einerseits zwischen dem Bundesministerium für Gesundheit und Frauen, dem 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und dem 
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ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und dem Bundesministerium 
für Finanzen und andererseits mit den Ländern erforderlich. 

Es sind die Tätigkeiten hinsichtlich der Kontrolle von Lebensmitteln, Futtermitteln, Tiergesundheit und 
Tierschutz in einem risikobasierten Plan zusammenzustellen. Der Kontrollplan hat auch Angaben zu 
Budget, Personal, schriftliche Vorgaben im Rahmen der eingeführten QM-Systeme, Schulungen, Orga-
nisationsänderungen und strategische Schwerpunkte zu enthalten. 

Für diese zusätzlichen Aufgaben, deren Ausmaß derzeit nicht konkret abgeschätzt werden kann, bedarf 
es jedenfalls je eines Bediensteten der Verwendungsgruppe A1 und A 2.  

Im Hinblick auf die gemäß dem Gemeinschaftsrecht notwendige Abschaffung von beim Bundesministe-
rium für Gesundheit und Frauen angesiedelten Zulassungs- bzw. Anmelde/Meldeverfahren ist insgesamt 
gesehen mit keinem zusätzlichen Personalaufwand zu rechnen. 

2. Nationale Verbindungsstelle: 

Aufgabe der nationalen Verbindungsstelle ist die Kommunikation zwischen den zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten und den nationalen zuständigen Behörden bei schweren Verstößen, sofern diese 
nicht im Rahmen des Schnellwarnsystems gemäß Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 behan-
delt werden. 

Unterstützung auf Ersuchen (Art. 36 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004) 

1. Die Verbindungsstelle eines Mitgliedstaates übermittelt eine Information hinsichtlich einer Übertre-
tung. 

2. Die nationale Verbindungsstelle (BMGF) bearbeitet das Ersuchen des Mitgliedstaates entweder selbst 
oder übermittelt dieses dem Landeshauptmann. 

3. Der Landeshauptmann ermittelt alle erforderlichen Informationen und teilt diese der 
Verbindungsstelle mit. 

4. Die Verbindungsstelle (BMGF) übermittelt die erhaltenen Informationen an die Verbindungsstelle 
des ersuchenden Mitgliedstaates. 

Unterstützung ohne Ersuchen (Art. 37 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004) 

1. In Österreich wird ein Verstoß bekannt, der Auswirkungen auf andere Mitgliedstaaten hat. Diese 
Information wird vom Landeshauptmann oder der Agentur an die Verbindungsstelle übermittelt. 

2. Die Verbindungsstelle (BMGF) teilt die Informationen den Verbindungsstellen der betroffenen Mit-
gliedstaaten mit. 

3. Die Verbindungsstellen dieser Mitgliedstaaten melden die Ergebnisse ihrer Untersuchungen an die 
Verbindungsstelle (BMGF) zurück. Diese werden dem Landeshauptmann und der Agentur mitgeteilt. 

Mit folgenden Fallzahlen und Kosten ist zu rechnen:  
 
Nr. Arbeitsschritt VGr Erwartete 

Fallzahlen 
Wahrschein-
lichkeit 

Zeitbedarf  
in Stunden 

Erwartungs- 
wert 

Aufwand 
in Euro 

1. Bearbeitung von 
Mitteilung der MS 
und 

A 1 400 1 4    1.600 80.640 

 Rückmeldungen A 2 400 1 3    1.200 38.160 
  an die MS 

 
A 3 800 1 1    800 18.240 

2.  Bearbeitung  
von Mitteilungen 
der LHs 

A 2   50 1 2    100   3.180 

  A 3   50 1 2    100   2.280 
3.  Meldung von Verstö-

ßen an die betroffe-
nen MS und  
Bearbeitung der 
Rückmeldungen 

A 2 200 1 2    400 12.720 

4.  Verwaltung 
offener 
Mitteilungen 

A 3 600 1 1     600 13.680 
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Mit folgendem Personalbedarf ist zu rechnen: 
 
VGr. Jahreszeitbedarf 

(in Minuten) 
Jahresnormalarbeitszeit 
(in Minuten) 

Personalbedarf/VGr. 

A 1  96.000 100.000 1 
A 2 102.000 100.000 1 
A 3 90.000 100.000 1 
 

Im Hinblick darauf, dass die bisher im Bundesministerium für Gesundheit und Frauen eingerichtete 
nationale Kontaktstelle für das Schnellwarnsystem künftig in der Agentur angesiedelt ist (siehe unten), 
ist durch die Einrichtung der nationalen Verbindungsstelle - insgesamt gesehen - kein zusätzlicher Per-
sonal aufwand erforderlich.  

3. Einrichtung der Österreichischen Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH. als nati-
onale Kontaktstelle für das europäische Schnellwarnsystem: 

Zur Erfüllung der Aufgaben des in Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 festgelegten Schnell-
warnsystems ist in jedem Mitgliedstaat eine nationale Kontaktstelle einzurichten. Deren Aufgabe ist es, 
sowohl über dieses Warnsystem einlangende Meldungen als auch innerstaatliche Untersuchungsergeb-
nisse, die ein Risiko für die menschliche Gesundheit bewirken könnten, zu verwalten, zu bewerten und 
Vorschläge für entsprechende Maßnahmen zu erarbeiten. Beinhaltet ist weiters die Verwaltung und 
Auswertung der Ergebnisse der veranlassten Maßnahmen, die Bewertung (statistischer) Zusammenfas-
sungen, sonstiger Informationen etc. . 

(Unter den Arbeitsschritten nicht berücksichtigt sind Aufgaben wie Teilnahme an einschlägigen Sitzun-
gen der Europäischen Kommission.).  

Bisher war die nationale Kontaktstelle für das Schnellwarnsystem basierend auf der Produktsicherheits-
richtlinie im Bundesministerium für Gesundheit und Frauen eingerichtet. Im Hinblick auf das verstärkt 
zu beachtende Erfordernis der Risikobewertung war es nun im Sinne einer raschen und effizienten Ab-
wicklung erforderlich, diese Kontaktstelle samt der ihr übertragenen Aufgaben in der Agentur anzusie-
deln. 

Die erwarteten Fallzahlen basieren auf den entsprechenden Zahlen des Jahres 2003 zuzüglich der Mel-
dungen, die auf Grund des Beitrittes der 10 neuen Mitgliedstaaten zu erwarten sind. 

Mit folgenden Fallzahlen und Kosten ist zu rechnen: 
 
Nr. Arbeitsschritt VGr Erwartete 

Fallzahlen 
Wahrschein-
lichkeit 

Zeitbedarf  
in Stunden 

Erwar-
tungs- 
wert 

Aufwand in 
Euro 

1. Sichtung und Weiterlei-
tung einlangender Mel-
dungen der EK 

v 2      50 1 1      50  1.080 

  v 3 7.150 1 0,2 1.430      429 
2. Überprüfung von Warn-

meldungen der EK 
v 2    770  0,5    385   8.316 

3.  Bewertung von Warn-
meldungen der EK, inne-
rösterr. Untersuchungs-
ergebnissen, Informatio-
nen und Daten der Be-
hör den und Untersu-
chungsan-stalten sowie 
Veranlassung weiterer 
Erhebungen und Erarbei-
tung von Vorschlägen für 
Risikomanagement  

v 1    900 1 2 1.800 54.000 

4.  Überprüfung der Ergän-
zungen zu den Warnmel-
dungen der EK 

v 2    800 1 0,3    240   5.184 

  v 3 1.000 1 0,1    100   1.800 
5. Erfassung und Evidenz- v 3    780 1 2,5 1.950 35.100 
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haltung der Informatio-
nen und Rückmel- dun-
gen der Behörden und 
Untersuchungs-anstalten 

6. Zusammenfassung und 
Überprüfung von inne-
röster- reichischen Unter- 
suchungsergebnis- sen, 
Meldungen der Behörden, 
sonstigen Daten und 
Informationen 

v 2    450 1 3 1.350 29.160 

7. Auswertung der Zusam-
menfas-sungen der Mel-
dungen der EK, inne-
rösterr. Untersuchungs- 
ergebnissen sowie sonsti-
gen Daten  und Informa-
tionen und Erarbeitung 
von Vorschlägen für 
Risikomanage- ment 

v 1     80 1 16 1.280 38.400 

8. Schriftliche Erledigungen v 2    850 1 1,5 1.275 27.540 
 

Mit folgendem Personalbedarf ist zu rechnen: 
 
VGr. Jahreszeitbedarf 

(in Minuten) 
Jahresnormalarbeitszeit 
(in Minuten) 

Personalbedarf/VGr. 

v 1 184.800 100.000             2 
v 2 198.000 100.000             2 
v 3 208.000 100.000             2 
 

4. Zu den Aufgaben der Agentur gehört die Vorbereitung der für den integrierten Kontrollplan gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 erforderlichen Daten und deren Bewertung sowie die Aufbereitung 
der Daten für den jährlichen Bericht an die Europäische Kommission. 

Dazu sind Fachexpertisen aus den Bereichen Lebensmittel, Futtermittel, Veterinärangelegenheiten, 
Toxikologie, Biometrie, Humanepidemiologie, Pflanzenschutzmittel zusätzlich erforderlich. 

Da zur Zeit keine Erfahrung bezüglich des für diese Tätigkeiten tatsächlich notwendigen Aufwandes 
besteht, kann der Personalbedarf nur geschätzt werden. 

Aus den Erfahrungen bisheriger Arbeiten bei der Erstellung von Probenplänen wird folgender Personal-
bedarf geschätzt (detailiertere Angaben sind nicht verfügbar). 
 
VGr. Jahreszeitbedarf 

(in Minuten) 
Jahresnormalarbeitszeit 
(in Minuten) 

Personalbedarf/VGr. 

v 1 600.000 100.000 6 
v 2 400.000 100.000 4 
v 3 300.000 100.000 3 
 

Daraus ergeben sich Personalkosten in der Höhe von 534.400 Euro.  

5. Gemäß § 31 Abs. 3 hat die Agentur im Zuge von Untersuchungen auf Kontaminanten jeweils zwei 
Gegenproben aus dem Homogenisat der Probe zu entnehmen und während einer bestimmten Frist sach-
gerecht aufzubewahren. 

Mit folgenden Fallzahlen und Kosten ist zu rechnen: 
 
Nr. Arbeitsschritt VGr Erwartete 

Fallzahlen 
Wahrschein-
lichkeit 

Zeitbedarf  
in Stunden 

Erwar-
tungs- 
wert 

Aufwand 
In Euro 

1.  Manipulation, Tempera-
tur- 

v 3 1.500 1 1    1.500  27.000 
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überwachung, Proben-
verwaltung 

 

Mit folgendem Personalbedarf ist zu rechnen: 
 
VGr. Jahreszeitbedarf 

(in Minuten) 
Jahresnormalarbeitszeit 
(in Minuten) 

Personalbedarf/VGr. 

v 3 90.000 100.000 1 
 

Der zusätzliche Sachaufwand stellt sich wie folgt dar: 
 
Tiefkühlgeräte für eine Lagerdau-
er von 3 Monaten in den 5 Insti-
tuten für Lebensmitteluntersu-
chung 

10 Tiefkühlschränke á  
1.000 Euro 

10.000 Euro 

Einrichtung zur Temperatur-
überwachung mit Alarm 

5 Einrichtungen á  
1.000 Euro 

5.000 Euro 

 

Die Personalausgaben der Agentur betragen gemäß den obigen Darstellungen 762.409 Euro. Dem hin-
zuzurechnen sind die Sachkosten, die mit 12% der Personalausgaben, die Verwaltungsgemeinkosten, die 
mit 20 % der Personalausgaben angesetzt werden und die Kosten für den Raumbedarf (durschnittlicher 
Raumbedarf von 14m2 pro Person und einer kalkulatorischen Miete von 6,9 Euro pro m2). Es ergeben 
sich somit Gesamtkosten in der Höhe von 1.023.312 Euro.  

Kosteneinsparungen für den Bund 

1. Gemäß § 60 hat der Unternehmer für amtliche Kontrollen, die über die routinemäßige Kontrolltätig-
keit hinausgehen, Gebühren zu entrichten. 

Die Kosten für die Untersuchung und Begutachtung von Proben ,die in diesem Zusammenhang ent-
nommen wurden, sind der betreffenden Untersuchungsstelle durch den Unternehmer zu ersetzen. 

Unter der Annahme, dass bei Verstößen von Betrieben gegen Hygienebestimmungen eine zweite Revisi-
on stattfindet und dabei ca 2.400 Proben (entspricht der Anzahl der als verdorben beanstandeten Proben 
) zur neuerlichen Überprüfung entnommen werden und unter der Annahme, dass bei reinen Probeent-
nahmen ohne Betriebsrevisionen die Hälfte der laut Tätigkeitsbericht beanstandeten Proben 
nachkontrolliert werden (das sind ca 2.600 Proben), ergeben sich daraus zusätzlich 5.000 Proben. 

Laut den jährlichen Berichten werden von den Untersuchungsanstalten der Länder ca. 40% der amtli-
chen Proben untersucht. 

Unter der Annahme, dass dieser Verteilungsschlüssel auch auf die zusätzlichen 5.000 Proben anzuwen-
den ist und den durchschnittlichen Untersuchungskosten von ca. Euro 150 pro Probe ergeben sich Ein-
nahmen für die Agentur (3.000 Proben à 150 Euro) in der Höhe von 450.000 Euro. 

2. Im Bereich der Strafrechtspflege ist für den Bund mit Kosteneinsparungen zu rechnen. Diese ergeben 
sich dadurch, dass es im Bereich der gerichtlichen Strafen zu einer Entkriminalisierung kommt und nur 
mehr die Gesundheitsschädlichkeit gerichtlich strafbar ist.  

Kosten für die Länder und andere Gebietskörperschaften gemäß § 20 Abs. 9 

1. Im Bereich der amtlichen Kontrolle sind auf Grund der Vorgaben des Gemeinschaftsrechts zusätzli-
che Schwerpunkte bei folgenden Aufgaben notwendig: 

a) Überprüfung und Bewertung der HACCP Konzepte in den Betrieben sowie Überprüfung der Einhal-
tung der Vorgaben der diesbezüglichen Konzepte 

b) Überprüfung der Gewährleistung der Rückverfolgbarkeit  

c) Überprüfung der Eigenkontrollsysteme der Unternehmen 

Da aber auf der Grundlage des neuen Revisions- und Probenplanes und der Verordnung (EG) Nr. 
882/2004 eine verbesserte Koordinierung der Kontrolltätigkeiten ermöglicht wird, kommt es im Gegen-
zug zu einer Verringerung der einzelnen Kontrollaktivitäten bei gleichzeitiger Steigerung der Effizienz 
der Kontrolle. Dadurch kann eine Kostensteigerung aufgrund der zusätzlichen Schwerpunkte teilweise 
kompensiert werden. 
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Weiters erfordern die einzurichtenden Qualitätsmanagmentsysteme in den Ländern einen zusätzlichen 
Aufwand. Diese Systeme befinden sich derzeit im Aufbau. 

Eine genaue Abschätzung der tatsächlich anfallenden Kosten ist aus heutiger Sicht nicht möglich. 

2. Die Fallzahlen und Kosten der Länder für die Mitwirkung bei der Tätigkeit der nationalen Verbin-
dungsstelle (siehe Kosten des Bundes, Punkt 2) stellen sich wie folgt dar: 
 
Nr. Arbeitsschritt VGr Erwartete 

Fallzahlen 
Wahrschein-
lichkeit 

Zeitbedarf  
in Stunden 

Erwartungs- 
wert 

Aufwand 
in Euro 

1.  Bearbeitung von 
Mitteilungen der Ver-
bindungsstelle 

A 2    400 1 5    2000  69.960 

 

Mit folgendem Personalbedarf ist zu rechnen: 
 
VGr. Jahreszeitbedarf 

(in Minuten) 
Jahresnormalarbeitszeit 
(in Minuten) 

Personalbedarf/VGr. 

A 2 120.000 100.000 1 
 

3. Bezüglich der Zulassung und Registrierung von Betrieben gemäß § 11 ist festzuhalten, dass bereits 
gemäß § 44 Abs. 1 des Fleischuntersuchungsgesetzes und im Bereich tierischer Lebensmittel gemäß den 
einschlägigen Verordnungen auf der Grundlage des LMG 1975 (z.b. Milchhygieneverordnung) eine 
Zulassung und Evidenthaltung der Betriebe notwendig war. Auch ist für die Registrierung von Betrieben 
auf bereits vorhandene Datenbestände zurückzugreifen, sodass sich zusätzliche Kosten für die Länder 
hauptsächlich durch die Wartung der Daten ergeben. 

Mit folgenden Fallzahlen und Kosten ist zu rechnen: 
 
Nr. Arbeitsschritt VGr Erwartete 

Fallzahlen 
Wahrschein-
lichkeit 

Zeitbedarf  
in Stunden 

Erwartungs- 
wert 

Aufwand 
in Euro 

1.  Datenverwaltung A 3 25.000 1 0,25    6.250 156.750 
 

Mit folgendem Personalbedarf ist zu rechnen: 
 
VGr. Jahreszeitbedarf 

(in Minuten) 
Jahresnormalarbeitszeit 
(in Minuten) 

Personalbedarf/VGr. 

A 3 375.000 100.000 4 
 

4. Bezüglich der Beauftragung und Diensteinteilung amtlicher freiberuflicher Tierärzte gemäß § 24 Abs. 
1 ergibt sich für die Länder ein immer wiederkehrender Aufwand durch die mit fünf Jahren begrenzte 
Dauer der Bestellung. Es ist daher mit einer 20% Erhöhung des bisherigen Bestellungsaufwandes gemäß 
§§ 4 und 7 des Fleischuntersuchungsgesetzes zu rechnen. 

5. Die Primärproduktion unterliegt mit ihrer Definition in der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 der Kon-
trolle nach diesem Bundesgesetz. 

Die Zahl der landwirtschaftlichen Primärproduzenten ist mit ca. 180.000 anzunehmen, davon sind nach 
Schätzungen ca. ein Viertel regelmäßige Direktvermarkter. Für die Direktvermarktung ist somit von 
einer Anzahl von 45.000 auszugehen. Die bisherigen Tätigkeitsberichte der Länder weisen eine Zahl 
von ca. 11.000 Direktvermarkter auf, die der amtlichen Kontrolle unterliegen. 

Unter Berücksichtigung eines mit diesem Bundesgesetz vorgeschriebenen risikoorientierten Ansatzes bei 
der amtlichen Kontrolle sollte eine Kontrollfrequenz von mindestens einmal in sechs Jahren realistisch 
sein. Auf Grund der bereits jetzt regelmäßig jährlich zu kontrollierenden Direktvermarkter ist daher mit 
ca. 5600 zusätzlichen Kontrollen zu rechnen. 

Die gesamte Primärproduktion ist risikoorientiert an den Flaschenhälsen zu kontrollieren, d.h. es ist 
sicher zu stellen, dass bei den grossen Warenflüssen wie z.B. in Lagerhäusern für Getreide, Obst, Gemü-
se, Kartoffeln, in Schlachthöfen, in Milch und Eiverarbeitungsbetrieben die Kontrollen  auf die Lebens-
mittelsicherheit erfolgen. Damit sollten 80 - 90% des Produktionsvolumens regelmäßig kontrolliert 
werden können. 

214/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt 41 von 56

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



 

Unter Einberechnung der Kontrollvorgaben aus dem INVEKOS-Bereich (siehe Punkt 6.) sollte mindes-
tens eine Kontrolle, direkt oder indirekt am Flaschenhals, jedes Betriebes in zehn Jahren ausreichen. 
Damit sollte für diesen Bereich die sich noch ergebende Anzahl von weiteren notwendigen Kontrollen 
3.000 nicht übersteigen. 

Insgesamt kann somit von 8.600 zusätzlich anfallenden Kontrollen und damit zusätzlichen Kosten aus-
gegangen werden. 

Mit folgenden Fallzahlen und Kosten ist zu rechnen:  
 
Nr. Arbeitsschritt VGr Erwartete 

Fallzahlen 
Wahrschein-
lichkeit 

Zeitbedarf  
in Stunden 

Erwartungs- 
wert 

Aufwand 
in Euro 

1. Kontrolle A 1   4.300 1 2    8.600 476.784 
  A 2   4.300 1 2    8.600 300.828 
2.  Verwaltung A 3   8.600 1 0,5    4.300 107.844 
 

Mit folgendem Personalbedarf ist zu rechnen: 
 
VGr. Jahreszeitbedarf 

(in Minuten) 
Jahresnormalarbeitszeit 
(in Minuten) 

Personalbedarf/VGr. 

A 1    516.000 100.000  5 
A 2    516.000 100.000  5 
A 3    258.000 100.000  3 
 

6. Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission mit Durchführungsbestimmungen zur 
Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen zur Modulation und zum Integrierten Verwaltungs- und 
Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln für Di-
rektzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für 
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe (INVEKOS) besteht ab 2006 die Verpflichtung mindestens 1% der 
Betriebsinhaber, die Beihilfeanträge gestellt haben, insbesondere auch auf die Grundanforderungen der 
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des 
Lebensmittelrechts (Artikeln 14, 15, 17 Abs. 1, 18, 19 und 20) zu überprüfen. Diese Kontrolle und eine 
Bewertung von Verstößen obliegt der dafür zuständigen Behörde. Die Berichte sind an die Zahlstelle 
(AMA) weiterzuleiten.  

Die Zuständigkeit liegt gemäß diesem Bundesgesetz beim Landeshauptmann. Da die Betriebe ohnehin 
als Primärproduzenten der Kontrolle unterliegen ist nur von einem Mehraufwand für die Bewertung, die 
vorgegeben Form der Berichterstattung über die Kontrolle an die Zahlstelle und die Verwaltung auszu-
gehen. 

Derzeit liegt die Zahl der Betriebsinhaber, die Beihilfeanträge gestellt haben bei ca. 155.000. 1% wären 
somit ca. 1500 Betriebe. 

Mit folgenden Fallzahlen und Kosten ist zu rechnen: 
 
Nr. Arbeitsschritt VGr Erwartete 

Fallzahlen 
Wahrschein-
lichkeit 

Zeitbedarf  
in Stunden 

Erwartungs- 
wert 

Aufwand 
in Euro 

1. Berichterstattung A 2 1.500 1 0,5 750 26.235 
2.  Bewertung A 1 1.500 0,1 0,25 150   8.316 
3.  Verwaltung A 3 1.500 1 0,25 375   9.405 
 

7. Bei der Überprüfung der Abgabe von Speisesalz gemäß Speisesalzgesetz durch den Landeshauptmann 
(Lebensmittelaufsicht) ist mit folgenden Kosten im Rahmen einer Schwerpunktsaktion zu rechnen: 
 
Nr. Arbeitsschritt VGr Erwartete 

Fallzahlen 
Wahrschein-
lichkeit 

Zeitbedarf  
in Stunden 

Erwartungs- 
wert 

Aufwand 
in Euro 

1. Überprüfung A 2 150 1 0,25 37,5 1.311,75 
2. Bescheiderstellung A 2  30 1 0,5 15    524,7 
3.  Reinschrift und Ab-

fertigung 
A 3  30 1 0,25  7,5    188,1 
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8. In § 34 ist vorgesehen, Maßnahmen mit Bescheid zu verfügen. Es waren daher die Kosten, die sich 
durch die Bescheiderstellung ergeben, zu berechnen. Als Grundlage für die Berechnungen wurden die 
Tätigkeitsberichte der Länder der vergangenen Jahre basierend auf den Revisions- und Probenpläne 
herangezogen.  

Mit folgenden Fallzahlen und Kosten ist zu rechnen: 
 
Nr. Arbeitsschritt VGr Erwartete 

Fallzahlen 
Wahrschein-
lichkeit 

Zeitbedarf  
in Stunden 

Erwartungs-
wert 

Aufwand 
in Euro 

1. Bescheiderstellung A 2 30.000 1 0,5 15.000 524.700 
2.  Reinschrift und Ab-

fertigung 
A 3 30.000 1 0,25  7.500 172.710 

 

Mit folgendem Personalbedarf ist zu rechnen: 
 
VGr. Jahreszeitbedarf 

(in Minuten) 
Jahresnormalarbeitszeit 
(in Minuten) 

Personalbedarf/VGr. 

A 2 900.000 100.000 9 
A 3 450.000 100.000 5 
 

9. In diesem Bundesgesetz ist vorgesehen, die Berufungsverfahren generell beim UVS anzusiedeln.  

Mit folgenden Fallzahlen und Kosten ist zu rechnen: 
 
Nr. Arbeitsschritt VGr Erwartete 

Fallzahlen 
Wahrschein-
lichkeit 

Zeitbedarf  
in  
Stunden 

Erwar-
tungs- 
wert 

Aufwand 
in Euro 

1. Aktenvorlage an 
den UVS 

A 3 2.500 1 0,25   625  15.675 

2. Verfahren vor  
dem UVS 

A 1 2.500 1 2 5.000 277.200 

3. Berufungs- 
Erkenntnis 

A 1 2.500 1 1 2.500 138.600 

4. Reinschrift und 
Abfertigung 

A 3 2.500 1 0,25   625  15.675 

 

Mit folgendem Personalbedarf für die unabhängigen Verwaltungssenate der Länder ist zu rechnen: 
 
VGr. Jahreszeitbedarf 

(in Minuten) 
Jahresnormalarbeitszeit 
(in Minuten) 

Personalbedarf/VGr. 

A 1 450.000 100.000 5 
 

10. Private Kontrollstellen sind für die Kontrolle der Verwendung von Angaben, Bezeichnungen oder 
Namen, die von einer österreichischen Vereinigung nach den Verordnungen (EWG) Nr. 2081/92 und 
2082/92 beantragt wurden oder werden, vorgesehen (§ 42). Die Kosten der Kontrolle selbst ist gemein-
schaftsrechtskonform von den Verwendern an einer Spezifikation zu tragen. Derzeit wird diese Tätigkeit 
vom Landeshauptmann durchgeführt. 

Die Zulassung von Kontrolleinrichtungen ist durch kostendeckende Gebühren für die Zulassung zu 
regeln (§ 61). Somit fallen keine zusätzlichen Kosten für die zuständigen Behörden an. 

Die Überwachung der Kontrolleinrichtungen und die Kontrolle von Erzeugnissen nach diesen Verord-
nungen aus anderen Mitgliedstaaten ist Aufgabe der zuständigen Behörde. Die Überwachung der Kon-
trolleinrichtungen verursacht keinen höheren Aufwand als die derzeitige direkte Kontrolle durch den 
Landeshauptmann, es ist vielmehr von konkret nicht abschätzbaren Einsparungen auszugehen.  

11. Für die Kontrolltätigkeiten im Zusammenhang mit der Erteilung von Ausfuhrberechtigungen gemäß 
§ 50 ist die Einhebung von Gebühren vorgesehen. Damit werden zusätzlich anfallende Kosten abge-
deckt.  

12. Für die Erbringung von Leistungen im Rahmen der Schlachttier- und Fleischuntersuchung sowie 
Hygienekontrollen und Rückstandskontrollen in Schlacht-, Zerlegungs- und Wildbearbeitungsbetrieben 
sieht die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 die Einhebung von Gebühren vor, welche zur Kostenabde-
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ckung der Untersuchungen und Kontrollen heranzuziehen sind. Diese Einhebung ist bereits jetzt durch 
den Landeshauptmann erfolgt. Ein vermehrter Verwaltungsaufwand und damit verbundene Kosten sind 
nicht zu erwarten. 

13. Bezüglich der Verwaltungsstrafen ist festzuhalten, dass insgesamt gesehen keine Erhöhung zu er-
warten ist. Diese Auffassung beruht darauf, dass sich die Zahl der Anmelde- und Zulassungsverfahren 
reduziert hat und auch die Möglichkeit eines Absehens von der Anzeigepflicht durch das Aufsichtsorgan 
vorgesehen ist. Somit führt der Umstand, dass Personen, die Waren, die für den Verzehr ungeeignet 
sind, ohne gesundheitsschädlich zu sein, in Verkehr bringen, nunmehr nicht mehr gerichtlich strafbar 
sind, sonders gemäß Verwaltungsstrafrecht, insgesamt zu keinem Mehraufwand.  

Die Personalausgaben der Länder gemäß der obigen Darstellung betragen 2.302.706,6 Euro. Dem hin-
zuzurechnen sind die Sachkosten, die mit 12% der Personalausgaben, die Verwaltungsgemeinkosten, die 
mit 20 % der Personalausgaben angesetzt werden und die Kosten für den Raumbedarf (durschnittlicher 
Raumbedarf von 14m2 pro Person und einer kalkulatorischen Miete von 9,5 Euro pro m2). Es ergeben 
sich somit Gesamtkosten in der Höhe von 3.044.493,7 Euro.  

Einnahmen für die Länder und andere Gebietskörperschaften gemäß § 20 Abs. 9 

1. Gemäß § 60 hat der Unternehmer für amtliche Kontrollen, die über die routinemäßige Kontrolltätig-
keit hinausgehen, Gebühren zu entrichten. Die Kosten für derartige Tätigkeiten der Aufsichtsorgane 
sind Landesabgaben. 

Im Tätigkeitsbericht 2003 werden in Österreich 13.683 Betriebe mit Verstößen ausgewiesen, wobei ca 
7.000 Verstöße Hygienebestimmungen betreffen. Von den untersuchten 40.292 Proben wurden laut 
Tätigkeitsbericht 8.077 beanstandet. 

Unter der Annahme, dass bei Verstößen von Betrieben gegen Hygienebestimmungen eine zweite Revisi-
on stattfindet und dabei ca 2.400 Proben (entspricht der Anzahl der als verdorben beanstandeten Proben 
) zur neuerlichen Überprüfung entnommen werden und unter der Annahme, dass bei reinen Probeent-
nahmen ohne Betriebsrevisionen die Hälfte der laut Tätigkeitsbericht beanstandeten Proben 
nachkontrolliert werden (das sind ca 2.600 Proben), ergeben sich daraus folgende Einnahmen für die 
Länder:  
Nr. Arbeitsschritt VGr Erwartete 

Fallzahlen 
Wahrschein-
lichkeit 

Zeitbedarf  
in Stunden 

Erwartungs- 
wert 

Aufwand 
in Euro 

1. Revision inkl. Bericht-
erstellung 

A 1     800 1 5      4.000   221.760 

  A 2   6.200 1 5    31.000 1.084.383  
2.  Probenziehung A 2   5.000 1 1      5.000   174.900 
3. Einhebung der Gebüh-

ren 
A 3   9.600 1 0,5      4.800   120.384 

 

Dies bedeutet Zusatzeinnahmen für die Länder in der Höhe von 1.601.424 Euro. 

2. Gemäß § 60 hat der Unternehmer für amtliche Kontrollen, die über die routinemäßige Kontrolltätig-
keit hinausgehen, Gebühren zu entrichten. 

Die Kosten für die Untersuchung und Begutachtung von Proben, die in diesem Zusammenhang ent-
nommen wurden, sind der betreffenden Untersuchungsstelle durch den Unternehmer zu ersetzen. 

Unter der Annahme, dass bei Verstößen von Betrieben gegen Hygienebestimmungen eine zweite Revisi-
on stattfindet und dabei ca 2.400 Proben (entspricht der Anzahl der als verdorben beanstandeten Proben) 
zur neuerlichen Überprüfung entnommen werden und unter der Annahme, dass bei reinen Probeent-
nahmen ohne Betriebsrevisionen die Hälfte der laut Tätigkeitsbericht beanstandeten Proben 
nachkontrolliert werden (das sind ca 2.600 Proben), ergeben sich daraus zusätzlich 5.000 Proben. 

Laut den jährlichen Berichten werden von den Untersuchungsanstalten der Länder ca. 40% der amtli-
chen Proben untersucht. 

Unter der Annahme ,dass dieser Verteilungsschlüssel auch auf die zusätzlichen 6.800 Proben anzuwen-
den ist und den durchschnittlichen Untersuchungskosten von ca. 150 Euro pro Probe ergeben sich Zu-
satzeinnahmen für die Länder (2.000 Proben à 150 Euro) in der Höhe von 300.000 Euro. 

Textgegenüberstellung: 

Da eine Vergleichbarkeit mit dem LMG 1975 bzw. dem Fleischuntersuchungsgesetz nicht gegeben ist, 
erfolgt keine Textgegenüberstellung. 
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Besonderer Teil: 

Zu §§ 1 und 2: 

Neben der Aufzählung des Warenkorbes werden unter Berücksichtigung der Verordnung (EG) Nr. 
178/2002 auch die Ziele dieses Gesetzes dargestellt.  

Zu § 3: 

Z 1: Es wird auf den Lebensmittelbegriff der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 verwiesen. 

Z 2: Es wird die Definition der Rahmenrichtlinie 89/398/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Lebensmittel, die für eine besondere Ernährung bestimmt sind, übernommen. 

Z 3: Die Definition des Nahrungsergänzungsmittels ist der Richtlinie 2002/46/EG zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Nahrungsergänzungsmittel entnommen und fand sich schon 
im LMG 1975. Anzumerken ist, dass die Meldung für Nahrungsergänzungsmittel abgeschafft wird, da 
aufgrund des risikoorientierten Ansatzes bei der amtlichen Kontrolle das bisherige Meldesystem keinen 
für den Konsumenten zusätzlichen Nutzen gebracht hat. 

Z 4: Es wird die Definition der Rahmenrichtlinie 89/107/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Zusatzstoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen, weitgehend über-
nommen. 

Z 5: Es wird die Definition der Rahmenrichtlinie 89/107/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Zusatzstoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen, übernommen. 

Z 6: Seit der Kundmachung des LMG 1975 sind eine Reihe von Gesetzen erlassen worden, die spezifi-
sche Regelungen für bestimmte Gebrauchsgegenstände vorsehen. Bei diesen Gesetzen handelt es sich 
um das Chemikaliengesetz, das Biozid-Produkte-Gesetz und das Medizinproduktegesetz. Weiters war 
das Produktsicherheitsgesetz zu berücksichtigen. Es war daher erforderlich die Definition für 
Gebrauchsgegenstände zu überarbeiten.  

Z 7: Es wird die Definition der Richtlinie 76/768/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über kosmetische Mittel übernommen. 

Z 8: Der Begriff des Inverkehrbringens stützt sich auf die Verordnung (EG) Nr. 178/2002, wobei aber 
unter Berücksichtigung des gesamten Gemeinschaftsrechtes auch das Einführen und Verbringen sowie 
das Herstellen, Behandeln und Werben umfasst sein muss. Dadurch, dass auch das Werben ein Inver-
kehrbringen darstellt, werden u.a. die Abgabe von Waren zur Anbahnung von Geschäften, aber auch 
Werbebroschüren umfasst. Da die Abgabe von Speisen im privaten Haushalt auch weiterhin kein Inver-
kehrbringen darstellt, erfolgt eine entsprechende Klarstellung („zu Erwerbszwecken oder für Zwecke der 
Gemeinschaftsversorgung“). 

Z 9 - 16: Diese Begriffsbestimmungen vereinfachen die Zitierung im Gesetzestext. 

Z 17 und 18: Diese Definitionen waren schon im bisherigen Fleischuntersuchungsgesetz (§ 2) zu finden.   

Zu § 4: 

Der Verkehr mit Lebensmitteln richtet sich nach der Basisverordnung (EG) Nr. 178/2002. Zur Gewähr-
leistung der Rechtssicherheit, insbesondere betreffend die Sanktionierung, wird es als notwendig erach-
tet, die Begriffe Gesundheitsschädlichkeit, für den menschlichen Verzehr ungeeignet etc. näher zu defi-
nieren, um unterschiedliche Auslegungen zu vermeiden. 

Zu § 5: 

Es wird eine zentrale Verordnungsermächtigung für das Inverkehrbringen von Lebensmitteln normiert. 
Bezüglich des Verkehrs mit Wasser für den menschlichen Gebrauch ist es im Hinblick auf den einge-
schränkteren Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 erforderlich, eine eigene Verord-
nungsermächtigung zu normieren. 

Zu § 6: 

Für Antrags- und Meldeverfahren im Rahmen dieses Bundesgesetzes soll es in Hinkunft eine eigene 
Gebührenverordnung geben. Ziel ist es, kostendeckende Gebühren festzulegen. 

Zu § 7: 

Die Verordnungsermächtigung in Krisenzeiten berücksichtigt Ereignisse wie jene von Tschernobyl. 
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Zu § 8: 

Unmittelbar anwendbares Gemeinschaftsrecht bedarf einer entsprechenden Vollziehung/Sanktionierung. 
Die Liste der unmittelbar anwendbaren Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft, die im Rahmen 
dieses Bundesgesetzes zu vollziehen sind, soll durch Verordnung kundgemacht werden.  

Zu § 9: 

Das bisher nach dem LMG 1975 vorgesehene Anmeldeverfahren für diätetische Lebensmittel wird EU-
konform in eine Meldung umgewandelt. 

Die Verpflichtung zur Meldung (vgl. Artikel 9 der Richtlinie 89/398/EWG) wird auf diejenigen diäteti-
schen Lebensmittel eingeschränkt, die keiner der in Anhang I der Richtlinie angeführten Gruppen an-
gehören. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Harmonisierung in diesem Bereich 
schon weit fortgeschritten ist. Unter diese Bestimmung fallen in erster Linie diätetische Lebensmittel zur 
Frühgeborenen-Nahrung oder zur Muttermilchanreicherung für Frühgeborene; weiters glutenfreie diäte-
tische Lebensmittel bei Zöliakie oder diätetische Lebensmittel zur Ernährung bei Phenylketonurie, so-
fern es sich nicht um diätetische Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke handelt.  

Zu § 10: 

Die Verordnung (EG) Nr. 852/2004 enthält die allgemeinen Lebensmittelhygienevorschriften und legt 
die Pflichten für Unternehmer fest, die Lebensmittel in Verkehr bringen. Die Verordnung (EG) Nr. 
853/2004 enthält in Ergänzung dazu die spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen 
Ursprungs. 

Zu § 11: 

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 haben die Lebensmittelunternehmer die einzelnen ihrer 
Kontrolle unterstehenden Betriebe, die auf einer der Stufen der Produktion, der Verarbeitung oder des 
Vertriebs von Lebensmitteln tätig sind, zwecks Registrierung zu melden. Gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 853/2004 unterliegen bestimmte Betriebe einer Zulassungspflicht. Zuständige Behörde für die Re-
gistrierung und Zulassung ist der Landeshauptmann. Bei den Behörden bereits bekannte Daten sind zu 
nutzen. 

Darüber hinaus besteht ein nationaler Spielraum, für sonstige Betriebe eine Zulassung vorzuschreiben. 

Die näheren Bestimmungen betreffend die Voraussetzungen und Bedingungen der Registrierung und 
Zulassung müssen national erlassen werden.  

Zu § 12: 

Die Verordnungen (EG) Nr. 852/2004 und (EG) Nr. 853/2004 gelten nicht für die direkte Abgabe klei-
ner Mengen bestimmter Erzeugnisse durch den Erzeuger an den Endverbraucher oder an örtliche Ein-
zelhandelsunternehmen, die die Erzeugnisse direkt an den Endverbraucher abgeben. Die genannten EG-
Verordnungen sehen vor, dass diesbezüglich nationale Hygienevorschriften zu erlassen sind. 

Zu § 13: 

Abgesehen von bestimmten Ausnahmen gilt die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 nicht für den Einzel-
handel. Es besteht jedoch ein nationaler Spielraum, die Anwendung der Bestimmungen dieser EG-
Verordnung auf den Einzelhandel auszudehnen. 

Zu § 14: 

Die Verordnungen (EG) Nr. 852/2004 und (EG) Nr. 853/2004 sehen nationale Anpassungsmöglichkei-
ten vor, damit traditionelle Methoden auf allen Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen von 
Lebensmitteln weiterhin angewendet werden können. Nationale Anpassungsmöglichkeiten gibt es auch 
in Bezug auf strukturelle Anforderungen an die Betriebe und für Regionen in schwieriger geografischer 
Lage. 

Zu § 15: 

Betreffend Rohmilch und Rohrahm, die für den unmittelbaren menschlichen Verzehr bestimmt sind, 
besteht ein nationaler Spielraum, geeignete Gesundheitsmaßnahmen beizubehalten oder einzuführen. 

Zu § 16: 

Die Verordnung (EG) Nr. 852/2004 legt im Sinne der Überwachung der Nahrungsmittelproduktion 
„from the stable to the table“ fest, dass bereits die Produktion im landwirtschaftlichen Betrieb nach den 
Grundprinzipien der guten Herstellungspraxis und der Nachvollziehbarkeit durchgeführt wird. In die-
sem Sinne sind bereits diese Produktionsstufen Gegenstand dieses Gesetzes. Der Umfang und die Art 
der Kontrolle sind durch Verordnungen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Land- und 
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Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft festzulegen, wobei auf bereits bestehende Kontrollme-
chanismen aufgebaut werden soll. 

Zu §§ 17 - 19: 

Wie bisher sollen die Bestimmungen für Lebensmittel sinngemäß auch für Gebrauchsgegenstände und 
kosmetische Mittel gelten, soweit EU-Konformität gegeben ist. Weiters werden Verordnungsermächti-
gungen zur Umsetzung der entsprechenden EG-Richtlinien normiert.  

Kosmetische Mittel werden durch die Richtlinie 76/768/EWG vollständig harmonisiert. Der EuGH hat 
sowohl das Zulassungsverfahren gemäß § 27 LMG 1975 für pharmakologisch wirksame Stoffe als auch 
das Zulassungsverfahren gemäß § 26 Abs. 2 iVm § 9 Abs. 3 LMG 1975 für gemeinschaftsrechtswidrig 
erklärt. 

Das Verfahren gemäß § 30 LMG 1975 zur Zulassung von Stoffen für Gebrauchsgegenstände in Kontakt 
mit Lebensmitteln ist im Hinblick auf das zentrale Zulassungsverfahren der künftigen EG-Verordnung 
über Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kom-
men, obsolet. 

Zu § 20: 

Abs. 1 und 2: In der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 „über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der 
Einhaltung der Vorschriften des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über 
Tiergesundheit und Tierschutz“ wird der für die Gemeinschaft vorgesehene Rahmen für ein harmoni-
siertes Vorgehen der zuständigen Behörden bei der amtlichen Kontrolle festgelegt. Auf der Basis der 
Anforderungen der Verordnung sind die nationalen Regelungen zur Durchführung der amtlichen Kon-
trolle von Lebensmitteln zu formulieren.  

Die Zitierung der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 erfolgt aus systematischen Gründen in dieser Be-
stimmung, da die Zuständigkeit des ho. Ressorts nur hinsichtlich der Kontrolle gegeben ist.  

Es ist geplant, die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 über den ökologischen Landbau und die entspre-
chende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel samt deren Durchfüh-
rungsvorschriften aus dem bisherigen LMG 1975 zu lösen und durch ein separates Bundesgesetz durch-
zuführen. Dem Landeshauptmann sollen weiterhin für die amtliche Kontrolle hinsichtlich biologischer 
Lebensmittel die Instrumente dieses Bundesgesetzes zur Verfügung stehen. 

Bezüglich der Vollziehung des Speisesalzgesetzes soll mit der Kontrolle der Abgabe von unjodiertem 
Speisesalz durch den Landeshauptmann eine Vollzugslücke geschlossen werden.  

Die Bestimmungen des Speisesalzgesetzes sehen nur in besonderen Fällen die Abgabe von unjodiertem 
Speisesalz vor. Gemäß § 3 darf unjodiertes Speisesalz im Einzelhandel an den Verbraucher nur auf 
ausdrückliches Verlangen und nur dann, wenn auch Vollsalz (jodiert) zum Verkauf vorrätig ist, abgege-
ben werden. Im Hinblick auf das vermehrte Anbieten von unjodiertem Salz ist es erforderlich, verstärkt 
die Einhaltung dieser Bestimmung zu kontrollieren. Da die Kontrolle von Speisesalz als Lebensmittel 
ohnedies bereits durch den Landeshauptmann erfolgt, erscheint es zweckmäßig, dass dieser auch die 
Abgabe von Speisesalz im Einzelhandel kontrolliert.  

Abs. 3: Die Kontrolle im Rahmen dieses Bundesgesetzes erfolgt durch den Landeshauptmann, der sich 
besonders geschulter Organe zu bedienen hat.  

Die bisher im Rahmen des Fleischuntersuchungsgesetzes tätigen Tierärzte, werden zu Aufsichtsorganen 
nach diesem Bundesgesetz. Die derzeit nur in Wien übliche Durchführung der Schlachttier- und 
Fleischuntersuchung durch angestellte Tierärzte soll nun für alle Bundesländer möglich sein. Eine über 
das Studium der Veterinärmedizin hinausgehende Ausbildung ist auf Grund der Verordnung (EG) Nr. 
854/2004 erforderlich. Auf der gleichen Grundlage beruht die Bestimmung, dass in Schlachtbetrieben, 
Zerlegungsbetrieben und Wildbearbeitungsbetrieben ausschließlich Tierärzte als Aufsichtsorgane heran-
gezogen werden dürfen. 
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Abs. 4: Die weitere Beauftragung von freiberuflichen Tierärzten mit der Schlachttier- und Fleischunter-
suchung durch den Landeshauptmann ist weiterhin möglich. Ihr Tätigkeitsgebiet ist aber im Unter-
schied zu den in Abs. 3 genannten angestellten Tierärzten auf die Kontrollen und Untersuchungen in 
Schlachtbetrieben, Zerlegungsbetrieben und Wildbearbeitungsbetrieben beschränkt. 

Abs. 5: Amtliche Fachassistenten sind zur Hilfeleistung bei Bedarf zugelassen. Bisher wurde diese Per-
sonengruppe Fleischuntersucher genannt. 

Abs. 6: Betriebseigene Hilfskräfte sind nur in sehr beschränktem Umfang gestattet. Ihr Aufgabengebiet 
gleicht dem derzeitigen Aufgabengebiet der betriebseigenen Geflügelfleischuntersucher. 

Abs. 9: Die Möglichkeit einer Betrauung von Gemeinden mit Kontrollaufgaben soll mit gewissen Ein-
schränkungen beibehalten werden. Darüber hinaus soll es dem Landeshauptmann künftig möglich sein, 
den Gemeinden auch behördliche Aufgaben (Maßnahmenbescheide) zu übertragen. 

Zu § 21:  

Die Beauftragung der freiberuflichen amtlichen Tierärzte erfolgt analog den bisherigen Gegebenheiten, 
wobei allerdings eine generelle Begrenzung der Beauftragung auf fünf Jahre vorgesehen ist. Dies er-
scheint im Sinne der Möglichkeit einer bedarfsorientierten Heranziehung von freiberuflichen Tierärzten 
zu amtlichen Tätigkeiten notwendig. Die Zeitdauer von fünf Jahren erscheint sinnvoll, damit die Aus-
bildung zum Aufsichtsorgan in einem angemessenen Verhältnis zur Dauer der Beauftragung steht und 
eine gewisse Lebensplanung möglich ist. Nach diesen fünf Jahren sind weitere Beauftragungen für je-
weils fünf Jahre zulässig. Die bisher übliche unbefristete Bestellung bis zur Vollendung des 65. Lebens-
jahres hat sich als zu unflexibel in Bezug auf sich ändernde Bedarfsanforderungen erwiesen. Im Sinne 
dieser Flexibilität gilt die Beauftragung für das gesamte Bundesland.  

Zusätzlich zur Beauftragung erfolgt die Arbeitseinteilung hinsichtlich Art, Zeit und Ort. Dies ermög-
licht eine weitere Flexibilität im Sinne der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenerspar-
nis. Durch die Bestellung für das gesamte Gebiet eines Bundeslandes wird der immer wiederkehrenden 
Kritik entsprochen, wonach bei der derzeitigen gesetzlichen Lage eine Befangenheit durch die Aus-
übung anderer freiberuflicher oder amtliche Tätigkeiten im selben geographischen Gebiet nicht ausge-
schlossen werden kann. 

Zu §§ 22 und 23: 

Diese Bestimmungen legen die Voraussetzungen für die Beauftragung, deren Ruhen und deren Entzug 
analog zum bisherigen Fleischuntersuchungsgesetz fest. Hierbei wurde auf die geänderten Bedingungen 
Bedacht genommen. 

Zu § 24: 

Die Aus- und Fortbildung der Aufsichtsorgane ist im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 (An-
hang II, Kapitel I) entsprechend anzupassen. 

Zusätzlich zur veterinärmedizinischen Grundausbildung verlangt die Verordnung (EG) Nr. 854/2004 
eine theoretische und praktische Ausbildung für Aufsichtorgane, die in der Schlachttier- und Fleischun-
tersuchung und im Rahmen von Hygienekontrollen in Fleischbetrieben tätig sind (Anhang I, Abschnitt 
III, Kapitel IV). 

Zu § 25: 

Abs. 1: Die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 verlangt in den Artikeln 41 und 42 von jedem Mitgliedstaat 
die Erstellung eines mehrjährigen integrierten Kontrollplans, der an die Europäische Kommission zu 
übermit teln ist. In diesem sind Vorgangsweisen und Prioritäten der Kontrollen bezüglich Lebensmittel, 
Futtermittel, Tiergesundheit und Tierschutz darzustellen. Sind mehrere zentrale Behörden für diese 
Fragestellungen zuständig, so haben diese sich bei der Erstellung des Plans zu koordinieren. Der Plan ist 
risikobasiert zu erstellen. 

Abs. 2: Die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 verlangt in Artikel 44 von jedem Mitgliedstaat die jährliche 
Übermittlung eines Berichts über die Ergebnisse des Kontrollplans an die Europäische Kommission. 
Dieser Bericht ist wie der Kontrollplan in Koordination zwischen den zuständigen Behörden zu erstel-
len. Der Bericht hat zu umfassen: 

a) Anpassungen des nationalen Kontrollplans 

b) Ergebnisse der im vergangenen Jahr durchgeführten Kontrollen und Überprüfungen 

c) Art und Zahl der Verstöße 

d) Maßnahmen zur Sicherstellung der wirksamen Durchführung des Kontrollplans 
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e) Durchsetzungsmaßnahmen und deren Ergebnisse 

Zu § 26: 

Abs. 1 und 2: Der Revisions- und Probenplan wird als zentrales Instrument zur Steuerung der Lebens-
mittelkontrolle weiterhin beibehalten. Seine Erstellung erfolgt risikobasiert. 

Zu Abs. 3: Durch die unmittelbare Unterstellung der amtlichen Tierärzte unter den Landeshauptmann, 
so wie es auch bei den anderen Lebensmittelaufsichtsorganen der Fall ist, und des Wegfalls der Begren-
zung der Beauftragung auf eine Gemeinde, ist nicht mehr der Amtstierarzt des Bezirkes, sondern ein 
vom Landeshauptmann betrautes Aufsichtsorgan für die Überwachung der ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung der Schlachttier- und Fleischuntersuchung sowie die Hygienekontrollen zuständig. 

Zu Abs. 5: Die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlun-
gen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber 
landwirtschaftlicher Betriebe bestimmt, dass die Zahlung von Direktbeihilfen an die Einhaltung von 
Vorschriften in Bezug auf die landwirtschaftliche Erzeugung und Tätigkeit gebunden sein soll, unter 
anderem zum Zweck der Erhaltung der Flächen in gutem landwirtschaftlichen und ökologischen Zu-
stand, aber auch zur Gewährleistung der Tiergesundheit und des Tierschutzes. Grundanforderung an die 
Betriebsführung gemäß Art. 3 und 4 der EG-Verordnung ist die Einhaltung der in Anhang III genann-
ten Rechtsvorschriften, die sogenannten „anderweitigen Verpflichtungen“. Die dort unter Punkt B ge-
nannten Gemeinschaftsbestimmungen, unter anderem die Verordnung (EG) Nr. 178/2002, sind im Zu-
sammenhang mit Direktzahlungen ab 1.1.2006 einzuhalten. Laut Entwurf der Verordnung des Bundes-
ministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft über die Einhaltung der ander-
weitigen Verpflichtungen und über das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem im Bereich der 
Direktzahlungen (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2005) ist als zuständige Behörde für „anderwei-
tige Verpflichtungen“ die jeweilige Fachbehörde vorgesehen. Der Landeshauptmann hat daher auch die 
konkreten Vorgaben der Art. 41 bis 48 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 in Bezug auf die Verordnung 
(EG) Nr. 178/2002 zu erfüllen. 

Zu § 27: 

Die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 verlangt in Artikel 13 die Erstellung eines Notfallplans.  

Zu § 28: 

Eine ausführliche Darstellung der im Bundesministerium für Gesundheit und Frauen einzurichtenden 
Verbindungsstelle hinsichtlich Art. 34 ff. der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 findet sich bei der Darstel-
lung der Kosten dieses Bundesgesetzes. 

Zu § 30: 

Die amtliche Kontrolle hat nach schriftlich festgelegten, dokumentierten Verfahren vorzugehen. Dies 
erleichtert ein einheitliches Vorgehen bei der amtlichen Kontrolle und sichert damit sowohl das Ver-
trauen der Konsumenten als auch der Betriebe in die behördliche Tätigkeit. Diese Vorgabe der Verord-
nung (EG) Nr. 882/2004 versetzt auch die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen in die Lage, die 
Tätigkeiten der Kontrollbehörden zu evaluieren und auf der Basis der dokumentierten Verfahren die 
Effizienz der eingerichteten Kontrollsysteme zu beurteilen. 

Abs. 8: Hier wurde der Notwendigkeit Rechnung getragen, dass Sachverständige der Europäischen 
Kommission, des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen sowie nationale Experten die gleichen 
Zutrittsberechtigungen zu Betrieben wie Aufsichtsorgane haben müssen, wenn sie im Rahmen von über-
geordneten Kontrollen tätig werden. 

Weiters war zu berücksichtigen, dass Experten der Agentur, der Untersuchungsanstalten der Länder, 
Personen in Ausbildung zu Aufsichtsorganen und Amtsorgane von zuständigen Behörden anderer Mit-
gliedstaaten im Rahme n der gegenseitigen Zusammenarbeit unter bestimmten Umständen ebenfalls der 
Zutritt zu Betrieben möglich sein muss. 

Zu § 31: 

Bei der Probenahme wurde das Erkenntnis des EuGH vom 10.4.2003, RS C-276/01 (Steffensen-Urteil), 
berücksichtigt. Das bedeutet, dass bei einer Probenziehung im Einzelhandel auch dem Hersteller bzw. 
dem Verteiler oder Importeur der betreffenden Ware Gelegenheit gegeben werden muss, auf eigene 
Kosten eine Untersuchung der beprobten Ware vornehmen zu lassen. Dies muss bei der Entnahme der 
amtlichen Gegenproben und deren verpflichtenden Lagerung durch den kontrollierten Lebensmittelun-
ternehmer berücksichtigt werden. 
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Abs. 2: Die Gegenproben bleiben in der Verfügungsgewalt des Lebensmittelunternehmers, bei dem die 
Probe entnommen wurde. Damit bleibt für den Besitzer der Ware für den Fall, dass keine Untersuchun-
gen der Gegenproben erfolgen, die Möglichkeit einer Verwertung der Ware. 

Abs. 3: Bei Untersuchungen auf Kontaminanten besteht nach Gemeinschaftsrecht die Möglichkeit, die 
Gegenprobe aus dem Homogenisat der amtlichen Probe zu entnehmen. Diese Möglichkeit wird hier nun 
erstmals umgesetzt. 

Gemäß Artikel 14 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 führt ein zu beanstandendes Ergebnis 
der Untersuchung einer amtlichen Probe auf Kontaminanten dazu, dass die gesamte untersuchte Charge 
als nicht sicher zu definieren ist. Damit hat die Gegenprobe für den Lebensmittelunternehmer primär 
den Sinn, eventuelle Fehler bei der chemischen Untersuchung der Probe aufzuzeigen. Dies erfolgt aber 
am besten aus einer Teilprobe, die dem Homogenisat der amtlichen Probe entnommen wurde. Bei der in 
der Praxis oftmals vorliegenden heterogenen Verteilung der Kontamination innerhalb einer Charge 
einer Ware ist die Entnahme einer zweiten Probe aus der Gesamtcharge wesentlich weniger aussagekräf-
tig als die Entnahme aus dem Homogenisat der amtlichen Probe. 

Zu § 32: 

Monitoringuntersuchungen dienen dazu, Informationen hinsichtlich bestimmter Fragestellungen, die 
meist den Gesamtzustand des Marktes betreffen, zu erarbeiten. Damit sind Proben, die im Sinne von 
Monitoringuntersuchungen von Lebensmittelaufsichtsorganen zufällig bei einzelnen Marktbeteiligten 
entnommen werden, nicht als Kontrollproben im klassischen Sinn zu betrachten. Deshalb sind in diesem 
Fall auch keine Gegenproben zu hinterlassen, da aus Proben, die im Rahmen von Monitoringstudien 
gezogen werden, auch keine amtlichen Verfolgungsmaßnahmen folgen. 

Wenn sich aufgrund der Ergebnisse von Monitoringproben der begründete Verdacht ergibt, dass bei 
einzelnen Marktbeteiligten Verstöße gegen Vorschriften vorliegen, so können die Aufsichtsorgane, 
nachdem sie vom untersuchenden Labor verständigt wurden, amtliche Probenziehungen vornehmen. 

Zu § 33: 

Abs. 1 und 2: Die Normierung der Pflichten der Unternehmer erfolgte unter dem Gesichtspunkt der 
erforderlichen Zusammenarbeit mit den Aufsichtsorganen. Es muss gewährleistet sein, dass die Auf-
sichtsorgane jede für die Durchführung der amtlichen Kontrolle gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
882/2004 notwendige Unterstützung erhalten. Zur Umsetzung der „Zoonosen-Richtlinie“, soweit sie den 
lebensmittelrechtlichen Teil betrifft, war die Klärung der Frage erforderlich, wer die Isolate nach Durch-
führung der notwendigen Eigenkontrollen der Unternehmer aufbewahrt. Die Weiterleitung der Isolate 
an das zuständige Referenzlabor stellt eine geeignete Lösung dar, um das Referenzlabor in die Lage zu 
versetzen, frühzeitig Informationen zu erhalten und auswerten zu können.  

Abs. 3 und 4: Dass Unternehmer auch betreffend Gebrauchsgegenstände und kosmetische Mittel eigen-
verantwortlich sind, die Rückverfolgbarkeit gewährleisten und mit den Behörden zusammenarbeiten, 
wird unter Zugrundelegung der künftigen EG-Verordnung über Materialien und Gegenstände, die dazu 
bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, bzw. der Produktsicherheitsrichtlinie, die 
hinsichtlich kosmetischer Mittel subsidiär anzuwenden ist, erstmals normiert. 

Abs. 5: Zur Durchführung einer effizienten Kontrolle ist es unumgänglich, dass die Agentur sowie die 
Untersuchungsanstalten der Länder im Einzelfall benötigte Informationen über die Ware erhalten. 

Zu §§ 34 und 35: 

Die Anordnung von Maßnahmen, wie sie in dieser Bestimmung vorgesehen ist, entspricht sinngemäß 
Art. 54 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004. Der Maßnahmenbescheid soll als wirksames Instrument bei 
Feststellung von Mängeln die bisherige Beschlagnahme ablösen, ausgenommen bei Gesundheitsschäd-
lichkeit. Als Berufungsinstanz sind die unabhängigen Verwaltungssenate der Länder vorgesehen. 

Zu § 36: 

Es soll künftig die Möglichkeit vorgesehen sein - unter klar festgelegten Voraussetzungen - von einer 
Anzeige bei einem Verstoß abzusehen. Diese Bestimmung steht im Zeichen einer verstärkten Zusam-
menarbeit zwischen Lebensmittelunternehmer und Behörde im Sinne der Verordnung 
(EG) Nr. 178/2002. Es dürfen jedenfalls nur geringe Mängel vorliegen und auch der Verdacht des Ver-
schuldens darf nur gering sein. 

Zu § 37: 

Das Instrument der Beschlagnahme soll nur mehr subsidiär angewandt werden, ausgenommen Fälle von 
Gesundheitsschädlichkeit. 
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Zu § 38: 

Die Vorgaben entsprechen der bisher schon teilweise geübten Praxis und dienen der Sicherstellung einer 
raschen Verfolgung von Warenströmen. 

Zu § 39: 

Zur Abwicklung des in Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 festgelegten Schnellwarnsystems 
ist - sowohl zur Beurteilung ob die Voraussetzungen für eine entsprechende Notifikation an die Europäi-
sche Kommission als auch zur Beurteilung der erforderlichen Maßnahmen auf Grund einer Meldung 
aus einem anderen Mitgliedstaat - eine entsprechende Risikobewertung erforderlich. Beispielsweise ist 
unter anderem eine Beurteilung zu teffen, ob eine über das Schnellwarnsystem erfolgte Notifikation 
eines Mitgliedstaates eine entsprechende Information der Öffentlichkeit in Österreich erforderlich macht 
(Art. 10 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002) Risikobewertungen und die Erstattung von Vorschlägen 
für das Risikomanangement  obliegen gem. § 8 Abs. 3 Z 1 des Gesundheits- und Ernährungssicherheits-
gesetzes, BGBl. I Nr. 63/2002, der Österreichischen Agentur für Gesundheit und Ernährungsicherheit 
GmbH. 

Im Sinne einer Verwaltungsvereinfachung und zur Vermeidung von Zeitverzögerungen ist es notwen-
dig, die in Art. 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 geforderte Kontaktstelle bei der Österreichischen 
Agentur für Gesunheit und Ernährungsicherheit GmbH. einzurichten.  

Zur Erfüllung dieser Aufgabe ist die unverzügliche Kenntnis aller Daten und Informationen, die in Zu-
sammenhang mit Waren, bei denen der Verdacht eines Risikos für die menschliche Gesundheit besteht - 
unabhängig davon ob es sich um in Österreich oder in einem anderen Staat untersuchte Waren handelt - 
unabdingbar. Derartige Informationen sind daher unmittelbar an die Österreichischen Agentur für Ge-
sundheit und Ernährungsicherheit GmbH. zu melden. 

Zu § 40: 

Die Bestimmung des § 25 a LMG 1975 wurde weitgehend übernommen und hinsichtlich der Bestim-
mungen des Art. 10 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 ergänzt. 

Zu § 41: 

Das Erfordernis der Erstellung eines Trinkwasserberichtes ergibt sich aus der Richtlinie 98/83/EG über 
die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch und fand sich schon im LMG 1975. 

Zu § 42: 

Die Verordnungen (EWG) Nr. 2081/92 und Nr. 2082/92 dienen dem Schutz der Konsumenten vor Irre-
führung bei hervorhebender Kennzeichnung von Lebensmitteln. Die Unternehmer unterziehen sich 
diesen Regeln freiwillig zum Zweck der Absatzsteigerung. Vergleichbar mit den Regelungen für die 
biologische Landwirtschaft sollen die Verwendung von Angaben, die über zwingende lebensmittelrecht-
liche Anforderungen hinausgehen, wie Ursprungsangaben und -bezeichnungen oder besondere Merkma-
le auf Grund traditioneller Charakteristiken, durch private Kontrollstellen und nicht mehr wie bisher 
durch den Landeshauptmann kontrolliert werden (Abs. 1). Bisher war dieser gemäß § 10 Abs. 5 Z 4 
bzw. Abs. 3 iVm § 35 Abs. 1 LMG 1975 zuständig für die Überwachung der Einhaltung der Anforde-
rungen der Verordnungen (EWG) Nr. 2081/92 und 2082/92. Die §§ 42 und 43 dienen der Durchführung 
der in Art. 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 und Art. 14 der Verordnung (EWG) Nr. 2082/92 
normierten Anforderungen an Kontrolleinrichtungen. Der Landeshauptmann ist demnach zuständig für 
die Zulassung und Überwachung der Kontrollstellen. Die Absätze 3 bis 6 regeln die Zulassung von pri-
vaten Kontrollstellen und die damit verbundenen Obliegenheiten des Landeshauptmannes und der Kon-
trollstellen. Im Gegenzug sind Unternehmer verpflichtet, sich dem Kontrollverfahren durch Kontroll-
stellen zu unterziehen, wobei gemäß § 102 dieses Entwurfes eine Übergangsfrist von zwei Jahren ab 
Inkrattreten dieses Bundesgesetzes für die Nennung einer zuständigen Kontrollstelle seitens einer Ver-
einigung im Sinne der genannten Verordnungen besteht. 

Abs. 7: Diese Bestimmung setzt Art. 10 Abs. 7 der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 und Art. 14 Abs. 7 
der Verordnung (EWG) Nr. 2082/92 um, wonach die Kosten für die Kontrolle bei der Verwendung von 
geschützten Bezeichnungen und Angaben von den Verwendern getragen werden sollen, also jenen die 
beabsichtigen, für nach den genannten Verordnungen geprüfte Qualitätsmerkmale auch ein höheres 
Einkommen zu erzielen.  

Zu § 43: 

Es werden die Rechte und Pflichten der Kontrollstellen normiert. Die Kontrollstellen werden als belie-
hene Unternehmen tätig, es stehen ihnen daher die gleichen Rechte wie dem Landeshauptmann zu. 
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Damit verbunden sind die Aufsichtspflicht des Landeshauptmannes über die Kontrollstellen und Melde- 
und Berichtspflichten der Kontrollstellen gegenüber dem Landeshauptmann. 

Zu §§ 44 und 45: 

Hier werden die Bestimmungen des § 33 LMG 1975 übernommen. 

Zu § 46: 

Mit dieser Regelung wird dem Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 entsprochen. Der 
Landeshauptmann und die Zollbehörde werden damit in die Lage versetzt, bei den gemäß den Entschei-
dungen der Europäischen Kommission angeordneten intensiveren Importkontrollen von nichttierischen 
Lebensmitteln, rechtzeitig zu entscheiden, ob der Import zu beproben ist oder nach einer Dokumenten-
kontrolle zur Verzollung freigegeben werden kann. Aufgrund dieser vorherigen Entscheidung kann die 
Abfertigung der Importe wesentlich beschleunigt werden. 

Zu § 47: 

Die hier angeführten Maßnahmen beschreiben die Vorgangsweise bei einem begründeten Verdacht oder 
Zweifeln hinsichtlich der betreffenden Ware. Im Fall des Nachweises, dass die Ware nicht den lebens-
mittelrechtlichen Bestimmungen entspricht, ist gemäß den Artikeln 19 bis 21 der Verordnung (EG) Nr. 
882/2004 vorzugehen. 

Zu §§ 48 und 49: 

Diese Bestimmungen dienen der Umsetzung der Richtlinie 97/78/EG, welche die Einfuhr aus Drittlän-
dern regelt, und der Richtlinie 89/662/EWG, welche den innergemeinschaftlichen Handel mit Lebens-
mitteln tierischer Herkunft regelt.  

Nachdem sich die Aufgaben des aufgrund des Tierseuchengesetzes, RGBl. Nr. 177/1909, tätigen Grenz-
tierärztlichen Dienstes auf lebensmittelrechtliche Aspekte tierischer Lebensmittel erweitert hat, besteht 
die Notwendigkeit, auch dieses Bundesgesetz als Rechtsgrundlage für die Importkontrolle durch diese 
Kontrolleinrichtung zu statuieren. 

Zu § 50: 

Für Fleisch bestand eine derartige Regelung schon bisher gemäß § 44 des Fleischuntersuchungsgesetzes. 
Verschiedene Drittländer verlangen von Exportbetrieben aus anderen Ländern die Einhaltung von Be-
stimmungen, die von jenen in der Gemeinschaft abweichen. Diese Bestimmungen sind von der nationa-
len Behörde zu kontrollieren und zu bestätigen. Diese Zulassungen erfolgen nur auf Antrag des Export-
betrie bes und liegen daher ausschließlich in seinem Interesse.  

Zu § 51: 

Diese Bestimmung dient u.a. dazu, die Ausfuhr von Produkten zu ermöglichen, die zwar entsprechend 
den Vorschriften des Drittlandes, in das sie exportiert werden sollen, erzeugt wurden, nicht aber den 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften entsprechen. Die Vorgänge bei Produktion der Ware und beim 
Export der Ware müssen im Rahmen der Eigenkontrolle des Betriebes nachvollziehbar dokumentiert 
werden. Im Rahmen der amtlichen Kontrolle solcher Betriebe wird dies stichprobenweise von den Auf-
sichtsorganen überprüft. 

Zu § 52: 

Diese Bestimmung entspricht dem bisherigen § 1 des Fleischuntersuchungsgesetzes, einschließlich der 
Ausnahmen von der Untersuchungspflicht für verschiedene Tierarten für den Eigengebrauch.   

Abs. 2: Hier wird nochmals festgehalten, dass diese Tätigkeiten ausschließlich von Aufsichtsorganen, 
die amtliche Tierärzte sind und ihnen unterstehenden amtlichen Fachassistenten ausgeübt werden dür-
fen. Weitergehende Durchführungsbestimmungen sind bereits in der Verordnung (EG) Nr. 854/2004 
geregelt. Soweit ein nationaler Regelungsbedarf oder eine nationale Regelungsverpflichtung in der EG-
Verordnung vorgesehen sind, erfolgt die Erlassung diesbezüglicher Vorschriften auf Basis der Verord-
nungsermächtigung gemäß Abs. 5. 

Zu § 53: 

Die bisherigen Kontrollen des § 17 des Fleischuntersuchungsgesetzes  werden nun in dieser Bestim-
mung festgelegt. Die Vorgangsweise hierbei ist durch § 34 vorgegeben. Die Festlegung der Häufigkeit 
und der Art der Untersuchung erfolgt im Rahmen des Revisions- und Probenplans. 

Zu § 54: 

Diese Bestimmung entspricht dem bisherigen § 26 des Fleischuntersuchungsgesetzes. 
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Zu §§ 55 - 58: 

Im Hinblick darauf, dass nun auch die Schlacht- und Fleischtieruntersuchung in diesem Bundesgesetz 
geregelt ist, erscheint es zielführend, die Rückstandskontrolle für lebende Tiere und tierische Erzeugnis-
se zusammenzuführen. Es ist geplant, diese Bereiche nur mehr in einer Verordnung zu regeln. Die ge-
setzli chen Voraussetzungen werden hiermit geschaffen. 

Die §§ 55, 56, 57 und 58 entsprechen den bisherigen §§ 26a, 26b und 26c des Fleischuntersuchungsge-
setzes. 

Zu § 59: 

Diese Bestimmung verweist auf die nationalen Bestimmungen und die Rechtsakte der Europäischen 
Gemeinschaft über die Entsorgung und Verwertung von nicht zum menschlichen Genuss geeigneten 
oder bestimmten Produkten tierischer Herkunft. 

Zu § 60: 

Die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 sieht für amtliche Kontrollen, die über die routinemäßige Kontroll-
tätigkeit hinausgehen, die Einhebung von kostendeckenden Gebühren durch den Mitgliedstaat vor (Art. 
28).  

Die Möglichkeit der Einhebung von Gebühren für die routinemäßige Kontrolle wurde im Hinblick auf 
bisherige Praxis nicht in Anspruch genommen (Art. 27). 

Die Kosten der Untersuchungsstellen sind direkt an diese gemäß der Gebührentarifverordnung zu be-
zahlen. 

Zu § 61: 

Bei der Zulassung von Kontrollstellen gemäß § 42 handelt sich um eine neue Aufgabe für den Landes-
hauptmann. Die dadurch entstehenden Kosten sollen durch Gebühren abgedeckt werden. 

Zu § 62: 

Bereits bisher waren für die Kontrollen bei der Einfuhr und Ausfuhr sowie bei der Zulassung und den 
laufenden Kontrollen der Betriebe im Rahmen des Fleischuntersuchungsgesetzes Gebühren vorgesehen. 
Um eine Einheitlichkeit und damit Wettbewerbsgleichheit zu erreichen, werden diese Gebühren mit 
Verordnung durch die Bundesministerin festgelegt.  

Zu § 63: 

Die bisherige Festlegung der Gebühren durch die Landesregierung führte zu unterschiedlichen Berech-
nungen und Höhen in Österreich. Um eine Einheitlichkeit und damit Wettbewerbsgleichheit zu errei-
chen, werden diese Gebühren mit Verordnung durch die Bundesministerin festgelegt. Diese Festlegung 
bezieht sich nur auf jene Betriebe, bei denen auf Grund des großen Produktionsumfanges von einheitli-
chen Berechnungsbedingungen ausgegangen werden kann. Als Basis dienen die Vorgaben der Verord-
nung (EG) Nr. 882/2004.  

Für Kleinbetriebe soll so wie bisher die Landesregierung mittels Verordnung die Höhe der Gebühren 
festlegen. Damit kann der unterschiedlichen Struktur dieser Kleinbetriebe entgegen gekommen werden. 

Zu §§ 64 - 66: 

Mit dem Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetz - GESG, BGBl. I Nr. 63/2002 wurde die Öster-
reichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH. errichtet, die auch die ehemaligen 
Bundesanstalten für Lebensmitteluntersuchung umfasst. Die Agentur hat sich im Sinne der Wirtschaft-
lichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit neu strukturiert. Diesem Umstand ist nun im neuen Lebens-
mittelgesetz entsprechend Rechnung zu tragen.  

Weiters ist es erforderlich, dass alle Labors, die Untersuchungen von Waren gemäß diesem Gesetz vor-
nehmen, für diese Untersuchungen nach den Regeln der Norm EN ISO/IEC 17025 akkreditiert sind. Mit 
dem von der Europäischen Gemeinschaft angestrebten Erfordernis der Akkreditierung von Untersu-
chungslabors soll primär eine entsprechend vergleichbare Qualität der Untersuchungen von amtlichen 
Proben erreicht werden. 

Zu § 70: 

Abs. 1 und 3: Die fachliche Qualifikation der Bediensteten der Agentur ist durch dieses Bundesgesetz 
näher zu präzisieren, da es sich bei der Agentur um keine nachgeordnete Dienststelle des Bundesminis-
teriums für Gesundheit und Frauen handelt.  
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Abs. 4: Die spezifische Ausbildung an Fachhochschulen wird berücksichtigt. 

Zu § 72: 

Abs. 1: Im Sinne des Konsumentenschutzes entstehen für eine Partei künftig keine Kosten mehr, wenn 
sie bei Verdacht einer nicht den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes entsprechenden Ware die Agen-
tur oder eine Untersuchungsanstalt der Länder aufsucht. 

Abs. 2: Gemäß Erkenntnis des VfGH, Zl. A 4/02-11 vom 1.Oktober 2003, ist der Bund als Träger der 
Strafrechtspflege zum Ersatz der Kosten für Untersuchungen, die von den Untersuchungsanstalten der 
Länder in bestimmten Strafverfahren durchgeführt werden, verpflichtet. Eine Änderung der bisherigen 
Bestimmung war daher erforderlich.  

Die Partei ist nur bei einer Verurteilung zum Kostenersatz verpflichtet. 

Zu § 73: 

Diese Bestimmung sieht vor, dass die Länder Untersuchungsanstalten gemäß diesem Bundesgesetz ein-
richten können. Es wurde ausdrücklich klargestellt, dass die Kosten von den Rechtsträgern zu tragen 
sind. 

Zu § 74: 

Diese Bestimmung entspricht im Wesentlichen § 50 LMG 1975. Um eine vergleichbare Untersuchungs-
qualität zu gewährleisten, wird von allen Labors, die Untersuchungen von diesem Bundesgesetz unter-
liegenden Waren durchführen, also auch von jenen, die von gemäß § 74 autorisierten Personen verwen-
det werden, die Akkreditierung aller für diese Untersuchungen eingesetzten Untersuchungsverfahren 
verlangt. 

Zu § 75: 

Die Veröffentlichung einer Liste aller Lebensmittelgutachter ist im Hinblick auf die Ausstellung von 
Verkehrfähigkeitsgutachten für diesem Bundesgesetz unterliegende Waren erforderlich. 

Zu § 76: 

Die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 sieht, zum Zweck der Zusammenarbeit mit den Gemeinschaftsrefe-
renzlaboratorien, die Einrichtung von nationalen Referenzlabors vor. Bestimmungen über die Tätigkeit 
dieser Referenzlabors finden sich bereits derzeit in einzelnen Verordnungen (z.B. Milchhygieneverord-
nung). Auf Grund der wachsenden Bedeutung dieser Zusammenarbeit auf Gemeinschaftsebene ist auch 
eine verstärkte Zusammenarbeit aller Labors, die Untersuchungen nach diesem Bundesgesetz durchfüh-
ren, mit dem jeweils zuständigen nationalen Referenzlabor geboten. 

Zu §§ 77 und 78: 

Die Zusammensetzung der Codexkommission wurde erweitet. Bislang gibt es kein Vertreter der Länder, 
die mit der Kontrolle der dem LMG 1975 unterliegenden Waren betraut sind. Dies wird nun geändert. 
Auch soll nun ein Vertreter des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Generationen und Konsu-
mentschutz Mitglied der Codexkommission sein. Neu ist auch ein Vertreter der Österreichischen Tier-
ärztekammer. 

Die Vorsitzführung in der Codexkommission obliegt künftig der Bundesministerin für Gesundheit und 
Frauen. Sie kann einen Stellvertreter benennen. 

Eine Anhörung der Codexkommission im schriftlichen Weg wird ausdrücklich normiert. 

Zu §§ 79 und 80: 

Auch im Ständigen Hygienausschuss ist ein Vertreter der Länder vorgesehen. 

Zu § 81: 

Es wird klargestellt, dass die FAO/WHO Codex Alimentarius - Kommission (WECO) ein eigenes Gre-
mium darstellt.   

Zu §§ 82 - 88: 

Im Sinne einer Entkriminalisierung wird als gerichtlicher Straftatbestand nur mehr die Gesundheits-
schädlichkeit normiert. 

Zu § 89: 

Zur Durchführung einer effizienten Kontrolle und im Hinblick auf den Jahresbericht gemäß § 25 Abs. 2 
ist es unumgänglich, dass die Ergebnisse von Gerichtsverhandlungen der Bundesministerin für Gesund-
heit und Frauen ebenso wie dem Landeshauptmann übermittelt werden. 
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Zu § 90: 

Die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sieht in Artikel 19 ein Zusammenwirken zwischen Unternehmer 
und Behörde vor. In diesem Sinn wird in diesem Bundesgesetz auch die Möglichkeit eines Absehens 
von der Anzeige unter bestimmten Voraussetzungen vorgesehen. Im Gegenzug ist es angebracht, stren-
gere Strafen vorzusehen, wenn der Unternehmer seiner Verpflichtung nicht nachkommt. Der Strafrah-
men für Verstöße gegen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes wird daher erhöht. Weiters wird eine 
Strafe im Wiederholungsfall normiert.  

Insgesamt ist auch zu berücksichtigen, dass die Verwaltungsstrafen des LMG 1975 wesentlich niedriger 
sind als jene neuerer Gesetze.  

Gerade im Bereich des wichtigen Lebensmittels "Trinkwasser" hat sich gezeigt, dass das Fehlen von 
Strafbestimmungen das Entstehen von dubiosen Firmen, die Trinkwasseruntersuchungen durchführen, 
gefördert hat. Die Einführung von Strafbestimmungen ist daher unumgänglich. 

Zu § 94: 

Die Möglichkeit einer Amtsbeschwerde des Landeshauptmannes an den UVS soll in Verwaltungstraf-
verfahren gemäß diesem Bundesgesetz gegeben sein. 

Zu § 95: 

Abs. 1: Die den Gegenstand dieses Bundesgesetzes bisher regelnden Gesetze sind aufzuheben. Der In-
halt des Bundesgesetzes über das Verbot des Inverkehrbringens von kosmetischen Mitteln, die im Tier-
versuch überprüft worden sind, BGBl. I Nr. 62/2000, das im Hinblick auf Änderungen im Gemein-
schaftsrecht demnächst neu kundgemacht wird, soll künftig durch Verordnung geregelt werden. Die in 
diesem Bundesgesetz normierte Verordnungsermächtigung für kosmetische Mittel ist als ausreichend 
anzusehen ist. 

Abs. 2: Die Verordnungen (EG) Nr. 852/2004 und (EG) Nr. 853/2004 gelten ab 1.1.2006. Bis zu diesem 
Zeitpunkt bleiben die die Hygiene im Lebensmittelverkehr betreffenden Bestimmungen des LMG 1975 
in Kraft. 

Mit Inkrafttreten der gemeinschaftsweiten Neuordnung des Hygienebereiches treten die in § 95 Abs. 2 
genannten Verordnungen außer Kraft, da deren Inhalt von den neuen Hygiene-Verordnungen der EG 
erfasst ist bzw. darüber hinausgehende Regelungen, abgesehen von den in den Hygiene-
Verordnungsermächtigungen dargelegten Bereichen, nicht gestattet sind. 

Abs. 3: Im Hinblick auf Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 2004/41/EG vom 21. April 2004 zur Aufhebung 
bestimmter Richtlinien über Lebensmittelhygiene und Hygienevorschriften für die Herstellung und das 
Inverkehrbringen von bestimmten, zum menschlichen Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen 
Ursprungs sowie zur Änderung der Richtlinien 89/662/EWG und 92/118/EWG und der Entscheidung 
95/408/EG (ABl. Nr. L 157 vom 30.4.2004, berichtigt durch ABl. Nr. L 195 vom 2.6.2004) müssen die 
Milchhygieneverordnung und Eiprodukteverordnung hinsichtlich der mikrobiologischen Kriterien und 
Temperaturkontrollerfordernisse, soweit diese nicht in der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 geregelt sind, 
bis zur Erlassung von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft, die diese Bereiche regeln, aufrecht 
bleiben. 

Abs. 4: Es treten weiters jene Verordnungen außer Kraft, deren Regelungsbereich nicht mehr Gegens-
tand dieses Bundesgesetzes ist (Azofarbstoffverordnung und Nickelverordnung) bzw. die als obsolet zu 
betrachten sind (Verordnung über die Bundesanstalten für Lebensmitteluntersuchung) bzw. deren Not-
wendigkeit im Kontext der EU nicht mehr vorhanden ist (Speisepilzverordnung). 

Abs. 5: Im Hinblick darauf, dass die Agentur gemäß § 8 Abs. 3 GESG ihre Tarife für Leistungen an 
Private selbst regeln darf, ist die Bestimmung des § 4 der Gebührentarifverordnung aufzuheben. 

Abs. 6: Im Interesse der Rechtssicherheit (Urteil des EuGH vom 23.1.2003, Rechtssache C-221/00) sind 
Bescheide gemäß § 9 Abs. 3 LMG 1975 (Zulassung gesundheitsbezogener Angaben) aufzuheben. 

Zu § 96: 

In § 77 LMG 1975 wurde bereits eine Rechtsbereinigung vorgenommen. Die in dieser Bestimmung 
genannten Verordnungen sind jedoch aus fachlicher Sicht weiterhin erforderlich. 

Zu § 97: 

„Spielzeug“ ist dem Bereich „Produktsicherheit“ zuzuordnen und soll künftig in die Zuständigkeit des 
Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz fallen. Bis entspre-
chende gesetzliche Regelungen erlassen sind, ist es notwendig, die gemäß LMG 1975 kundgemachten 
Verordnungen als Bundesgesetze bestehen zu lassen. 
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Zu §§ 99 - 104: 

Zur Gewährleistung einer kontinuierlichen Fortführung der Vollziehung werden entsprechende Über-
gangsbestimmungen normiert. 

§ 104: 

Abs. 2 und 4: Bereits jetzt bestehende Beauftragungen nach dem Fleischuntersuchungsgesetz als 
Fleischuntersuchungstierärzte und Fleischuntersucher gelten für fünf Jahre ab dem Inkrafttreten des 
Bundesgesetzes, das ist bis zum 31.12.2010.  

Zu § 107: 

Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes obliegt grundsätzlich der zuständigen Bundesministerin für 
Gesundheit und Frauen. Die Vollziehung der Gerichtsstrafen fällt in die Zuständigkeit des Bundesminis-
ters für Justiz. Die Erzwingung der Durchführung einer Kontrolle unter Heranziehung der Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes fällt in die Zuständigkeit des Bundesministers für Inneres. 
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